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Vorwort. 



Wir wollen in der Wahrheit das freundliche 
Zusammenleben beider nationalen Elemente, -die 
wirkliche Gleichberechtigung, das fröhliche Ge- 
deihen beider wollen keine Scheidung von 

unserem treuen alten Bundesgenossen Oesterreicb, 
mit dem wir durch Jahrhunderte Freude und Leid 
getheilt haben, keine Absonderung von dem grossen 
ganzen Österreichischen Kaiserstaate, dessen Kraft 
durch Einigkeit und immer innigeres Anschliessen 
fort und fort wachsen möge in alle Ewigkeit. 

Christian Ritter d'Elvert. 1848. 

Der Verfasser hat die vorstehenden, in der Zeit der 
grössten politischen Aufregung des Jahres 1848, der Feder 
des hochgeachteten mährischen Politikers und Geschichts- 
schreibers entflossenen Worte an die Spitze dieser Schrift 
gestellt, um gleich offen festzustellen, dass er selbst, von 
der Wahrheit und Richtigkeit der Worte d'Elvert's über- / 
zeugt, ein entschiedener Anhänger der in denselben ent- 
haltenen politischen Richtung ist. Dies wird ihn gewiss 
nicht hindern, in Nachfolgendem die möglichste Objectivität 
zu bewahren. 

Wohl selten wird man in der Geschichte eine politische 
Bewegung finden, welche so wenig auf die Einwirkung 
weiterer Volkskreise zurückzuführen wäre, als diejenige, 
welche die Erweckung des slavisch-nationalen Geistes in 
Böhmen und Mähren zu Ende des XVIII. Jahrhunderts 
hervorrief. 
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Die nationale Bewegung wurde zunächst von den 
böhmischen Ständen angeregt und von äusseren Einflüssen 
begünstigt, aber hauptsächlich durch die Thätigkeit einer 
verhältnissmässig kleinen Anzahl slavischer Gelehrter und 
Schriftsteller zur Entwicklung gebracht. Dieselbe blieb 
von Seite der österreichischen Regierung lange unbeachtet 
und den nationalen Bestrebungen, welche sich in den 
ersten Jahren nur als eingehende Beschäftigung mit sla- 
vischer Sprachforschung äusserten, wurde keine Bedeutung 
beigelegt, bis man zu spät entdeckte, dass die gelehrten 
Bestrebungen — einen politischen Hintergrund hatten und 
dieser im Jahre 1848 in einer für die Regierung durchaus 
nicht angenehmen Weise zu Tage trat. Von der unermüd- 
lichen nationalen Propaganda grossgezogen , unterstützt 
durch die politische Unzufriedenheit der Volksmassen, er- 
schien da der slavisch- nationale Geist als unbändiger, 
überlauter Factor auf der politischen Bühne. Die Revo- 
lution wurde unterdrückt, aber die damals aufgetauchten 
slavischen Ideen hatten schon in so weiten Kreisen Wurzel 
gefasst, dass auf deren Verschwinden nicht mehr gerechnet 
werden konnte, und da es überdies damals nicht gelungen 
war, die unklaren nationalen .Ansprüche in bestimmte, 
massvolle Formen zu bringen und so in der Zukunft für 
den Staat ungefährlich zu machen, so war es natürlich, 
dass dieselben nach der kurzen erzwungenen Ruhepause 
von 1850 — 1861, als wieder eine freiere politische Bewe- 
gung gestattet war, alsbald ihren unheilvollen, bis in die 
Gegenwart anhaltenden Einfluss im österreichischen Staats- 
leben geltend machten. 

Die gelehrten Erfinder und Ausbilder der slavischen, 
nationalen Idee hatten im Jahre 1848 für die Dynastie 
und für die Erhaltung des österreichischen Staates, freilich 
nur unter der Voraussetzung der Umformung desselben 
in einen Unions-Staat mit vorwiegend slavischem Einfluss, 
gekämpft und waren der panslavistischen und pangerma- 
nischen Agitation entschieden entgegengetreten. Sie hatten 
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vor diesem Jahre, insolange die nationalen Bestrebungen 
nur auf geistigem Gebiete Ausbreitung fanden, unbedingte 
Anerkennung ihrer Autorität bei ihren Landsleuten ge- 
funden, wenn auch schon damals einzelne verfehlte, ernste 
Arbeit scheuende jüngere Existenzen, besonders in Prag 
^— durch, die gute Sache compromittirende Extravaganzen — 
ihnen bittere Stunden bereiteten. Als aber der Kampf ins 
öffentliche Leben überging und die nationalen Lehren, aus 
dem Gebiete des luftigen Ideals herabgezogen, praktisch 
verwirklicht werden sollten, da widerfuhr ihnen das Miss- 
geschick, welches Doctrinären aller Zeiten so oft begegnet 
ist — die mit idealen Absichten in Gang gebrachte poli- 
tische Bewegung kam in ein zu rasches Rollen und schlug 
eine Richtung ein, welche den Absichten derer, die den 
ersten Anlass hierzu gegeben hatten, durchaus nicht ent- 
sprach. Die Führung der Bewegung entschlüpfte ihren 
Händen und an deren Stelle traten wilde Agitatoren und 
unreife Jungen, welche die Volksmassen für ihre ultra- 
derhokratischen und panslavistischen Ideen begeisterten, zu 
rohen Gewaltthaten verleiteten und eine grenzenlose Ver- 
wirrung herbeiführten. Schon im Jahre 1848 bildeten sich 
im nationalen Lager zwei Parteien, die der Alt- und die 
der Jungtschechen, welche einander erbittert bekämpften. 
Als sich nach dem Jahre 1860 die nationale Frage in 
Böhmen und Mähren wieder regte, versuchten wohl die 
alten gemässigten Führer die Leitung derselben in die 
Harid zu nehmen; es gelang ihnen dies aber nur in sehr 
beschränktem Maasse, denn die jüngere Generation hatte 
an den extremen politischen, socialen und nationalen Lehren, 
welche ihr im Jahre 1848 eingeimpft wurden, so viel Ge- 
fallen gefunden, dass sie rasch die unbestreitbar grossen 
Verdienste der alttschechischen cofiservativen Gelehrten 
um die Verbreitung der slavischen Idee vergass und voll 
ündaflk Leuten die Führerschaft übertrug, welche die 
ganze Angelegenheit in das Fahrwasser wilderregter Leiden- 
schaften brachten. Mehr Anerkennung haben Jene, welche 
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die slävische Frage in Oesterrcich aufrollten, in der öffent- 
lichen Meinung Russlands, die für die nationalen Wirren 
das grösste Interesse zeigt, gefunden. Hiefür legen zahl- 
reiche Stimmen in russischen Werken Zeugniss ab; unter 
andern beweist dies eine Stelle in dem von General Rosislav 
Fadejew, einem bekannten Anhänger des Panslavismus, 
herausgegebenen Buche über Russlands Kriegsmacht und 
Kriegspolitik. Fadöjew ettheilt daselbst der russischen Re.- 
gierung unter anderen gegen Oesterreich gerichteten Mah^ 
nungen auch den Rath, dieselbe möge den um der slavi- 
schen Sache wegen Verfolgten in Russland ein Asyl bieten 
und würden für diesen Zweck besonders wissenschaftliche 
Institute geeignet sein, »da die Führer der slavisch-natio- 
nalen Bewegung in Oesterreich meist Gelehrte sind.« 

Welche waren die Ursachen, welche die nationale 
Bewegung in Oesterreich ins Leben gerufen, wie war die 
Rolle, welche die Stände in derselben gespielt, was für 
Mittel haben die slavischen Gelehrten angewendet, um 
weitere Kreise für die nationalen Ideen zu gewinnen, und 
welche Umstände haben das Emporkommen derselben 
gefördert ? 

Dies sind Fragen, über welche man sich klar sein 
muss, um das Entstehen der tschechischen Nationalitäten- 
frage richtig zu beurtheilen. 

Die vorliegende Schrift entsprang dem Wunsche, aus 
der diesbezüglichen reichhaltigen Literatur, insbesondere 
aus der deutschen und slavischen, jene Vorgänge in ge- 
drungener Form zusammenzutragen, welche zur Aufklärung 
des Entstehens und der Entwickelung der slavisch-ntitio- 
nalen Bewegung in Böhmen und Mähren dienen können. 

Der Umstand, dass in den geschichtlichen Vorgängen, 
welche zu schildern wir uns vorgenommen haben, moderne 
politische und sociale Schlagworte eine grosse, für Staat 
und Gesellschaft gewiss nicht nutzbringende Rolle spiel- 
ten, veranlasst uns zu einigen Bemerkungen über die- 
selben. 
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Phantasie und Gemüthserregungen haben auf den 
Gang der geschichtlichen Ereignisse gar oft einen grossen 
Einfluss gehabt, und einzelne der Volksmenge wiederholt 
vorgerufene Worte, welche nur einen höchst unklaren, 
schwer definirbaren Begriff ausdrücken, haben, vielleicht 
deshalb, weil die Dehnbarkeit des Begriffes der Phantasie 
Spielraum gewährt und subjective Vorstellungen erleichtert 
-— es oft vermocht, Volksmengen bis zur Raserei zu be- 
geistern. Solche Worte waren zur Zeit der ersten fran- 
zösischen Revolution »Freiheit« und »Gleichheit«; im Jahre 
1848 kamen noch »Brüderlichkeit« und »Nationalität« hinzu. 
Alle diese zuerst von einzelnen Schwärmern ausgesprochenen, 
dann von selbstsüchtigen Agitatoren dem Volke vorgesagten 
Worte, welche von Hunderttausenden, wie unter dem Ein- 
druck einer unwiderstehlichen Suggestion — gläubig und 
willenlos, ohne klare Vorstellung des Inhaltes derselben, 
leidenschaftlich wiederholt und nachgebetet wurden — 
haben zum Gegentheile dessen, was sie ursprünglich be- 
deuten sollten, zu gegenseitigem Hass, Kampf, in Schläch- 
tereien und Verwüstung geführt. Die Kunst des Lesens 
und Schreibens findet unter den Menschen immer mehr 
Ausbreitung, die Zahl der Analphabeten ist bei uns eine 
verschwindend kleine, aber das logische Denken scheint 
in weiteren Kreisen nur langsame Fortschritte zu machen, 
denn die erfolgreiche Verwendung der Schlagworte hat 
auch in der Gegenwart noch nicht nachgelassen. Im 
Parlamente, in den Landtagen und Volksversammlungen, 
in den politischen Journalen, überhaupt im ganzen öffent- 
lichen Leben werden mit Vorliebe unklare, aber bei dem 
Publicum beliebte, schöntönende Schlagworte und Phrasen 
mit Vorliebe, anstatt bestimmter Begriffsdefinitionen an- 
gewendet, obgleich nur durch solche ein richtiges Ver- 
ständniss des Inhaltes dieser Worte beim Publicum zu 
erreichen wäre. Der Zuhörer oder Leser prägt sich ohne 
viele Mühe ein solches Schlagwort ein und es bleibt ihm 
eine seinen geistigen Fähigkeiten und seiner Phantasie 
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entsprechende, ihm sympathische und convenirende Aus- 
legung und Anwendung des Schlagwortes überlassen. 

Die sich immer mehr entwickelnde und ausbreitende 
Journalistik hat gewiss grosse Verdienste um Verbreitung 
des Fortschrittes aufzuweisen, sie ist für Handel und Ver- 
kehr so wie auch im öffentlichen Leben ein nicht nur 
einflussreicher, sondern geradezu unentbehrlicher Factor 
geworden. Aber ein Nachtheil, den sie im Gefolge hat, 
besteht darin, dass sie bei sehr vielen Menschen wohl 
unbeabsichtigt die Urtheilsfähigkeit schwächt, indem sie 
dieselben des selbstständigen Denkens überhebt und. in 
politischer Hinsicht voreingenommene Leserkreise mit ein- 
seitigen Anschauungen erzeugt. 

Unter dem Eindruck des Augenblickes, in Eile und 
oft mit Oberflächlichkeit geschrieben, verbreitet die Presse 
ihre Geistesproducte über den ganzen Weltkreis und ist 
das Lesen der Tagesblätter für die Mehrzahl der Menschen 
ein tägliches Bedürfniss geworden. Für jede Gesellschafts- 
classe, jeden Beruf und jede politische Partei bestehen 
meist mehrere, die einseitigen Interessen der Leser ver- 
tretende, ihren Wünschen und Bestrebungen entsprechende 
Journale: Die Tagesblätter haben es auch übernommen, 
für Millionen von Menschen das tägliche, von den Lesern 
ohne weiteres Nachdenken nachgebetete, politische und 
sociale Glaubensbekenntniss zu bereiten. Hierdurch wird 
nicht nur die geistige Bequemlichkeit der Leser unterstützt, 
indem sie täglich eine fertige Meinung über die Vorgänge 
des öffentlichen Lebens vorfinden und das Gehirn aus 
Mangel an Uebung sich der logischen Arbeit entwöhnt, 
sondern es wird auch leicht eine Einseitigkeit des Urtheils 
herbeigeführt. 

Da nur wenige mehr als eine Zeitung lesen und diese 
Zeitung wieder nur eine bestimmte politische oder sociale 
Richtung vertritt und verherrlicht, nur Argumente für ihre 
eigene Richtung vorbringt und hierdurch der so wichtige 
Grundsatz »Audiatur et altera pars« nur sehr selten zur 
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Geltung kommen kann, so erscheint es wohl erklärlich, 
warum im grossen Publicum objective Urtbeile über Politik 
so selten gehört werden, dagegen Einseitigkeit und Partei- 
lichkeit immer mehr um sich greifen. 

Aber nicht nur bei den minder Gebildeten bemerkt 
man das Bestreben, sich mit möglichst wenig eigenem 
Hinzuthun bequem eine politische Ansicht anzueignen, 
auch unter Jenen, welche eine höhere wissenschaftliche 
Ausbildung genossen oder an Gymnasien und Realschulen 
allgemeine Kenntnisse gesammelt haben, finden sich nur 
wenige, welche sich, nachdem sie die Schule verlassen, 
der Mühe unterziehen würden, ihre Kenntnisse, insbe- 
sondere auf dem Gebiete der Geschichte und National- 
ökonomie, weiters zu vermehren. 

Für alle Fälle ist es ein schlechtes Zeichen unserer 
Zeit, dass trotz der grossen, für die Hebung der geistigen 
Bildung der Bevölkerung gebrachten Opfer, trotzdem, dass 
von Jahr zu Jahr die Zahl jener, welchen die Gelegenheit 
geboten wird, eine höhere Bildung zu erlangen, eine stark 
steigende ist, Schlagworte noch immer einen grossen, 
schädlichen Einfluss auszuüben im Stande sind und un- 
klare sociale und politische Vorstellungen in weitiesten 
Kreisen Verbreitung finden. 

Weder die sich ausbreitende Cultur und Civilisation, 
noch der stete Fortschritt in der Besserung der materiellen 
Verhältnisse aller Bevöikerungsclassen, denen die staat- 
lichen Freiheiten in gleichem Maasse zu Theil geworden, 
noch die Verbreitnng der Volksschulbildung haben es bis- 
her vermocht, den oben erwähnten schädlichen Einfluss 
der Schlagworte zu paralysiren. 

Mit Vorliebe wird von Humanität gesprochen, von 
dem unaufhaltsamen Fortschritte der Menschheit, aber die 
bösen Leidenschaften schlummern in den Menschen un- 
verändert fort und sind gerade so leicht durch ein Wort 
zu wecken, wie vor hundert Jahren. Rassen-, Classen- 
und Religionshass werden durch gewissenlose Agitatoren 
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entflammt und Neid und Missgunst , die hässlichsten 
menschlichen Leidenschaften, sind auch heute noch die 
gewaltigen Triebfedern, welche den in der Geschichte der 
Menschheit immer wiederkehrenden Verdrängungskampf 
der Menschen unter einander, hervorrufen. Die Gloriole, 
welche poetische Geschichtsschreiber um die erste fran- 
zösische Revolution zu verbreiten verstanden, ward ver- 
nichtet, als man daran ging, die Phantasiegebilde von den 
wirklichen Vorgängen und den Motiven derselben zu 
trennen. Der französische Historiker H. Taine hat in der 
Geschichte der Entstehung des heutigen Frankreichs un- 
widerieglich nachgewiesen, dass zur Zeit der ersten fran- 
zösischen Revolution Egoismus, Neid und Missgunst unter 
dem Deckmantel der schöntönenden Schlagworte »Frei- 
heit« und »Gleichheit« die grösste Rolle spielten, und dass 
die mit den Worten »ote-toi de lä, que je m'y mette« am 
besten ausgesprochene Absicht überall in den politischen 
Vorgängen jener Zeit zu Tage tritt. Auch in der Bewe- 
gung von 1848, wo, wie schon erwähnt wurde, neben 
»Freiheit« und »Gleichheit« noch die Worte »Brüderlich- 
keit« und »Nationalität« zündend auf die Volksmassen 
wirkten, sowie in der Folge bis auf die Gegenwart kann 
man die Wirkung der vorerwähnten egoistischen Motive 
nur zu oft nachweisen. 

Wenn wir die eben genannten Schlagworte etwas 
näher betrachten, so finden wir an denselben die Eigen- 
thümlichkeit, dass es nicht leicht ist, den Begriff derselben 
zu präcisiren. 

Das so oft bejubelte Wort »Freiheit« wird im Volke 
noch vielfach als die Möglichkeit der Ausübung des mensch- 
lichen Willens ohne Einschränkung und Behinderung auf- 
gefasst und daraus das Recht der Auflehnung gegen die 
gesetzliche Autorität deducirt. Und doch ist es einleuchtend, 
dass eine absolute Freiheit der Willensäusserung weder 
im Naturzustande, wo der Mensch nur die Bedürfnisse der 
Erhaltung und Fortpflanzung seines animalischen Lebens 
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befriedigen will und wo die Natur sich dem menschlichen 
Willen überall einschränkend entgegenstellt, noch im staat- 
lichen oder gesellschaftlichen Leben gestattet sein, sondern 
höchstens in dem Reiche der Träume bestehen kann. 
Würde dies Wort im Volke richtig aufgefasst, dann kämen 
Ausbrüche roher Gewalt im Staatsleben wohl nur selten 
vor. Der Mensch gewinnt durch die gesellschaftliche Ver- 
einigung an Freiheit der Natur gegenüber, weil die Hinder- 
nisse, welche dieselbe der Ausübung des menschlichen 
Willens entgegenstellt, mit vereinten Kräften leichter be- 
kämpft und beseitigt werden; die gesellschaftliche Vereini- 
gung ermöglicht auch die Vertheidigung des Menschen 
gegen feindliche Angriffe, sie fördert endlich durch Er- 
möglichung der Arbeitstheilung den Fortschritt und den 
Wohlstand aller Menschen. Aus diesen Gründen ist die 
gesellschaftliche Vereinigung eine Nothwendigkeit. Aber es 
ist unvermeidlich, dass der Mensch durch dieselbe in eine 
gewisse Abhängigkeit zur Gesellschaft kommt, da diese 
für die Unterstützung, die sie gewährt, eine Einschränkung 
der persönlichen Freiheit des Einzelnen verlangen muss, 
ohne welche ein friedliches Zusammenleben eben nicht 
denkbar wäre. So kommt es, dass die Gesellschaft und in 
weiterer Form der Staat, zum geistigen und materiellen 
Fortschritte, zu zunehmendem Wohlstande Aller führen, 
dagegen aber die persönliche Freiheit, die freie Ausübung 
des menschlichen Willens stark eingeschränkt werden 
muss, wo es sich um das allgemeine Interesse handelt, 
und kann kein denkender Mensch diese Nothwendigkeit 
leugnen. 

Thatsächlich sehen wir in der Zeit der freieren con- 
stitutionellen politischen Entwickelung, dass die Volksver- 
tretungen diese Nothwendigkeit anerkennen, und Gesetze 
im Interesse der Wohlfahrt weiterer Gesellschaftskreise 
berathschlagen und annehmen, so z. B. das Gesetz der 
Versicherung der Arbeiter gegen Unfälle, das Kranken- 
cassen-Gesetz, die Verordnungen zur Tilgung ansteckender 
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Krankheiten u. a. m., welche alle tiefe Eingriffe in das 
Gebiet der persönlichen Willensfreiheit Einzelner enthalten. 
Dies sind also Beschränkungen der persönlichen Freiheit, 
welche eben durch das allgemeine Wohl erfordert werden. 
Man anerkennt heutzutage allgemein, dass es ein natür- 
liches Recht der Menschen ist, ihre physischen und gei- 
stigen Anlagen zu eigenem Vortheile zu entwickeln und 
auszuüben, aber auch hierbei wird die Freiheit in gewissem 
Maasse eingeschränkt werden müssen, denn ein Recht zur 
Ausübung der persönlichen Anlagen und Fähigkeiten kann 
nur insoweit in Anspruch genommen werden, als hierdurch 
Niemandem Böses zugefügt wird und der Gesellschaft oder 
dem Staate daraus kein Schaden entsteht. Freiheit und Ver- 
antwortlichkeit sind eben unzertrennliche correlative Be- 
griffe. Da aber das Bewusstsein der Verantwortlichkeit, 
das Gewissen und die Religion meist nicht genügen, die 
Menschen von bösen, den Mitmenschen schädlichen Hand- 
lungen abzuhalten, tritt an die Gesellschaft und an den 
Staat im Selbsterhaltungs- Interesse die Nothwendigkeit 
heran, mit ausgiebigeren Mitteln, durch Gesetze und Strafen 
das Böse und Schädliche zu unterdrücken. 

Man sieht aus diesen Ausführungen, dass das Wort 
»Freiheit« eigentlich nur auf einpn sehr engen Spielraum 
angewendet werden darf. Aber die Freiheit beruht nicht 
allein auf dem Willen, sondern auch auf dem Können; 
Wollen und Können sind zwei grundverschiedene, von 
natürlichen Anlagen abhängige Befugnisse und nur selten 
kann man beide auf einen Gegenstand vereinigen. Die 
Freiheit des Willens kennt keine Grenzen, das natürliche 
Vermögen, denselben auszuüben, wird nicht nur durch die 
physischen und geistigen Anlagen des Einzelnen, sondern 
auch durch äussere, natürliche, unüberwindliche Hinder- 
nisse beschränkt, im Staate aber durch Gesetze ein- 
geschränkt. Während zur Zeit des Absolutismus »Freiheit« 
vor Allem den Schutz gegen Vergewaltigung durch die 
Regierungsgewalt bedeutete, nennt man im constitutio- 
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nellen Staate > bürgerliche Freiheit« den Schutz der den 
einzelnen Bewohnern gewährten persönlichen Freiheit, 
welchen der Staat übernimmt und gewährt; das heisst, 
jeder Staatsbürger hat das Recht, im Schranken der Ge- 
setze seine Fähigkeiten frei zu seinem eigenen Nutzen 
auszuüben. Hiefür hat er die Pflicht^ zur Erhaltung des 
Staates beizutragen. Die Gleichstellung aller Staatsbürger 
vor dem Gesetze und die gleiche Vertheilung der Pflichten, 
wodurch jede Bevorzugung ausgeschlossen wird, bezeichnet 
man als politische Freiheit. 

So weit es sich um menschliche Einrichtungen han- 
delt, kann der Mensch seinen Mitmenschen äusserlich 
gleiche Berechtigung zu Theil werden lassen, insoweit als 
sich die Natur nicht dagegen auflehnt, denn Naturgesetze 
sind unabänderlich. Die Gleichheit der Menschen lässt 
sich nicht decretiren, weil der Mensch über die von der 
Natur verliehenen inneren Anlagen seiner Mitmenschen 
keine Macht hat, und weil selbe der Natur überhaupt 
nicht entspricht. Schon bei der Geburt bringt jedes Kind 
eine stark wechselnde Menge physischer und moralischer 
Eigenschaften mit, als Princip seiner späteren Entwickelung. 
Die Ungleichheit der Menschen ist ein Naturgesetz, an 
dem die Menschen nichts zu ändern vermögen. Dies ist 
so klar, das ungleiche Maass der menschlichen physischen 
und geistigen Fähigkeiten und die Verschiedenheit der 
unentbehrlichen Bedürfnisse der einzelnen Menschen so 
in die Augen fallend, dass es geradezu unbegreiflich ist, 
wie das Schlagwort > Gleichheit« bei vielen Tausenden den 
Glauben an die Möglichkeit der Einführung socialer und 
materieller Gleichheit in der menschlichen Gesellschaft zu 
erwecken im Stande ist. Gerade so klar als die Unmög- 
lichkeit die menschliche Gleichheit herbeizuführen, ist die 
Thatsache, dass, wenn es auch für einen Augenblick durph 
rohe Gewalt gelingen sollte, materielle Gleichheit einzu- 
führen, dies unmittelbar die Vernichtung aller Civilisation 
zur Folge haben müsste und der Zustand alter Barbarei 
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mit allen seinen Entbehrungen und Schrecken eintreten 
würde. Auch die mit der Gleichheit so oft in Verbindung 
gebrachte Gleichberechtigung lässt sich ebensowenig an- 
ordnen, wie die erstere, weil eine solche ohne die Voraus- 
setzung Gleichwerthigkeit nicht denkbar ist. Menschliche 
Wesen, welche die Natur ungleich begabt und entwickelt 
hat, können wir weder durch Gesetze, noch durch Ge- 
waltmittel ändern, besser entwickelten und begabteren — 
gleichmachen und ihnen einen gleichen Werth zuschreiben. 

Wie das Schlagwort »Brüderlichkeit« aufgefasst und 
im Leben praktisch angewendet wurde, sobald die Auto- 
rität der Gesetze aufhörte den lieben Nächsten zu schützen, 
wie besonders unter der Commune in Paris unter diesem 
Motto Ströme von Menschenblut vergossen wurden, ist so 
allgemein bekannt, dass man hierüber nicht viele Worte 
zu verlieren braucht. 

Auch der Begriff »Nationalität«, welcher gerade für 
den aus so vielen Völkern zusammengesetzten österreichi- 
schen Staat nur in engen Grenzen zur Geltung kommen 
kann, wurde von Vielen unrichtig aufgefasst und hat oft 
als Schlagwort zu Rassenhass und Verdrängun^rskampf ver- 
leitet und die fortschrittliche Entwickelung des Staates nicht 
nur aufgehalten, sondern auch zurückgedrängt. 

Seit mehr als hundert Jahren treten im öffentlichen 
Leben zwei Strömungen deutlich zu Tage, die eine zeigt 
das Bestreben, die Classenunterschiede auszugleichen, 
indem die meisten politischen Vorgänge dieser Zeit darauf 
gerichtet waren, die unteren Classen zu heben, die oberen 
dagegen herabzudrücken, die zweite führt dahin, der Mittel- 
mässigkeit immer mehr zur Herrschaft über die Mensch- 
heit zu verhelfen. Die überwiegende Mehrheit der Bevöl- 
kerung nimmt ihre Meinung nicht mehr, wie es früher 
der Fall war, von hervorragenden Staatsmännern oder 
Gelehrten, welche durch geistige Begabung über ihre Mit- 
menschen hervorragen, an, sondern es besorgen ihre Denk- 
arbeit beinahe ausschliesslich Männer von demselben 
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Schlage wie die Masse selbst, d. h. Durchschnittsmenschen. 
Schon J. Stuart Mill hat richtig darauf hingewiesen, dass 
dort, wo die Masse entscheidet, Gesammt-Mittelmässigkeit 
herrscht, und dass daher eine solche Herrschaft nur eine 
mittelmässige sein kann. Das in den meisten europäischen 
Staaten eingeführte System der Selbstregierung des Volkes, 
worunter die Regierung eines Jeden durch alle Anderen, 
oder richtiger die Regierung Jener, welche es vermögen, 
sich als Mehrheit aufzudrängen, zu verstehen ist, hat den 
Massen und den Wünschen derselben, welche man als 
öffentliche Meinung bezeichnet, grossen Einfluss auf die 
Politik und das öffentliche Leben verschafft und ihnen 
eine Macht verliehen, welche für den Staat in hohem 
Grade gefährlich werden kann, wenn sie durch Schlag* 
Worte in falsche Bahnen geleitet wird. Um dieser Gefahr 
zu begegnen, muss der Staat mit allen Mitteln trachten, 
das Bildungsniveau der Bevölkerung zu heben, um die- 
selbe in die Lage zu versetzen, selbstständig zu urtheilen 
und die Vortheile. des modernen Staates, sowie nicht 
minder die Nothwendigkeit seines Bestandes erkennen zu 
können. Insolange dies nicht erreicht ist, muss die Re- 
gierung in^i Energie der Verbreitung von wahnwitzigen 
Irrlehren und den egoistischen, gewissenlosen und oft 
halb verrückten Verbreitern derselben, um Ruhe im Innern 
zu erhalten, entgegentreten. Die Masse, im Gefühle ihrer 
Macht und Zahl, liebt die Ungebundenheit und anerkennt 
nicht gerne die von ihr oft mit Bedrückung identificirte 
Autorität; ja, sie zeigt meist Geneigtheit, sich gegen letztere 
aufzulehnen. Die öffentliche Meinung hat dieser Geneigt- 
heit der Massen entsprechend, die Phrase, dass Druck 
immer Gegendruck hervorrufe, sanctionirt, im Widerspruche 
zu der Thatsache^ dass jeder Gebildete nicht nur die Be- 
rechtigung des Staates, im Rahmen der bestehenden Ge- 
setze, Alles zu unterdrücken, was seine Existenz bedroht, 
anerkennt, sondern ajiich einsieht, dass die erwähnte Sen- 
tenz überhaupt nur eine sehr beschränkte Geltung hat. 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. II 
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Wir wissen aus der Physik, dass in vielen Fällen bei An- 
wendung eines genügend starken Druckes der Gegendruck 
aufhört und der unter Druck gesetzte Körper eine andere 
Form annimmt. Dies trifft aber, wie unzählige Beispiele 
aus der Geschichte beweisen, auch bei den Menschen ein, 
und ohne Einzwängung in gewisse Schranken wäre weder 
Civilisation noch Erziehung möglich. 

Ein mit Verständniss angewendeter andauernder 
Druck wird, wenn die zur Ausübung desselben nöthige 
Kraft vorhanden, wohl meist zum Ziele führen. Nur In- 
consequenz und Schwäche sind nicht im Stande, den 
Gegendruck zu besiegen, sondern erhöhen seine Wider- 
standsfähigkeit. Dass Druck und Energie im Staatsleben 
auch in der Gegenwart noch grosse Resultate erzielen, 
dafür bietet uns Ungarn ein Beispiel. Durch die erwähnten 
Mittel sind die Magyaren ihrem Ideale, aus einem Ge- 
mische von siebenzehn kleinen Völkerschaften einen ein- 
heitlichen Staat von i6 Millionen Ungarn zu schaffen, 
heute gewiss schon sehr nahe gerückt. In Russland ver- 
schwinden unter dem consequenten Drucke der Regierung 
in den Ostseeprovinzen das noch vor hundert Jahren dort 
so mächtige deutsche Element und der Protestantismus 
so vollkommen, dass gar bald die an das Deutsche erinnern- 
den Ortsnamen ausgerottet und vergessen sein werden. 
Ja, das ganze russische Reich verdankt seine Entstehung 
nur der Energie und dem Drucke, welchen die ursprünglich 
kleine Zahl der Slaven auf die an Kopfzahl ihnen bedeu- 
tend überlegenen finnischen und tatarischen Völker aus- 
übte, und welche zur Slavisirung derselben führte. In den 
habsburgischen Ländern eine einheitliche Regierung ein- 
zuführen, war seit Ferdinand I. wiederholt versucht worden, 
aber erst unter Maria Theresia wurden bedeutende Fort- 
schritte in der Centralisirung der Regierungsgewalten ge- 
macht. Den ersten Versuch, eine einheitliche gleich- 
sprachige österreichische Nationalität zu schaffen, unter- 
nahm Kaiser Josef II. Seihe Nachfolger bekundeten für 
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dessen Idee kein Verständniss und was damals durch 
Ausdauer vielleicht hätte erreicht werden können, ist heute, 
wo die einzelnen österreichischen Völker sich geistig und 
national entwickelt haben, gewiss nicht mehr erreichbar. 
Am II. August 1804 erfolgte durch Kaiser Franz die 
Schaffung des »Kaiserthumes Oesterreich«. Dieser Titel 
wurde aus Rangs- und Etiquette-Rücksichten angenommen, 
was aus dem kaiserlichen Erlasse hervorleuchtet, welcher 
betont, dass die vollkommene Gleichheit des Titels und 
Ranges mit den übrigen vorzüglichsten europäischen Re- 
genten dadurch gewahrt werden sollte. An eine Einheit 
des Reiches durch innigere Vereinigung und Verschmel- 
zung der einzelnen Theile zu einem einheitlichen Ganzen 
wurde so wenig gedacht, dass ausdrücklich erklärt wurde, 
sämmtliche Königreiche und Länder sollten ihre bisherigen 
Verfassungen und Vorrechte auch in der Zukunft behalten. 
Und dies geschah kurz nach der Zeit, wo Frankreich 
durch die Departements-Eintheilung die particularistischen 
Eigenthümlichkeiten der einzelnen theilweise verschieden- 
sprachigen Länder^ aus welchen es zusammengesetzt war, 
erfolgreich vernichtet und die Einheit des Staates erreicht 
hatte. Die eigenthümliche Art der Entstehung der poly- 
glotten österreichisch-ungarischen Monarchie durch Ver- 
einigung vieler kleiner, lange Zeit selbstständiger Staaten 
unter einem gemeinsamen Herrscherhause, der Umstand, 
dass diese Länder lange selbstständig waren und einen 
Theil ihrer Autonomie bis in die Gegenwart zu bewahren 
wussten, sowie, dass deren Landesgrenzen noch heutzu- 
tage aufrecht bestehen, brachten es mit sich, dass eine 
Gleichförmigkeit der Bevölkerung durch Assimilirung, 
welche in der Zeit des Absolutismus vielleicht möglich 
gewesen wäre, heute, wie wir schon erwähnt, nicht mehr 
durchführbar ist und die Regierung zufrieden sein muss, 
wenn es ihr gelingt, den in den einzelnen Ländern vor- 
herrschenden Provincialpatriotismus in Schranken zu halten. 
Dieser, durch die nationalen Aspirationen genährt, hat in 
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den letzten Jahren an Einfluss gewonnen, denn, während 
er sich früher nur durch laute Wünsche nach Bevor- 
zugung des bistreffenden Landes, nach Bevorzugung von 
Seiten des Staates geltend machte, wird er nun vielfach durch 
politische Agitatoren in Bewegung gesetzt, um den Zn- 
sammenhalt des Staates zu lockern. 

Den extremen nationalen Parteien scheint heute das 
Gefühl der staatlichen Zusammengehörigkeit der sämmt- 
liehen Länder Oesterreichs so unangenehm zu sein, ihre 
Abneigung gegen einen centralisirten Staat ist so gross, 
dass sie sogar öffentlich die Worte »Oesterreich« und 
»österreichisch« perhorresciren. Mit einer gewissen Schaden- 
freude wird von denselben darauf hingewiesen, dass die 
Verfassung von 1867, welche das Verhältniss zwischen 
dem Staate und den Ländern geregelt, nichts von einem 
österreichischen Staate, noch von einer österreichischen 
Nationalität erwähnt, der Inhalt für den Begriff »Oester- 
reich« daher fehle und an die Stelle des alten »Oester- 
reich« die auf Föderation hinweisenden Worte >die im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder« getreten 
seien. 

Diese in letzter Zeit in tschechischen Journalen mit 
Vorliebe wiederholte sophistische Deutung der Verfassung 
ist nichts weniger als stichhältig. Denn in der Benennung 
> österreichisch - ungarische Monarchie« weist das Wort 
»österreichisch« hinreichend darauf hin, dass ein Theil 
der Monarchie »Oesterreich« heisst, und dieser Theil, das 
österreichische Staatsgebiet, zwar aus einzelnen Ländern 
zusammengesetzt ist, aber durch die allen Ländern ge- 
meinsame Verfassung und das allen Bewohnern gemein- 
same österreichische Staatsbürgerrecht als ein Ganzes 
erscheint. 

Bedauerlich ist es, dass in der Bevölkerung so wenig 
klare Anschauungen über die geschichtliche Nothwendig- 
keit des Bestandes der Monarchie, sowie auch darüber 
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verbreitet sind, wie grosse Vortheile dieselbe den Be- 
wohnern der einzelnen in ihr vereinten Länder bietet. 
Darüber kann nach dem Gange der Geschichte doch kein 
Zweifel herrschen, dass diese kleinen Länder, wenn ihre 
Geschicke an eines der anderen grösseren Nachbar- 
länder gekettet worden wären, längst jede Spur von Selbst- 
ständigkeit und Selbstverwaltung, ja, wahrscheinlich auch 
ihre nationalen Eigenthümlichkeiten verloren hätten. Würde 
hiefür in weiteren Kreisen Verständniss herrschen, dann 
würde das Interesse für den Gesammtstaat rege werden, 
und die Bevölkerung würde, ohne ihre Nationalität aufzu- 
geben, bald lernen, »österreichisch« zu fühlen, d. h. ihren 
Patriotismus auf den Gesammtstaat auszudehnen. Hierdurch 
würde gewiss Niemand behindert, auch sein engeres 
Vaterland zu lieben. Jene aber, welche einen ausschliess- 
lichen Local-Patriotismus höher stellen und zur Schau 
tragen und Bestrebungen fördern, die auf die Schwächung 
des Gesammtstaates hinzielen, stempeln sich hiedurch 
selbst zu Oesterreichern zweiter Kategorie und solche 
dürfen wohl niemals von einer österreichischen Regierung 
ein Entgegenkommen erwarten. Die Verschiedenartigkeit 
der Sprache kann und darf nie zu einer geringeren Inten- 
sität der dem Gesammtstaate schuldigen patriotischen Ge- 
fühle berechtigen. 

Wie der Schweizer, ob er einem französischen, ita- 
lienischen oder deutschen Cantone angehört, überall mit 
dem Bewusstsein ein Schweizer zu Sein auftritt, wie der 
Amerikaner, ob dem Süden oder dem Norden dieses 
Landes entstammend, ob deutsch, englisch od^r eine an- 
dere Sprache redend, sich immer nur als Amerikaner fühlt, 
wie Flamländer und Wallone sich als Belgier bekennen, 
so muss sich jeder Bewohner des österreichischen Staats- 
gebietes vor Allem als Öesterreicher fühlen. 

Die Entwickelungsgeschischte des österreichischen 
Staates beweist, dass die Zusammengehörigkeit der in 
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diesem Reiche vereinten Länder einer geographischen, 
politischen und sittlichen Nothwendigkeit entspringt, und 
kein Geschichtsschreiber wagt dies zu leugnen. Palacky 
selbst gibt zu, dass mitten in Europa keines der gegen- 
wärtig österreichischen Länder vereinzelt, aber auch nicht 
Böhmen mit Mähren und Schlesien vereint, genügend stark 
wären, um eine eigene staatliche Existenz auf die Dauer 
behaupten zu können. Da dies unbestreitbar richtig ist, 
so müssen die einzelnen Völker, einsehend, dass sie nur 
in diesem mächtigen Staate Schutz, Selbsterhaltung, phy- 
sischen und geistigen Fortschritt, sowie die möglichste 
Wahrung ihrer nationalen Eigenthümlichkeiten finden, 
nicht nur das Gefühl der staatlichen Zusammengehörigkeit 
rege erhalten, sie müssen auch in der Voraussicht den 
Schutz ihrer nationalen Existenz im Gesammtstaate zu 
finden, zu Gunsten des Staatswohles, auf nationalpolitische 
SonderbCvStrebungen verzichten. Als crassen Egoismus muss 
man es bezeichnen, wenn als Argument gegen den Nutzen 
der staatlichen Verbindung auf die Ungleichheit der Wohl- 
habenheit und den grösseren Reichthum einzelner Länder, 
speciell Böhmens und Mährens hingewiesen und das Be- 
dauern darüber ausgesprochen wird, dass ein Theil der 
Einkünfte dieser von dqr Natur begünstigten Länder zur 
Deckung des Deficits der ärmeren, bilanzmässig passiven 
Theile der Monarchie verwendet wird. Allein nicht nur 
egoistisch, sondern auch haltlos und unberechtigt ist eine 
solche Argumentation. Denn erstens können, wie wir schon 
erwähnt haben, diese Länder sich niemals als selbstständiger 
Staat behaupten, und zweitens gibt es überhaupt auf der ganzen 
Welt keinen einzigen Staat, in welchem alle Gebietstheile 
gleichmässig von der, Natur mit natürlichem Reichthum und 
blühendem Handel und Gewerbe ausgestattet wären und 
in Folge dessen gleichmässig zur Erhaltung des Staates 
beisteuern könnten, überall müssen die reicheren Theile 
mehr leisten als die ärmeren. Dies ist ebenfalls eine un- 
abänderliche Nothwendigkeit. Als Zweck und Aufgabe einer 
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staatlichen Verbindung wird der Schutz angesehen, den 
diese ihren Theilen gegen feindliche Angriffe bietet. Dieser 
Aufgabe aber ist nur ein Gros&staat gewachsen, denn 
nicht nur Reichthum, sondern auch eine genügend grosse 
Armee muss demselben zur Verfügung stehen, damit er 
auch ohne Bundesgenossen seiner Aufgabe gewachsen sei, 
und jedem Feinde widerstehen könne. Die einzelnen 
Länder, aus denen die Monarchie besteht, waren jedes 
für sich zu schwach, um diesen Aufgaben entsprechen zu 
können, sie mussten deshalb in der Vereinigung ihr Heil 
suchen. 

In der gegenseitigen Unentbehrlichkeit seiner Be- 
standtheile liegt für Oesterreich die beste Garantie seiner 
gesicherten Zukunft. 

Da in der deutschen Sprache das Wort »Böhmen« 
einen geographischen Begriff, ein Land bezeichnet, welches 
von Deutschen und Slaven bewohnt wird, da ferner die 
Bezeichnung »böhmisch« beiden Theilen der Bevölkerung 
zukommt, die man sprachlich richtig Deutschböhmen und 
böhmische Slaven nennen müsste, so hat sich der Ver- 
fasser, um Missverständnisse bei Vorkommen des Wortes 
»Böhmen« zu vermeiden, und auch der kürzeren Form 
wegen dafür entschieden, in vorliegender Schrift, wo von 
böhmischen Slaven die Rede ist, das im Deutschen bereits 
«ingebürgerte Wort »Tschechen« zu gebrauchen. 

Die Behandlung des Stoffes wurde in zwei Theile 
getheilt. 

Der erste Theil enthält in Form einer Einleitung 
eine gedrungene Zusammenstellung jener geschichtlichen 
privat- und staatsrechtlichen Daten, welche als Vorgeschichte 
das Verständniss der in den folgenden Capiteln geschil- 
derten slavisch-nationalen Bewegung in Böhmen und 
Mähren erleichtern können. Die beigefügte Literatur-Ueber- 
«icht enthält die vom Verfasser bei dieser Arbeit haupt- 
sächlich benützten Bücher. 
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Der Verfasser, welcher den culturellen Bestrebungen 
seiner deutschen und slavischen Landsleute gleiche Sym- 
pathien entgegenbringt, war bemüht, in Nachfolgendem 
einen unparteiischen Beitrag zur Geschichte der nationalen 
Verhältnisse in Böhmen und Mähren zu liefern; inwieweit 
ihm dies gelungen, möge der gütige Leser beurtheilen. 



Der Verfasser. 



Berichtigungen. 

Seite IX, Zeile 8 von unten entfällt: »mit Vorliebe«. 
Seite XIV, Zeile 12 von unten lies: »Wollen«. 



Einleitung. 

Bevor wir uns in den nächsten Capiteln mit der Schil- 
derung des Wiederauflebens des tschechischen National- 
geistes beschäftigen, haben wir es für zweckmässig gehalten, 
die wichtigsten geschichtlichen Vorgänge, insoweit als die- 
selben mit den modernen nationalen Forderungen in Zu- 
sammenhang stehen und gleichsam die Vorgeschichte für 
die nationalen, insbesondere staatsrechtlichen Ansprüche 
bilden, in Kürze zusammenzustellen. Daraus kann man 
dann am besten entnehmen, welche Berechtigung diesen 
Ansprüchen innewohnt. Die Geschichte zeigt, dass die 
Tschechen kein Recht haben, sich Ureinwohner Böhmens 
zu nennen, dass das Land Böhmen für sich keinen selbst- 
ständigen Staat bildete, dass die Bezeichnung »böhmische 
Krone« von Karl IV. erfunden wurde als Benennung eines 
die Hausmacht der Luxemburger bezeichnenden Länder- 
gebietes, in welchem Böhmen und seine Stände keine in 
irgend einer Weise bevorzugte Stellung einnahm, und dass 
Mähren, einen kurzen Zeitraum der gewaltsamen Unter- 
werfung durch böhmische Fürsten ausgenommen, immer 
ein selbstständiger, nur zeitweise durch Personalunion mit 
Böhmen verbundener Staat war. Endlich zeigt sich die 
unleugbare Thatsache, dass die Deutschen in Böhmen und 
Mähren seit nahezu 900 Jahren eine angesehene Stellung 
als vollberechtigte Bewohner dieser Länder einnehmen. 
Geschichtlich unbestreitbar ist erwiesen, dass die ältesten 
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bekannten Bewohner Böhmens Kelten waren; diesen folgten 
im Besitze Böhmens und Mährens germanische Völker, 
Markomannen und Quaden, und erst um das VI. Jahr- 
hundert n. Chr. wanderten, da die Germanen südwärts 
gezogen waren, in die theilweise entvölkerten Gebiete all- 
mählich slavische Volksstämme aus dem Nordosten, wahr- 
scheinlich aus dem heutigen Galizien, ein. Die älteste 
Benennung des Landes »Bohemia« ist nicht slavischen 
Ursprunges, erst später gab der in der Mitte des Landes 
angesiedelte Stamm der Tschechen dem Lande den Namen 
Tschechy. 

Geschichtliche Zeugnisse deuten darauf hin, dass im 
VL Jahrhundert Slavenstämme dort ansässig waren; aber 
schon im XL Jahrhundert war die Erinnerung an die Ein- 
wanderung dem Gedächtnisse der Bewohner entschwunden 
und sie hielten sich, wie der älteste um diese Zeit schrei- 
bende Chronist Böhmens, Namens Cosmas, zeigt, für Ur- 
einwohner des Landes. Diese Ueberzeugung blieb im 
Volke durch spätere Chronisten erhalten, bis es der kriti- 
schen Geschichtsforschung unserer Zeit gelang, den wahren 
Sachverhalt klarzustellen. Ueber die Urgeschichte der zur 
arisch-indogermanischen Völkergruppe gehörenden Slaven, 
das ist über jene Zeiten ihrer Geschichte, welche vor das 
erste Zusammentreffen dieser Völker mit der Cultur der 
Griechen und Römer fallen, ist, trotzdem sich viele slavische 
Gelehrte mit Forschungen über diesen Gegenstand be- 
schäftigt haben, bis heute, ausser geistreichen Combi- 
nationen und Vermuthungen, gar nichts bekannt. Aus den 
ältesten Berichten der Griechen ist zu entnehmen, dass 
die Slaven, als sie zuerst in der Geschichte auftraten, wohl 
auf derselben Culturstufe standen, wie die Germanen einige 
Jahrhunderte früher, als sie durch Julius Cäsar mit den 
Römern bekannt wurden. In Böhmen bestanden, nach 
Cosmas, ursprünglich mehrere von einander unabhängige 
slavische Fürstenthümer , welche nach langen Fehden 
unter einander, nachdem der Stamm der Tschechen im 
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X. Jahrhundert die Oberhand gewonnen hatte, ihre Selbst- 
ständigkeit verloren. In Mähren bestand im IX. Jahr- 
hundert ein mächtiges slavisches Reich, dem auch Böhmen 
unterworfen war. Der Name Mähren erscheint zum ersten 
Male im Jahre 822 in der Geschichte; damals erschienen 
Abgesandte Böhmens und Mährens bei dem Sohne KarFs 
des Grossen, Ludwig, in Frankfurt am Main, und erst seit 
dieser Zeit kommt einiges Licht in die Geschichte dieser 
Länder. Vor dieser Zeit ist nur die einzige historische 
Thatsache bekannt, dass es einem Franken, Namens Samo, 
gelang, für kurze Zeit (627 — 662) die Slaven zum Kampfe 
gegen die Avaren zu vereinigen. 

Seit Karl dem Grossen war Böhmen den deutschen 
Königen tributpflichtig. Das grossmährische Reich ging, 
nachdem 897 die Böhmen von demselben abgefallen waren, 
unter dem Ansturm der Ungarn zu Grunde, und erst über 
hundert Jahre später finden wir es im Besitze Böhmens, 
dann 26 Jahre unter der Herrschaft Polens, bis es 1029 
von dem Sohne des böhmischen Fürsten Oldfich, Bretislaw, 
welcher sich von da an Fürst von Mähren nannte, den 
Polen abgerungen wurde. 

Wie in dieser ältesten Zeit die privat- und staatsrecht- 
lichen Einrichtungen bei den Slaven in Mähren und Böhmen 
beschaffen waren, darüber ist nur wenig bekannt, denn 
Mähren wurde durch die Ungarn ganz verwüstet und ent- 
völkert, so dass von den Einrichtungen des mährischen 
Reiches nichts übrig blieb, und auch über das slavische 
Recht sind nur wenige, bis ins XIII. Jahrhundert erhaltene 
eigenthümliche Einrichtungen bekannt. 

Das Recht eines Volkes steht mit der geschichtlichen, 
staatlichen und gesellschaftlichen Entwickelung desselben 
in innigem Zusammenhange; an jedem Fortschritte in der 
Volksentwickelung, aber auch an jedem Stillstande oder 
Rückschritte hat es Antheil. Daher bildet sich das Recht 
nach dem Charakter des Volkes und erleidet, wenn dieser 
sich durch Berührung oder Vermischung mit anderen 
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Völkern ändert, ebenfalls Veränderungen. Solche gehen 
theils friedlich vor sich, theils werden sie durch Kriegs- 
ereignisse herbeigeführt. Im letzteren Falle hat der Sieger, 
besonders wenn er auf einer höheren Culturstufe steht, 
meist grossen Einiluss auf die Rechtsbildung im Lande 
der Besiegten und werden bei langer Dauer des Abhängig- 
keitsverhältnisses die Rechtsgebräuche des ersteren, trotz 
der, von Seite der Unterlegenen meist unternommenen 
Versuche, das alte Recht wieder zur Geltung zu bringen, 
sich nachhaltig einleben, oder doch wenigstens modificirend 
wirken. Das Abhängigkeitsverhältniss, in welches Böhmen 
zum Deutschen Reiche kam, der häufige Verkehr zwischen 
den deutschen Königen und böhmischen Fürsten, der 
Handel, welcher sich schon zur Zeit KarFs des Grossen 
zwischen Deutschland und Böhmen entwickelte, trugen 
natürlich dazu bei, die slavischen Rechtseinrichtungen zu 
verdrängen und deutschen Rechtsgewohnheiten Eingang 
in Böhmen zu verschaffen. 

In Böhmen hatte sich frühzeitig der Brauch entwickelt, 
die Fremden, so wie es einst bei den Ostgothen eingeführt 
war und wie es die Ripuarischen Gesetze aus der Zeit 
Theodorich's I. anordnen, nach den Gesetzen ihres Geburts- 
landes zu richten. Da aber den Böhmen die fremden 
Rechtsgebräuche nicht geläufig waren, so wurde, nachdem 
kurz zuvor, 1055, Herzog Spytihnßv den Fremdenhass so 
weit getrieben, dass er die deutschen Ansiedler aus dem 
Lande verjagte, den deutschen Kaufleuten in Prag vom 
Fürsten Vratislav (1061 — 1092) mittelst Privilegien das 
Recht ertheilt, durch eigene Richter nach deutschem Recht 
und Brauch ihre Rechtshändel auszutragen. Durch dies 
Privilegium, welches von den Nachfolgern Vratislav's nicht 
nur bestätigt, sondern auch noch bedeutend erweitert wurde, 
setzte sich deutsches, und zwar sächsisches und bairisches 
Recht in Böhmen fest. 

So lebten die Deutschen in Böhmen schon im XL Jahr- 
hundert unter dem Schutze ihres eigenen Rechtes, und ein 
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Jahrhundert später war ihre Stellung im Lande so be- 
festigt, dass sie das Land Böhmen als ihr Vaterland und 
den böhmischen Fürsten als ihren Landesherrn ansahen 
und in Prag zur Vertheidigung gegen den Feind gleich 
den Einheimischen aufgerufen wurden. Im XIIL Jahr- 
hundert nahm*, besonders als Mähren durch die Tataren-» 
einfalle stark entvölkert wurde, die deutsche Colonisation 
in Böhmen und Mähren einen grossen Umfang an und 
fand an den böhmischen Fürsten Förderer. Diese sahen 
in den neuen, mit dem Privilegium des deutschen Stadt- 
rechtes gegründeten zahlreichen deutschen Städten nicht 
nur eine Stütze gegen den unbotmässigen, herrschsüch- 
tigen Adel, sondern auch eine Vermehrung der landes- 
herrlichen Einnahmen, da die Steuern dieser Städte in die 
fürstlichen Cassen flössen. Bis dahin hatten auf den Land- 
tagen, wo schon im XI. und XII. Jahrhundert die Landes- 
angelegenheiten entschieden wurden, nur der höhere und 
mittlere Adel Sitz und Stimme, während die freien Grund- 
besitzer (zemanö) und die Bewohner der kleinen alten 
böhmischen Städte keine ständischen Rechte genossen und 
auf den Landtagen nicht erscheinen durften. Die neuen 
Städte, in welchen deutsches, besonders Magdeburger Recht 
herrschte, blühten rasch empor und gewannen an Ansehen 
und Einfluss; nicht nur die, von den landesüblichen ver- 
schiedenen Rechtsanschauüngen fanden Anklang und Ver- 
breitung, auch der neugeschaffene deutsche Bürgerstand 
wusste seine Stellung so gut zu wahren, dass König 
Ottokar IL den Vertretern der Städte den Eintritt in den 
Landtag gestattete. Hiedurch war eine neue Gesell- 
schafts-Classe, welche durch die erhaltenen Privilegien der 
übrigen Bevölkerung gegenüber sehr begünstigt war, ent- 
standen, zugleich aber kam dadurch nicht nur die alt- 
slavische Gauverfassung in Verfall , sondern auch die 
slavischen Rechtsgebräuche. Den deutschen Städten, den 
Klöstern und dem grossen Adel wurden von Ottokar 1., 
Wenzel I. und Pfemysl Ottokar II. durch Privilegien 
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Exemptionen ertheilt, wodurch die Betreffenden von der 
Gerichtsbarkeit der Gaubehörden ausgeschieden und der 
Gerichtsbarkeit des Königs unmittelbar unterstellt wurden. 
So blieben zu Ende des XIII. Jahrhunderts der Gerichts- 
barkeit der ersteren nur noch die kleinen freien Grund- 
besitzer und das Volk am Lande unterzogen und als nun 
auch hoch dem Adel die Gerichtsbarkeit über die Unter- 
thanen von den Königen zugestanden wurde, erschienen 
die Gaubehörden überflüssig. Damals kam auch eine alt- 
slavische Rechtsgewohnheit, die Gesammtbürgschaft, ausser 
Gebrauch. Bis dahin mussten nämlich alle Bewohner einer 
Ortschaft, wenn daselbst ein Verbrechen begangen und der 
Verbrecher nicht auf frischer That ertappt wurde, gemein- 
sam für den Schaden aufkommen und die Strafe tragen. 
Gegen diese Einführung wehrten sich die an die persön- 
liche Haftpflicht gewöhnten deutschen Einwanderer auf 
das Heftigste, und setzten die Befreiung von der Pflicht 
der Gesammthaftung zunächst die Colonisten der Klöster, 
dann die Städte durch. Die durch Fleiss und Geschick- 
lichkeit der deutschen Ansiedler erzielten Erfolge, besonders 
der Eifer, mit welchem die unter emphytheutischem oder 
deutschem Burgrecht stehenden Colonisten, als freie Erb- 
päcbter ihre Grundstücke bearbeiteten und grössere Boden- 
erträge erzielten, bewogen den Adel und die Geistlichkeit, 
möglichst viel deutsche Bauern herbeizuziehen, um aus 
den bisher nicht cultivirten Grundstücken grösseren Nutzen 
zu ziehen. So wurden die bewaldeten Grenzgebiete in 
Böhmen und Mähren und auch grosse Landstrecken im 
Innern des Landes, insbesondere die Umgebung der Städte 
Troppäu, Iglau, Brunn und Olmütz im Laufe des XIII. Jahr- 
hunderts mit Deutschen bevölkert. Ein Nachtheil für die 
gleichmässige Entwicklung des Stadtrechtes lag darin, 
dass die Gründer einer Stadt gewöhnlich jenes Stadtrecht 
einführten, welches an jenem Orte gebräuchlich war, woher 
sie gekommen waren, und dann die Berufungen in Streit- 
fällen an die Magistrate eben jener Stadt richteten, wenn- 
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gleich dieselbe auch in den meisten FälUn ausser den 
Grenzen Böhmens und Mährens lag. Dies führte natürlich 
zu ungleichen Entscheidungen und erhielt ausserdem den 
Einfluss des Auslandes. Schon Wenzel IV. (1387) hatte 
versucht, Einheit in das Städterecht zu bringen und hatte 
auch angeordnet, dass die Magistrate von Prag und Leit- 
meritz als Appellationshöfe für die Städte gelten sollten, 
aber erst Ferdinand I. hatte 1547 die Macht, die Appellation 
an ausländische Gerichtshöfe ganz zu unterdrücken. Das 
am meisten verbreitete Magdeburger Recht, welches durch 
die Stadt Leitmeritz heftig vertheidigt wurde, musste 
schliesslich dem Prager Altstädter Stadtrechte ganz Platz 
machen, als im Jahre 16 10 der Landtag den ausschliess- 
lichen Gebrauch des letzteren für Böhmen anordnete. In 
Mähren behielten Brunn und Olmütz noch lange das Recht, 
Berufungen anzunehmen und gerichtliche Belehrungen zu 
ertheilen. Erst 1697 wurde auch daselbst durch eine kaiser- 
liche Entscheidung das böhmische Städterecht eingeführt. 
Das sogenannte Prager Stadtrecht, eine Zusammen- 
stellung von Entscheidungen des Prager Schöffengerichtes, 
vermischt mit Bestimmungen der deutschen Stadtrechte, 
war schon 1341 dem Könige Johann von den Pragern 
vorgelegt worden mit der Bitte um zwangsweise Einführung 
desselben in Böhmen. Der Widerstand der übrigen Städte 
hatte dies verhindert; auch das auf der früher erwähnten 
Basis unter der Regierung Ferdinand I. von Briccius in 
tschechischer Sprache verfasste, mit Zusätzen aus dem 
Brünner und Iglauer Rechte vermehrte Städterecht ge- 
langte, besonders deshalb, weil es die Tendenz verfolgte, 
die königliche Macht über die Städte zu vermehren, nicht 
zur Annahme. Erst 156g, unter Kaiser Maximilian, wurde 
mit dessen Bewilligung durch Christian von Koldin ein 
Stadtrecht zusammengestellt, welches für ganz Böhmen 
Giltigkeit haben sollte. In tschechischer Sprache erschien 
dasselbe 1579 im Druck und repräsentirt, wie Professor 
Kalousek treffend bemerkt, thatsächlich ein Compromiss 
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zwischen dem römisch-canonischen, deutschen und böh- 
mischen Recht. So waren, unter dem Einflüsse des deutschen 
Rechtes in Böhmen und Mähren, für die Städte schon im 
XII, Jahrhundert bestimmte geschriebene Rechtsnormen 
eingeführt worden und hatten dieselben zur Ausbildung 
eines den Verhältnissen des Landes entsprechenden gleich- 
förmigen Städterechtes geführt, Eigenthümlich dagegen 
ist es, dass zu einer Zeit, wo alle westlichen Länder Europas 
ihre eigenen geschriebenen, für das ganze Volk giltigen 
Rechtsbücher besassen, in Böhmen und Mähren keine 
solchen vorhanden waren. Wohl hatten aufgeklärte Re- 
genten, so z.. B. Ottokar II. im Jahre 1272, Wenzel IL 
um 1294 und auch Karl IV, den Versuch gemacht, ge- 
schriebene allgemein giltige Rechtsbücher einzuführen, die 
Stände aber weigerten sich beharrlich, hiezu ihre Zu- 
stimmung zu geben. Schon W. A, Maciejowsky aus Warschau, 
welcher im Jahre 1838 es unternahm, die erste slavische 
Rechtsgeschichte zu schreiben, und in derselben dem Rechte 
der böhmischen Slaven ein Capitel widmete, macht auf 
diese Erscheinung aufmerksam und meint, gestützt auf 
den alten Chronisten Peter von Zbraslawitz, der tschechische 
Adel hätte die Unsicherheit der Rechtszustände um seines 
eigenen Vortheiles willen gewünscht, da er es vorzog, nicht 
durch geschriebene Gesetze gebunden zu sein, sondern 
sich lieber dem jeweiligen Ausspruche der aus seiner Mitte 
gewählten Richter unterwarf. 

Dies ist die Ursache des Widerstandes gegen die 
Codificirung der Rechtsgewohnheiten gewesen. Dieser Be- 
hauptung trat Palacky entgegen mit dem Hinweise auf das 
Bestehen der Landtafeln in Böhmen und Mähren seit An- 
fang des XIV. Jahrhunderts, welche man als Quelle des 
geschriebenen Rechtes ansehen müsse, weil in dieselben 
nicht nur Besitztitel und Beschlüsse des Landtages, son- 
dern auch Entscheidungen des Landrechtes, welches als 
oberster Gerichtshof fungirte, eingetragen wurden. Wohl 
scheint die Landtafel in Böhmen um 1287. schon bestanden 
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zu haben, wurde 1320 durch König Johann in bestimmte 
Formen gebracht und nach dem grossen Brande des Prager 
Schlosses im Jahre 1541, bei welchem der grösste Theil 
der Acten zu Grunde gegangen war, wieder errichtet und 
weitergeführt und ihr hohes Alter ist daher zweifellos, aber 
dieselbe war stets nur eine Sammlung gesetzkräftiger Ent- 
scheidungen und kann nicht als Ersatz für ein allgemeines 
Rechtsbuch angesehen werden. Auch in Mähren wurden 
bei den Cuden (Gerichten) in Olmütz und Brunn schon 
im XIII. Jahrhundert Gerichtsentscheidungen in Bücher 
eingetragen und im Jahre 1348 durch Karl IV. die Land- 
tafel eingeführt, aber auch hier vertrat selbe nicht die 
Stelle eines Gesetzbuches. 

Nebenbei sei bemerkt, dass die Eintragungen in die 
Landtafeln bis zum Jahre 1480 in lateinischer, dann bis 
1628 in tschechischer und nach diesem Jahre vor- 
wiegend in deutscher Sprache erfolgten. Die mährischen 
Landtafel-Acten sind vom Gründungsjahre bis heute voll- 
kommen erhalten. Palacky sagt aber an einer anderen 
Stelle selbst, dass die Tschechen, was die Wandelbarkeit, 
die Sucht nach Aenderungen in Recht und Verfassung an- 
belangt, alle anderen Nationen Europas übertrafen und 
gerade dies durch die Geschichte bestätigte Unheil scheint 
am besten die Antipathie der böhmischen Stände gegen 
unabänderliche Rechtsnormen zu erklären. Behaupteten 
doch die Stände auch noch in späterer Zeit zu wieder- 
holten Malen bis zum Jahre 1620, dass ihnen das Recht 
zustehe, nicht nur Gesetze zu geben, sondern auch die- 
selben nach Belieben zu ändern und zu widerrufen, ja dass 
sie selbst das Recht besässen, ihre eigenen Freiheiten zu 
mehren und machten sie doch, besonders unter schwachen 
Königen, von allen diesen Rechten reichlich Gebrauch. 
Auch Dr. J. Kalousek spricht in seinem Buche über das 
böhmische Staatsrecht die Ansicht aus, dass der einzige 
Grund, warum die böhmischen Stände die beantragten 
Rechtsbücher nicht annehmen wollten, darin zu finden sei. 
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dass sie sich beim Ländrechte nicht an geschriebenes 
Recht halten wollten, weil das ungeschriebene Gewohn- 
heitsrecht ihnen die Möglichkeit bot, von früheren Ent- 
scheidungen abzuweichen und nach Belieben neue Rechts- 
grundsätze aufzustellen. 

Erst im Jahre 1500 setzte König Wladislaw die Ah- 
nahme eines Rechtsbuches, welches unter dem Namen 
•Wladislaw'sche Landesordnung« bekannt ist, bei den 
Ständen durch. Diese durch neue Bestimmungen vermehrte 
Sammlung von Landtags- und Landrechts- Entscheidungen 
darf aber durchaus nicht als eine Constitutions-Urkunde 
oder Verfassung im modernen Sinne des Wortes angesehen 
werden, obgleich die Benennung zu einer solchen Auf- 
fassung verleiten könnte, ebenso wenig kann man selbe, 
da sie für die Städte nicht Giltigkeit hatte, als allgemeines 
Gesetzbuch bezeichnen. Ueber öffentliches Recht und 
Landesverfassung ist in derselben nur sehr wenig eht- 
halten, in vielen Punkten collidirte selbe sogar mit den 
anerkannten Städterechten, was nachher zu zahlreichen 
Reclamationen auf den Landtagen führte; sie war eben, 
und damit war der schwache König Wladislaw schon zu- 
frieden, die erste Codification der bis dahin undefinirten 
und daher fast unbeschränkten Rechte des Adels. Wäh- 
rend in Böhmen der König die Initiative übernahm, um 
geschriebenen Rechtsgrundsätzen Annahme zu verschaffen 
und die Willkür in der Rechtssprechung einzuschränken, 
waren die mährischen Stände schon einige Jahre früher 
aus eigenem Antriebe und selbstständig an die Codification 
des mährischen Rechtes geschritten. In der für Mähren 
so stürmischen Periode zwischen 1420 und 1480, in welcher 
beinahe jedes Jahr Kriege im Innern oder mit dem Aus- 
lande brachte, nahm die Verwilderung der Bevölkerung 
in hohem Grade überhand; die noch erhaltenen Gerichts- 
bücher dieser Zeit sind voll Klagen über Plünderung, Ge- 
waltthaten, Raub und Mord. Selbsthilfe war auf der Tages- 
ordnung, da jede staatliche und gesellschaftliche Ordnung 
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erschüttert war und besonders während der kurzen Herr- 
schaft König Georgs von Podiebrad, wo zwischen seinen 
Anhängern und Gegnern der wilde Bürgerkrieg tobte, 
welcher mit der Vertreibung des Königs aus Mähren 
endete. Selbst das Landrecht, der oberste Gerichtshof, 
konnte wegen der herrschenden Unsicherheit oft durch 
längere Zeit nicht zusammentreten und Sitzungen, abhalten. 
Durch diese Zustände drohten die Rechtsgrundsätze des 
mährischen Gewohnheitsrechtes geradezu in Vergessenheit 
zu gerathen, da der jüngeren Generation die Möglichkeit 
benommen war, sich dieselben durch Uebung bei den Ge- 
richten anzueignen. Als endlich im Jahre 1479 der Friede 
zwischen König Mathias von Ungarn, dem sich seinerzeit 
die mährischen Gegner Georg's angeschlossen hatten, und 
König Wladislaw von Böhmen zu Stande kam, war in 
Mähren Ctibor von Cimburg auf Tobitschau, einer jener 
wenigen Ueberlebenden, welche in ihrer Jugend noch Ge- 
legenheit gehabt hatten, geordnete Zustände in Verwaltung 
und Gericht kennen zu lernen. 

Bei Gelegenheit des im Jahre 1480 abgehaltenen 
Landrechtes zeigte es sich, dass nicht nur ein Theil der 
Parteien, sondern auch viele unter den Richtern die alt- 
hergebrachten Rechtsgebräuche nicht mehr kannten. Dies 
veranlasste die Stände an Ctibor von Cimburg das Er- 
suchen zu stellen, er möge die alten staatlichen Einrich- 
tungen und Rechte Mährens in einem Buche zusammen- 
stellen. Er kam diesem Wunsche nach und verfasste, von 
seinen älteren Freunden unterstützt, die unter dem Namen 
»Tobitschauer Buche bekannte Gesetzessammlung. Der 
mit den mährischen Verhältnissen genau vertraute Ge- 
schichtsforscher Peter Ritter von Chlumetzky nennt dies 
Buch, in welchem die Selbstständigkeit Mährens klar dar- 
gestellt und betont erscheint, den codificirten Ausdruck 
der Unabhängigkeit des Landes und des ständischen Su- 
premats, wie selbe vom XIV. bis zum ersteh Fünftel des 
XVII. Jahrhunderts bestand. Die erste mährische Landes- 
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Ordnung erschien im Jahre 1535 unter König Ferdinand L, 
und auf Folio II derselben wird die Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit Mährens grundsätzlich ausgesprochen. Im 
Jahre 1543 erschien die als »Donowitzer Buch« bekannte 
Gesetzessammlung, dann 1545, 1562, 1604 vermehrte Auf- 
lagen der Ländesordnung und 1628 die umgestaltete Form 
derselben. 

Auf den mährischen Landtagen waren schon viel 
früher schriftliche Abmachungen unter dem Namen »Land- 
frieden« getroffen worden, welche durch Bestimmung ge- 
wisser Rechtsgebräuche den unruhigen Adel verpflichteten, 
Ruhe und Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten. 

Seit dem Erscheinen und der Annahme der L^ndes- 
Ordnungen waren die Beisitzer des Landrechtes verpflichtet, 
sich an das geschriebene Recht zu halten. 

Betrachten wir huii das Verhältniss Böhmens zum 
Deutschen Reiche, so lässt sich vor Allem nicht leugnen, 
dass dieses Land seit Karl dem Grossen zum Deutschen 
Reiche in einem andauernden, aber im Laufe der Zeit 
immer weniger drückenden Abhängigkeitsverhältnisse stand. 
Nach der ersten staatsrechtlichen Berührung dieser beiden 
Staaten entwickelte sich Böhmen aus dem tributären Lande 
der Karolinger zum Lehensherzogthum, dann zum Chur- 
fürstehthum und Königthum und wurde, als ein böhmischer 
König die deutsche Kaiserkrone erhielt, durch Glanz und 
Macht grossartig ausgestattet. Das staatsrechtliche Ver- 
hältniss zwischen beiden Reichen wurde zunächst durch 
das Privilegium Kaiser Friedrich's, dann durch die goldene 
Bulle Karl's IV. geregelt und bestand bis auf geringe Ab- 
weichungen bis zum Jahre 1806, wo Kaiser Franz jede 
Verbindung mit dem Deutschen Reiche für aufgehoben 
erklärte. Nach Gründung des deutschen Bundes trat Oester- 
reich mit Böhmen und Mähren diesem Bunde bei und 
verblieb bei demselben, bis die Ereignisse des Jahres 1866 
dem deutschen Bunde ein Ende bereiteten und jede Staats- 
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«rechtliche Verbindung zwischen Oesterreich und Deutsch- 
land lösten. 

Es ist natürlich , dass das grosse Deutschland 
auf die Geschicke des kleineren Böhmen einen bedeu- 
tenden Einfluss hatte, indem es nicht nur den Deutschen 
in Böhmen einen Rückhalt gab, sondern auch vielfach in 
die Geschichte Böhmens direct eingriff und unter Anderem 
auch dazu beitrug, die Selbständigkeit Mährens zu be- 
festigen. Den römischen Kaisern deutscher Nation stand 
das Recht zu, den jeweiligen böhmischen Herrscher zu 
bestätigen und demselben die Regalien oder Hoheitsrechte, 
d. i. jene Rechte zu verleihen, welche sich auf Ausübung 
des Bergbaues, der Jagd, auf Münzprägung, Judenhaltung, 
auf die Einhebung der Mauthen und Lehensverleihung in 
Böhmen bezogen. Die Verleihung der Regalien geschah 
stets unter grossen Feierlichkeiten, und zwar in gleicher 
Weise, wie den anderen deutschen Fürsten die Reichs- 
lehen verliehen wurden, insbesondere durch Uebergabe 
der Landesfahnen jener Länder, welche als Reichslehen 
verliehen wurden, in diesem Falle also der böhmischen 
Landesfahne: Der Belehnte dagegen leistete dem Kaiser 
den Eid der Treue und des Gehorsams. Das Land Böhmen 
wurde zu einem Königreiche erhoben als Anerkennung 
für die dem deutschen Kaiser von den böhmischen Fürsten 
und dem böhmischen Volke geleisteten treuen Dienste. 
Der Umstand, dass die Anerkennung auch dem böhmischen 
Volke gelte, wird in den betreffenden Urkunden ausdrücklich 
hervorgehoben. Im Jahre 1086 wurde der Königstitel deni 
Fürsten Wratislaw, und zwar nur für seine Person, 1198 
aber Otokarl. als ein erblicher verliehen. Seit Mähren im 
Jahre 102 1 wieder zu Böhmen gekommen war, wurde es 
zur Versorgung der jüngeren Linien des herrschenden 
Pfemysliden-Hauses in mehrere Fürstenthümer getheilt, 
und trat die Vereinigung dieser Theilfürstenthümer zu 
einem Ganzen erst int Jahre 1197 ein. Die sich in diesen 
Zeiten immer wiederholenden Besitzstreitigkeiten zwischen 
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den böhmischen und mährischen Pfemysliden hatten dem 
Lande grossen Schaden zugefügt und eine heftige Ab- 
neigung der Mährer gegen die Böhmen, welche als Be- 
drücker angesehen wurden, erzeugt Trotz der Verbindung 
beider Länder durch ein gemeinsames Herrscherhaus, 
hielten die Mährer, wohl auch in der Erinnerung an die 
einstige Grösse und Selbständigkeit des mährischen Reiches, 
das Bewusstsein der Selbständigkeit ihres Landes aufrecht, 
und die Böhmen, Fürst und Volk, fassten selbst . im XL 
und XIL Jahrhundert die Stellung Mährens zu ihrem 
Lande nie anders auf, als ein Verhältniss der Neben* 
Ordnung. Schon im Jahre 1182 nahm Konrad als erster 
Markgraf vom deutschen Kaiser das Land Mähren zu 
Lehen, und wurde der damals ausgebrochene Streit um 
die Selbständigkeit Mährens zu Ungunsten der Böhmen 
entschieden. Mähren wurde also damals ein unmittelbares 
Lehen des Deutschen Reiches, und empfingen in der 
Folge König Otokar IL im Jahre 1162 und dann noch- 
mals 1276, ferner König Wenzel, später König Johann, 
1310, dies Land als Reichslehen von deutschen Kaisern. 
Karl IV. erklärte Mähren als ein Lehen der böhmischen 
Krone, aber Kaiser Friedrich III. verlieh es im Jahre 1477 
abermals als Reichslehen an König Mathias von Ungarn, 
Zum letzten Male fand die Verleihung Mährens als Lehen 
im Jahre 1627 statt, durch Kaiser Ferdinand IL an seinen 
Sohn Ferdinand III. Bezüglich der Landeswappen und 
Farben, welchen man im Mittelalter eine grosse Bedeutung 
beilegte, bestanden zwischen Böhmen und Mähren bedeu- 
tende Unterschiede. Der schwarze Adler im weissen Felde, 
das dem heiligen Wenzel zugeschriebene Wappenbild, gilt 
als ältestes Landeswappen Böhmens; erst unter Otokar IL 
kam der weisse doppelgeschwänzte Löwe im rothen 
Schild zur Annahme. Das Landessiegel Böhmens, ohne 
dessen Beisetzung noch in späterer Zeit eine Urkunde 
keine Giltigkeit hatte, trug das Bild des heiligen 
Wenzel. 
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Das mährische Landeswappen, welches seit 1462 seine 
dermalige Beschaffenheit hat, besteht aus einem von roth 
und gold geschachteten, rechtssehenden, gekrönten Adler 
im blauen Felde. In dieser Zusammenstellung wurde es 
vom mährischen Landtage im Jahre 1848 nochmals feier- 
lichst anerkannt. 

Kaiser Karl IV. schuf, von seiner Macht als deutscher 
Kaiser zu diesem Zwecke reichlich Gebrauch machend, 
im Interesse seiner Dynastie ein fictives staatliches Gebilde, 
welches Böhmen, Mähren, Schlesien und die beiden Lausitz 
unter dem Namen der Krone Böhmen vereinigen sollte* 
Ausserdem ordnete er die Vereinigung des bis dahin deut- 
schen Reichsgebietes von Eger mit Böhmen und die Ein- 
verleibung des durch Otokar IL von Mähren abgetrennten 
Herzogthums Troppau in Schlesien an. Karl IV. vereinigte 
diese Länder zu einem staatlichen Ganzen und regelte 
das staatsrechtliche Verhältniss derselben zu einander in 
der Art, dass die Unabhängigkeit jedes einzelnen Landes 
gewahrt und eines dem anderen ganz gleichberechtigt 
gegenüberstehen sollte. Der Grundgedanke der diesbezüg- 
lichen Urkunden von 1348 und 1355 war die Vereinigung 
dieser Länder in ein Gebiet unter der Oberhoheit eines 
gemeinsamen Herrschers. Nirgends ist in diesen Urkunden 
auch nur eine Stelle enthalten, welche auf ein Vorrecht 
des Landes Böhmen oder der böhmischen Stände schliessen 
Hesse. Mähren sollte von da an ein Lehen des gemein- 
samen Königs, niemals aber ein Lehen des Landes 
Böhmen sein. 

So vorsichtig und überlegt Karl IV. bei der Durch- 
führung seiner Absichten vorging und hiebei trachtete, 
alle legalen Formen zu wahren, um Ungewissheit und 
Streit über seine Verfügungen unmöglich zu machen, so 
zeigte es sich doch schon nach wenig Jahren, wie ge- 
4)rechlich und vergänglich Menschenwerke sind, denn einer- 
seits versuchten die böhmischen Stände bald durch muth- 
willige Interpretation der Urkunden Karl's sich eine Supre»- 
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matie den anderen Ländern gegenüber anzueignen, ander- 
seits zeigte es sich auch, dass das Band, welches den 
neugeschaffenen Staat der Krone Böhmens zusammen«- 
halten sollte, ein allzu lockeres war. Die gemeinsame Ver- 
waltung dieser Länder hörte schon in den Hussitenkriegen 
auf, und vor Mitte des XV. Jahrhunderts gingen Luxem- 
burg und Brandenburg dem Hause Karl's IV. verloren. 
Als Karl IV., Sohn König WenzePs, starb, war Böhmen 
herrenlos. Schlesien und die Lausitz gehorchten WenzePs 
Bruder, dem Kaiser Sigmund, und Mähren erkannte den 
Herzog Albrecht von Oesterreich als seinen Herrn an. 
Wohl vereinte 1464 König Georg von Podiebrad mit 
Waffengewalt und gegen den Willen der Mehrheit der 
mährischen Stände Mähren wieder mit Böhmen und sprach 
dies durch ein Decret aus, in dem es heisst: »Die besagte 
Markgrafschaft Mähren vereinen wir einfach und im All- 
gemeinen mit unserem Königreiche Böhmen, schliessen sie 
demselben an, verbinden sie mit demselben, eignen sie 
demselben an, theilen sie ihm zu, und einverleiben sie 
demselben für immer und unwiderruflich.« Aber trotz der 
Unzahl der Worte, welche diese Vereinigungsabsicht aus- 
drücken sollten, zeigte es sich auch diesmal wieder, wie 
wenig ein Mensch über die Zukunft verfügen kann, denn 
schon nach fünf Jahren nahm König Mathias von Ungarn 
die Markgrafschaft Mähren in Besitz und war de facto 
Markgraf von Mähren, während König Georg in Böhmen 
regierte. 

Georg's Nachfolger, der Jagellone Wladislaw, musste 
im Jahre 1478, als der Friede zu Ofen geschlossen 
wurde, dem König Mathias den böhmischen Königs- und 
den Markgrafentitel zugestehen, so dass es damals sogar 
zwei Könige von Böhmen zu gleicher Zeit gab. Der ein- 
zige Versuch, der im Verlaufe der Zeiten unternommen 
wurde, dfe Unabhängigkeit Mährenis durch wirkliche Ein- 
verleibung dieses Landes mit Böhmen zu vernichten, ist 
somit kläglich gescheitert. 
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Erst nach dem Tode des kinderlosen Mathias wurde, 
als Wladislaw König von Ungarn geworden , Böhmen, 
Mähren, Schlesien und die Lausitz, nach beinahe hundeit- 
jähriger Unterbrechung, wieder unter einem gemeinsamen 
Herrscher vereint. 

Etwas über hundert Jahre später erhielt Mähren noch- 
mals einen Herrscher, welcher nicht zugleich König von 
Böhmen war. Im Jahre 1608 wurde Erzherzog Mathias 
von den mährischen Ständen als Markgraf von Mähren 
anerkannt und von Kaiser Rudolf II. als solcher bestätigt. 

So ist Mähren, kurz vor der bleibenden Vereinigung 
desselben mit den übrigen habsburgischen Ländern, noch- 
mals als ein selbstständiger, von Böhmen und der Krone 
Böhmens ganz unabhängiger Staat in der Geschichte auf- 
getreten. 

Mit wahren Argusaugen wachten die mährischen Stände 
immer darüber, dass die Selbstständigkeit und Gleichstellung 
Mährens mit Böhmen erhalten bleibe und durch den ge- 
meinsamen Herrscher gewahrt werde, als z. B. König 
Wladislaw im Jahre 1499 den böhmischen Ständen die 
Zusicherung gab, dass in Zukunft ohne Bewilligung des 
Landtages keine zur königlichen Kammer gehörigen Be- 
sitzungen verpfändet oder verkauft werden sollten, gaben 
die Mährer in ihren Bestrebungen, die volle Gleichberechti- 
gung mit den Böhmen zu erhalten, nicht früher nach, als 
bis sich der König 1610 entschloss, ihnen zu Olmütz das 
gleiche Privilegium zu gewühren. Man kann behaupten, 
dass die Mährer im Allgemeinen grössere Freiheiten be- 
sassen als die Böhmen; so mussten diese z. B. dem Könige 
den Eid der Unterthänigkeit schwören, während jene dem 
Markgrafen ein blosses Gelübde leisteten. In Mähren be- 
stand volle Glaubensfreiheit zu einer Zeit, wo im Nach- 
barlande um Erlangung derselben vergebens gekämpft 
wurde. 

Den böhmischen Landesbeamten wurde nie eine Ein- 
mischung in die Angelegenheiten Mährens gestattet, und 

Skene, Slavisch-natiooale Bewegung. 2 
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seit 1296 hatte Mähren einen eigenen Landeshauptmann 
und eigene Landesämter. 

Ein Unterschied bestand darin, dass die mährischen 
Landesbeamten nur dem Landesherrn den Eid leisteten, 
während in Böhmen dieser Eid dem Könige und dem 
Lande geleistet wurde. Wie muthig und stattlich die 
Mährer es verstg-nden, ihre von den Böhmen wiederholt in 
Frage gestellten und verletzten Rechte zu vertheidigen, 
beweist die im Tobitschauer Buche aufbewahrte Antwort, 
welche im Jahre 1453 die Abgeordneten der mährischen 
Stände bei der Krönung Ladislaw's zu Prag den Böhmen 
ertheilten, als diese sie beschuldigten, sie hätten vorwitzig 
und ungehörig gehandelt, indem sie Ladislaus, vor dessen 
-Erwählung zum böhmischen Könige, in Mähren als ihren 
Landesherrn anerkannten. Diese Antwort, welche Vai^ka 
von Boskowitz im Namen der Mährer auf obige Beschul- 
digung abgab, lautet folgendermassen : *Ihr böhmischen 
Herrn habt in Gegenwart des gnädigsten Königs gegen 
uns den Vorwurf erhoben , dass wir seine Gnaden als 
unsern Herrn angenommen und in unser Land eingeführt 
haben und Ihr fügt die Behauptung bei, dass wir dies ohne 
Euch nicht thun durften und sollten, indem Ihr uns für 
Euere Lehensleute und für einen Theil der Krone haltet. 
Darauf antworten wir Alle, dass wir, was wir gethan, 
schicklich, ordnungsgemäss und nach Recht gethan, ohne 
irgendwie verpflichtet zu sein, auf Euch zu warten oder 
bei Euch anzufragen, denn wir haben unserem erblichen 
-Herren nur das gethan, was wir seinem Vater und seinen 
Vorfahren, deren Erbe er ist, versprochen. Von seiner 
Gnaden haben wir uns in seinen jüngeren Jahren nie ge- 
trennt, sondern haben zu ihm gehalten bis zu seiner Gross- 
jährigkeit, ohne einen anderen Herren zu suchen, wie Ihr 
Herren Böhmen es gethan, Ihr, die Ihr Euch nach einem 
anderen Herren und König umgesehen, während der Minder- 
jährigkeit seiner Gnaden, wie z. B. nach dem Münchner 
Fürsten Albrecht und auch nach anderen Fürsten. 
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Dass wir zur Krone gehören, erkennen wir an, aber 
mit demselben Rang in Bezug auf Besitz und Stellung 
und gerade so frei wie Ihr böhmischen Herren ; aber Euere 
Lehensleute ^ind wir nicht, sondern freie Herren so gut 
wie Ihr und haben wir es nicht nöthig, wenn es sich um 
unsern Erbherren handelt, mit dem Gelöbniss auf Euch 
zu warten, sondern können frei handeln. Und sollte es 
wieder einmal vorkommen, wie diesmal, dass uns ein Erb- 
herr beschieden wird, so werden wir ihn annehmen, denn 
wir sind Euch gegenüber dort, wo es sich um Erbfolge 
handelt, zu nichts verpflichtet. Als unser Herr, seine 
königliche Gnaden grossjährig wurde, haben wir ihn als 
Herren angenommen und werden wir ihm treubleiben, da 
wir ihm, seiner Gnaden, das Gelöbniss geleistet haben, 
aber nur ihm — durchaus nicht Euch, noch jemandem 
Anderen, auch nicht in Euerem Lande Böhmen, sondern 
in unserem Lande Mähren.« 

In das geschriebene Recht der Markgrafschaft Mähren 
wurde daraufhin der Grundsatz ausdrücklich aufgenommen, 
dass die Mährer ihren Erbherren huldigen könnten, ehe er 
in Prag zum Könige von Böhmen gekrönt wurde. 

Auch aus der Institution der General-Landtage kann 
man keinen Schluss auf das Bestehen einer Realunion 
zwischen Böhmen und Mähren ziehen. Die General- Land- 
tage, über welche in den älteren Landesordnungen gar 
keine Bestimmungen enthalten sind, waren aus der Initiative 
der Könige hervorgegangen und wurden meist nach Prag, 
öfters auch nach Brunn, Olmütz, Iglau und anderen Orten 
einberufen, um gewisse Angelegenheiten, welche durch die 
Gemeinsamkeit des Herrschers alle Länder mehr oder 
weniger interessirten , zu berathen. Die Landtage von 
Böhmen, Mähren, Schlesien und der Lausitz entsendeten 
zu diesen Zusammenkünften eine Anzahl mit Instructionen 
versehener Vertreter; jedes Land gab als gleichberechtigt 
nur eine Stimme ab und konnte nur das, was einstimmig 
angenommen wurde, zum Beschluss erhoben werden. 
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Der erste bekannte General-Landtag wurde 1321 ein- 
berufen; im Jahre 1348 Hess Karl IV. auf einer solchen 
Zusammenkunft der ständischen Vertreter seine Erklärung 
des Privilegiums Kaiser Friedrich's kundmachen und an- 
nehmen; daselbst erhielt er auch die Zustimmung zu der 
von ihm erlassenen Erbfolgeordnung, durch welche in Zu- 
kunft die Erblichkeit der Krone in den Ländern der böh- 
mischen Krone als Regel, die Königswahl nur als Aus- 
nahme, und zwar nur für den Fall des Aussterbens des 
Herrscherhauses gelten sollte. Die Berufung der General- 
Landtage hatte, besonders in der Zeit von 1530 — 1595 
den Zweck, Geldhilfe und Truppen gegen die Türken zu 
erlangen. Diese Institution war bei den Ständen, besonders 
bei den Mährern sehr unbeliebt, und richteten diese daher 
an den König die Bitte, man möge ihnen die Beschickung 
der General-Landtage erlassen, da ja eine Verpflichtung, 
dieselben zu besuchen, durchlaus nicht vorhanden sei. Dies, 
sowie die Besorgniss, ein Präjudiz zu schaffen, wodurch 
die Unabhängigkeit Mährens gefährdet werden könnte, 
veranlasste die Stände, vom Könige jedesmal vor der Be- 
schickung des General -Landtages einen Revers zu ver- 
langen, in welchem ihnen bestätigt wurde, dass sie nur 
freiwillig und ohne den Landesfreiheiten und der Selbst- 
ständigkeit Mährens irgendwie zu präjudfciren, ihre Ab- 
geordneten dorthin absendeten. 

Derartige Reverse und zwar ausgestellt von König Maxi- 
milian aus dem Jahre 1570 und 1576, von König Rudolf 
1579, von Mathias 1615, befinden sich unter den von 
Ferdinand IL im Jahre 1628 den mährischen Ständen 
feierlichst bestätigten Privileg[ien im mährischen Landes- 
archiv und beweisen, dass auch noch nach der Schlacht 
am weissen Berge, nach welcher kein General-Landtag 
mehr einberufen wurde, Ferdinand Mährens Selbstständig- 
keit anerkannte. 

Die Person des gemeinsamen Herrschers bildete den 
Vereinigungspunkt für die Länder der böhmischen Krone; 
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die sogenannte Personalunion brachte es mit sich, dass 
zunächst jene Einrichtungen den Ländern gemeinsam 
waren, welche mit dem Könige, mit seiner Person und 
seinem Herrscherrechte in Verbindung standen. Hierzu 
gehörte vor Allem der königliche Hofstaat und die könig- 
liche Kammer, welche die Verwaltung der königlichen 
Güter und Revenuen besorgte; ferner das oberste Hof- 
gericht für Lehenswesen und die Hofkanzlei, an deren 
Spitze der oberste Burggraf stand, durch dessen Hände 
alle Regierungssachen , ausser Finanzangelegenheiten, 
gingen. Auch Landesvertheidigung und der Abschluss 
internationaler Verträge wurden als gemeinsame Ange- 
legenheiten angesehen. 

Die Landesbeamten waren in Böhmen, wo die Stände 
dem Könige das Recht der Ernennung derselben wieder- 
holt bestritten, den Ständen und dem Könige zugleich 
verantwortlich, bis Ferdinand I. auf dem blutigen Landtage 
im Jahre 1547 die feierliche Anerkennung seines Rechtes, 
Landesbeamte und Richter zu ernennen, durchsetzte. Hierauf 
errichtete er 1548 in Prag ein für die Länder der böh- 
mischen Krone gemeinsames Appellationsgericht. In ältesten 
Zeiten hatten die Könige von Böhmen das unbedingte Recht 
der Incolatsverleihung und der Erhebung in den Adelsstand, 
was die Giltigkeit beider für die gesammten Länder der 
Krone bedingte. Erst König Johann übertrug dies Recht 
auf die Stände in Böhmen und Mähren und diese übten 
es auf den Landtagen aus. Durch die erneuerte Landes- 
ordnung Ferdinand's IL wurde das Recht der Incolats- 
verleihung als ein ausschliesslich königliches erklärt. Das 
Incolat entsprach ungefähr dem heutigen Begriffe der 
Staatsbürgerschaft und musste derjenige, welcher sich 
darum bewarb, einen Revers ausstellen, in welchem er 
sich verpflichtete , Niemandem als dem Könige und in 
Mähren dem Markgrafen Gehorsam zu leisten. Professor 
Kalousek macht darauf aufmerksam, dass diese Reverse 
bis 1740 dem »gekrönten« Könige ausgestellt wurden; in 
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der mährischen Landesordnung ist an der diesbezüglichen 
Stelle von einem »gekrönten« Könige nicht die Rede. 
Maria Theresia ordnete 1752 an, dass in Zukunft alle 
Adelsdiplome für alle erblichen Königreiche und Länder 
gleichmässig giltig verliehen werden sollten. In Böhmen 
und Mähren, wo bis zum XVI. Jahrhundert nur die Titel 
»Herr« für den höheren und »Ritter« für den niederen 
Adel gebräuchlich waren, fand von da an auch der von 
den deutschen Kaisern verliehene »Fürsten«- und »Grafen«- 
Titel Eingang und wurden solche Titel nach 1620 an viele 
Einheimische verliehen. 

Die Länder der böhmischen Krone sollten nach der 
Absicht Karl's IV., wie wir schon erwähnt, erblich unter 
einem Herrscherhause vereint bleiben, und im Falle des 
Aussterbens der männlichen Nachkommen sollte das Reich 
auf die weiblichen Nachkommen desselben übergehen. 
Diese Bestimmung entsprach, wie Dr. Hermenegild Jiredek, 
ein ausgezeichneter Kenner des altslavischen Rechtes, ver- 
sichert, vollkommen den slavischen Rechtsanschauungen, 
nach welchen die Herrschaft als Erbe auch auf die Frau 
übergeht, und ihr Recht durch Vermählung auf ihren Ge- 
mahl und die aus dieser Ehe entstammenden Nachkommen 
übertragen wird. Diese im slavischen Erbrecht tiefbegrün- 
dete Gewohnheit gab unter König Johann im Jahre 1322 
dem böhmischen Landtage Veranlassung, durch ein Gesetz 
das weibliche Erbrecht ausdrücklich als allgemein geltend 
anzuerkennen, und auf diesem Landtagsbeschlusse fussend, 
hatte Karl IV. die Anerkennung des Erbrechtes der weib- 
lichen Mitglieder des Herrscherhauses beim Landtage im 
Jahre 1348 durchgesetzt. 

Trotz der damals feierlichst eingegangenen Verpflich- 
tung, diese Erbfolgeordnung zu achten, trachteten die böh- 
mischen Stände, sich durch gewundene Interpretationen 
von derselben frei zu machen. Während Karl IV. die An- 
ordnung getroffen hatte, dass allen Ländern der böhmischen 
Krone bei der Behandlung der gemeinsamen Angelegen- 
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heiten, wozu gewiss auch die Königswahl zu rechnen war, 
das gleiche Recht zustehen sollte, massten sich die böh- 
mischen Stände in der Folge das alleinige Recht zur 
Königswahl an und suchten die anderen Länder in das 
Verhältniss provincieller Abhängigkeit zu Böhmen zu 
bringen. Mit Missachtung der Abmachungen von 1348 und 
unter Berufung auf die Thatsache, dass sie nach dem 
Aussterben der Premysliden allein und selbstständig drei 
Könige nach einander gewählt hatten, suchten sie die 
Stände der anderen Länder von der Königswahl fernzu- 
halten und wählten, als der Thron erledigt war, abermals 
drei Könige, und zwar Albrecht von Oesterreichj Albrecht 
von Baiern, welcher die Wahl nicht annahm, und Ladis- 
laus Posthumus ohne Zuthun der übrigen Länder der 
böhmischen Krone. Dies zeigt, wie sehr durch die langen, 
blutigen Hussitenkriege in Böhmen das Rechtsgefühl ge- 
litten hatte. Wie wir schon erwähnt haben, gingen die böh- 
mischen Stände damals so weit, in ihrem Uebermuthe nicht 
nur das Wahlrecht bei der Königswahl für sich allein in An- 
spruch zu nehmen, sondern sich als Repräsentanten Böhmens 
auch für Repräsentanten der böhmischen Krone zu halten, 
und die Mährer und Schlesier für ihre Vasallen zu er- 
klären. Es ist klar, dass sie hiebei den Begriff der böh- 
mischen Krone mit jenem des Landes Böhmen unver- 
ständig verwechselten. Ausserdem waren sie bemüht, durch 
den von ihnen beschlossenen modus eligendi et coronandi 
von jedem neuen Throncandidaten grössere Vorrechte für 
sich zu erreichen, um dann unter dem Schirme ihrer Pri- 
vilegien die masslosesten Uebergriffe gegen den König 
und die Stände der anderen Länder zu begehen. 

Eines der grössten Verdienste Ferdinand's L bestand 
darin, dass es ihm gelang, durch Energie nicht nur die 
Adelsherrschaft, oder besser gesagt, die Oligarchie einiger 
Adelsfamilien einzuschränken, sondern hauptsächlich darin, 
-dass er den Versuchen der Stände, Böhmen in ein Wahl- 
reich umzuwandeln, mit Festigkeit entgegentrat und da- 
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durch für die Zukunft die mit der Wahl immer verbun- 
denen Bestechungen und Unordnungen ein für alle Mal 
beseitigte. Im Gegensatze zu den böhmischen Ständen 
hatten die Mährer und Schlesier die eingegangenen Ver- 
pflichtungen ihren Herrschern gegenüber, auch bezüglich 
der Erbfolge, erfüllt. Beide hatten Ladislaus, Sohn des 
1439 verstorbenen Königs Albrecht, sofort als ihren Erb- 
herrn anerkannt, desgleichen huldigten sie bedingungslos 
im Jahre 1525 Anna, Gemahlin Ferdinand's I. und Schwester 
König Ludwig's, als dieser bei Mohacs gefallen war, in 
Anerkennung des Erbrechtes derselben, während die 
Böhmen in Prag eine förmliche Wahlconcurrenz ins Leben 
riefen. Auch Ferdinand II. wurde von Mähren und Schlesien 
nach den bestehenden Erbfolgegesetzen »als königlicher 
Enkel« zum Herrn angenommen. 

Man hat früher vielfach versucht, den Abfallsversuch 
der Böhmen vom Hause Habsburg, welcher zur Wahl 
Friedrich's von der Pfalz als König von Böhmen führte 
und nach der Niederlage desselben auch das Ende der 
staatlichen Unabhängigkeit Böhmens herbeizog, in einem 
für die Aufständischen günstigen Lichte zu schildern. Das 
moderne eingehende Studium der Geschichtsquellen hat 
nun die richtige, wahrheitsgetreue Beschreibung .dieser 
verwickelten Verhältnisse ermöglicht und besonders zwei 
Gelehrte haben durch ihre Werke auf diesem Gebiete auf- 
klärend gewirkt. Peter Ritter von Chlumetzky hat die stän- 
dischen Verhältnisse vor dem Ausbruche des Aufstandes 
in seinem Buche »Karl von Zierotin und seine Zeit«, ins- 
besondere mit Rücksicht auf Mähren, der böhmische Landes- 
historiograph Anton Gindely bezüglich Böhmens in seiner 
Geschichte des dreissigjährigen Krieges wahrheitsgetreu 
beschrieben und haben sich Beide grosse Verdienste um 
Bekämpfung falscher Anschauungen und Vorurtheile, welche 
über die Zustände zu Beginn des XVII. Jahrhunderts ver- 
breitet waren, erworben. Indem wir auf diese Werke hin- 
weisen, wollen wir in Folgendem das Auftreten der öster- 
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reichischen Staatsidee und ihres Kampfes gegen die Stände 
kurz beschreiben. Wer die neuere Literatur über diesen 
Gegenstand kennt, muss aus derselben die Ueberzeugung 
gewinnen, dass eine Katastrophe zu Beginn des XVII. Jahr- 
hunderts in den Ländern der böhmischen Krone unver- 
meidlich war. Die Schwäche des föderativen Verbandes, 
welcher diese Länder zusammenhielt, die Divergenzen der 
Interessen derselben und der einzelnen Gesellschaftsclassen, 
die Schwächung der königlichen Macht, welche dem über- 
müthigen, auf dem Gipfel seiner Macht stehenden Adel 
gegenüber nicht mehr im Stande war, die Ordnung im 
Lande aufrecht zu erhalten, hatten Verhältnisse geschaffen, 
welche zu einer gewaltsamen Lösung führen mussten. Der 
Adel hatte sich an Conspirationen gegen die Regierung so 
sehr gewöhnt, dass sie ihm förmlich Bedürfniss zu sein 
schienen. Die Zugeständnisse, welche der Adel Kaiser Ru- 
dolf II. abgetrotzt hatte, das Zerwürfniss zwischen diesem 
und seinem Bruder Erzherzog Mathias, welcher seinerseits 
den mährischen und niederösterreichischen Ständen, um 
sich dem Bruder gegenüber zu halten, Concessionen 
machen musste, hatten im Adel das Gefühl seiner Ueber- 
macht bedeutend gestärkt und zeigte er ziemlich offen 
seinen Entschluss, den wegen seiner Energie gefürchteten 
Thronfolger Ferdinand II. nicht zur Regierung kommen 
zu lassen. Unter diesen Umständen gelang es einer kleinen 
Anzahl, von Herrschsucht und heftigem Hasse gegen das 
Haus Habsburg erfüllter Aufwiegler, von welchen eine 
Flugschrift aus jener Zeit treffend bemerkt, dass sie ver- 
gebens die Gräber ihrer Vorfahren auf böhmischem Boden 
gesucht hätten, d. h., dass dieselben meist Ausländer waren, 
leicht die Mehrheit der böhmischen Stände dazu zu vermögen, 
alles bis dahin bestandene öffentliche Recht gewaltsam umzu- 
stürzen und den Boden offener Rebellion zu betreten. Der Fürst 
von Anhalt, Graf Mathias Thurn und Graf Mansfeld haben 
sich um den Ausbruch des böhmischen Aufstandes traurige 
Verdienste erworben. In Mähren hatten die Stände unter 
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Karl von Zierotin's Führung auch diesmal eine besonnene 
Haltung bewahrt. Karl von Zierotin hatte die Stände vor 
einem Conflicte mit Ferdinand IL eindringlich gewarnt 
und sie darauf aufmerksam gemacht, dass eine Niederlage 
zweifellos den Untergang des Ständewesens herbeiführen 
würde. Erst als die Böhmen mit Gewalt in Mähren ein? 
drangen und Karl von Zierotin von denselben gefangen 
genommen war, gelang es, die Majorität der mährischen 
Stände zu terrorisiren und zum Anschluss an den Aufstand 
zu z^wingen. Ferdinand IL hatte Alles aufgeboten, um einen 
Ausgleich herbeizuführen und sich nochmals am 6. April 
1619 erboten, alle Rechte und Freiheiten Böhmens zu be- 
stätigen, leider vergebens. Die Aufständischen waren es, 
welche den Krieg begannen und das erste Blutvergiessen 
herbeiführten, sie waren es, welche zuerst die Anhänger 
des Kaisers in die Verbannung jagten und ausgedehnte 
Güterconfiscationen vornahmen und mit unglaublicher 
Grausamkeit vorgingen. Beachtet man diese Thatsachen, 
so wird man es begreiflich finden, dass nach Unterdrückung 
des Aufstandes der Sieger bei Bestrafung der Rebellen 
gerade so vorging, wie diese gegen die Anhänger des Kaisers 
zu Beginn des Aufstandes vorgegangen waren. Gindely 
weist nach, dass es sich den aufständischen Ständen in 
Wirklichkeit nur um Befestigung der eigenen Herrschaft 
und um Verdrängung der Habsburger handelte; die Ver- 
theidigung der protestantischen Religion gab nur den Vor- 
wand zur Empörung ab. Auch ist erwiesen, dass nationale 
Motive nicht im Spiele waren, da sich sowohl die deutschen 
als tschechischen Stände in Böhmen, Mähren, Schlesien 
und der Lausitz an dem Widerstände gegen Ferdinand IL 
betheiligten. Das böhmische Volk, welches sich nach Be- 
freiung, von der drückenden Herrschaft des Adels sehnte, 
zeigte für den Aufstand keine Sympathien und trug un-r 
verschuldet die grenzenlosen Leiden des. folgenden Krieges. 
Die österreichische Staatsidee, d, i. der Gedanke, die bisher 
nur durch das Band der Personalunion locker zusammen- 
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gehaltenen Länder, über welche die österreichische Linie 
des Hauses Habsburg herrschte, unter einer einheitlichen 
Regierung zu einem mächtigen Einheitsstaate zu vereinen, 
trat unter Ferdinand IL im Gewände des Absolutismus auf. 
Dieselbe hat ihre Lebensfähigkeit in der Folge zur Genüge 
bewiesen. Nach Niederwerfung des Aufstandes vom Jahre 
1620 wurden die Zügel der Regierung fest angezogen, der 
Feudalismus und das morsche Ständewesen wurde in enge 
Grenzen gewiesen, die Interessen der einst so mächtigen 
Stände mussten sich dem Staatsinteresse unterordnen. 
Dass dies nicht gutwillig geschah, ist wohl natürlich, und 
als in der Folge die Idee des Einheitsstaates auch den 
Kampf mit dem nach Rom gravitirenden Clericalismus und 
den nationalen Sonderbestrebungen aufzunehmen hatte, 
standen die Stände stets auf Seite ihrer Gegner. Der lange 
Kampf, welchen die Staatsidee durchkämpfen musste, und 
der noch heute nicht zu ihrem vollen Siege geführt hat, 
hat sich, obgleich wiederholt Augenblicke eintraten, wo 
alle mühevoll errungenen Erfolge der Einigung wieder 
verloren schienen, immer wieder zu Gunsten des Einheits.- 
Staates entschieden, wodurch wohl dessen geschichtliche 
Berechtigung bewiesen ist. Alle Versuche der Stände, der 
Ultramontanen und der Anhänger nationaler separatistischer 
Strömungen, dem Staate einen Theil seiner Macht wieder 
zu entreissen, sind bisher glücklich gescheitert, aber die 
Erinnerung an jene Zeiten, wo die grösste Macht und 
Autonomie sich in ihren Händen befanden, ist noch heute 
bei ihnen wach und sehnsüchtig wünschen sie jene Zeiten 
zurück. Folgerichtig sind sie noch heute Gegner der öster- 
reichischen Staatsidee, weil selbe nicht nur die einseitige 
Stellung einzelner Classen zerstörte, sondern auch in Zu- 
kunft unmöglich macht. 

Wohl lässt sich nicht leugnen, dass die Staatsidee im 
Kampfe gegen ihre Gegner zeitweise mit rauher Hand in 
Privatrechte eingegriffen ; aber anderseits steht es doch fest, 
dass sie eine wohlthätige, organisatorische Thätigkeit ent- 
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faltete und an Stelle der Willkür des feudalen Stände- 
wesens Ordnung und rationelle Zweckmässigkeit» sowie 
eine systematische Abgrenzung der Rechte planmässig ein- 
führte. Denn während früher meist das Recht des Stär- 
keren galt, ist es das unbestreitbare Verdienst des heutigen 
Staates, allmählich ein geordnetes, für Alle verbindliches 
Recht geschaffen zu haben; er allein hatte die Macht, die 
sich widerstrebenden Interessen der einzelnen Länder und 
der verschiedenen Bevölkerungsclassen in Einklang zu 
bringen und sich unterzuordnen. Nur durch ihn konnte 
den fortdauernden kleinen Fehden und Streitigkeiten der 
einzelnen Länder Einhalt gethan und die ruhige Fort- 
entwickelung der Cultur und des Volkswohlstandes in 
seinem weiten Gebiete erreicht werden. Betrachten wir 
die ständischen Verfassungen zur Zeit des Ausbruches des 
böhmischen Aufstandes näher, so fällt vor Allem ihre Zu- 
sammenhanglosigkeit und Unfertigkeit auf; das Vorkommen 
vieler sich geradezu widersprechenden Bestimmungen in 
denselben ist den mittelalterlichen Verfassungen geradezu 
charakteristisch. In Folge dessen kann man häufig ganz 
entgegengesetzte Rechtsanschauungen aus selben deduciren. 
Die Rechtsverhältnisse waren meist die Frucht von Krieg, 
Gewaltacten und Zwang und konnte sich, da das wech- 
selnde Glück meist allein entschied, kein Recht organisch 
entwickeln. Weder der älteste Commentar zum böhmischen 
Recht, das Buch des Herrn von Rosenberg (1377), noch 
die Rechtsauslegungen des Herrn Andreas von Duba, auch 
nicht die ältesten Landesordnungen au3 den Jahren 1500, 
1530, 1550, 1564 und 1594 enthalten ausführliche oder 
zusammenhängende Angaben über das böhmische Staats- 
recht. Den Ständen war es auch gar nicht darum zu thun, 
ein zusammenhängendes Staatsrecht zu besitzen. Die er- 
wähnten Gesetzessammlungen hatten hauptsächlich den 
Zweck, im Interesse des Adels die politischen und gesell- 
schaftlichen Veränderungen zusammenzufassen und zu re- 
gistriren, welche auf Kosten der Städte und des übrigen 
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Volkes seit Niederwerfung der hussitischen Bewegung zu 
Gunsten der Aristokratie geschaffen worden waren. Recht 
und Freiheit wurden den Herren und Rittern zugewiesen, 
die Landbevölkerung war der Willkür derselben preis- 
gegeben, und die einst blühenden Städte, welche durch 
die Hussitenstürme ihren Wohlstand, und nach denselben 
ihre Privilegien zum grössten Theile eingebüsst hatten, 
konnten sich kaum gegenüber den fortgesetzten Ueber- 
griffen des Adels behaupten. Die sogenannten Landesfrei- 
heiten, die heute so oft in Reden der Anhänger nationaler 
Sonderbestrebungen genannt werden, waren in Wirklich- 
keit nichts anderes, als Privilegien der Adelsfamilien und 
die grosse Vaterlandsliebe des Adels dieser Zeit war eigentlich 
nur die Liebe zu seinen Privilegien und Einrichtungen, 
welche der Aristokratie die Herrschaft sicherten. 

Da nun keine zusammenhängende Codification des 
böhmischen Staatsrechtes besteht, muss man, um sich von 
demselben ein klares Bild zu machen, aus den auf uns 
überkommenen Urkunden das zusammenstellen, was sich 
auf die staatsrechtlichen Verhältnisse der Länder der Krone 
Böhmens bezieht. Professor Kalöusek hat sich dieser mühe- 
vollen Aufgabe unterzogen und wohl alle diesbezüglichen 
bekannten Daten gesammelt und interpretirt. 

Mit vieler Objcctivität gesteht derselbe in seinem Buche 
über das böhmische Staatsrecht, dem einzigen grösseren 
Werke neuerer Zeit, welches diesen Gegenstand in tsche- 
chischer Sprache behandelt, bei Besprechung des Verhält- 
nisses Böhmens zum Deutschen Reiche, dass hierüber 
strittige, entgegengesetzte Ansichten verbreitet sind, weil die 
Rechtsverhältnisse damals meist das Product kriegerischer 
Ereignisse waren und nach dem jeweiligen Erfolge der 
Deutschen oder der Böhmen, wiederholt ein Vertrag dem 
andern widerspricht und was der eine aufbaute, durch den 
andern umgestürzt wurde. Man kann die Thatsache nicht 
leugnen, dass gegen viele Verträge andere vorgebracht 
werden können, welche den ersteren widersprechen. 
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Das staatsrechtliche Verhältniss Böhmens zum Deut- 
schen Reiche und zu Mähren veränderte sich im Laufe 
der Zeit wiederholt, gerade so, wie die rechtlichen Ver- 
hältnisse zwischen dem Könige und den Ständen wiederholt 
andere Formen annahmen. Auch die Krönungsreverse, 
welche von vielen als Grundlagen des böhmischen Staats- 
rechtes angeführt werden, waren gar sehr verschieden, je 
nachdem selbe von schwachen Throncandidaten, wie es 
z. B. die Jagellonen waren, oder einem energischen Habs- 
burger ausgestellt waren. Der böhmische Adel, dem jedes 
monarchische Gefühl abhanden gekommen war und der sich 
nie an abgeschlossene Verträge hielt, kehrte sich, wenn es 
in seiner Macht stand, nicht an die alten Formen der Krö- 
nungsreverse, sondern suchte immer wieder neue Vorrechte 
durch selbe zu erhalten. Die Krönungsreverse lassen sich 
daher als Grundlage für die Reconstruction eines Staats- 
rechtes ebenfalls nicht verwenden. War unter den Jagellonen 
die Königsmacht zu einer reinen Scheingewalt herabge- 
sunken, so war selbe unter der kräftigen Herrschaft 
Ferdinand's I., besonders auf dem Landtage von 1547, so 
gross, dass er den Ständen das Verhältniss, welches er 
zwischen seiner Person und ihnen wünschte, dictiren konnte, 
und sie seine Befehle in aller Form auf dem Landtage 
annahmen. Während unter Kaiser Rudolf II. und Mathias 
die Macht des Königs auf ein Minimum zusammenge- 
schmolzen war, schlugen die Verhältnisse unter Ferdinand IL 
in das Gegentheil um. 

Die Regelung der staatsrechtlichen Verhältnisse, wie 
selbe noch am eingehendsten Karl IV. durchzuführen 
unternommen hatte, war, wie wir schon im Vorhergehenden 
gezeigt haben, nicht von Dauer gewesen, und bis zum 
Jahre 1620 waren gar viele den damaligen Abmachungen 
widersprechende Ereignisse eingetreten. 

Die wiederholten gewaltsamen Eingriffe in die staats- 
rechtlichen Verhältnisse, sowohl von Seite der Könige als 
noch öfter von Seite der Stände, haben die gleichmässige 



- 31 — 

Entwickelung eines Staatsrechtes in Böhmen verhindert, 
und da in jeder geschichtlichen Zeitperiode die staats- 
rechtlichen Verhältnisse verschiedene waren, müsste man, 
wenn vom böhmischen Staatsrecht gesprochen wird, auch 
jedesmal genau den Zeitraum angeben, um eben für diesen 
Zeitraum die Verhältnisse bestimmen zu können. Solch 
eine staatsrechtliche Construction kann wohl ein geschicht- 
liches Interesse haben, aber aus der Vergangenheit be- 
liebig einzelne Thatsachen oder staatsrechtliche Verhält- 
nisse, welche längst durch darauffolgende abgeändert, 
entkräftet oder zerstört wurden, hervorzuheben und als 
ein lebendes, noch heute berechtigtes Staatsrecht hinzu- 
stellen, geht wohl nicht an. 

War schon von einer gleichmässigen Entwickelung 
des Staatsrechtes vor 1620 in Böhmen nie die Rede, so 
rissen die Vorgänge, welche sich zwischen 1618 und 1620 
abspielten, der Rechtsbruch und die Revolution, den Faden 
der Rechtsentwickelung vollkommen entzwei. Der Selbst- 
ständigkeit Böhmens wurde ein Ende bereitet und das mit 
dem Schwerte eroberte Land unter die Herrschaft eines 
absoluten Herrschers gebracht. Mit dem Aufhören der 
Selbstständigkeit hatte auch das böhmische Staatsrecht ein 
Ende gefunden. Der absolute Herrscher decretirte für die 
einzelnen Länder neue Landesordnungen und behielt sich 
vor, dieselben nach Belieben zu ändern. Di6 erneuerte 
Landesordnung^ Ferdinand*s II. war ein aus königlicher 
unbeschränkter Machtvollkommenheit ertheiltes Gesetz, er- 
theilt mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, dass er und 
seine Nachkommen oder Nachfolger in Zukunft nach Be- 
lieben Gesetze geben oder dieselben abändern könnten. 
Insbesondere bestimmte er, dass nach dem Tode eines 
Königs, ohne weiteres Verhandeln mit den Ständen, der 
Thronfolger sofort in alle königlichen Rechte eintreten sollte. 
Von dem Rechte, nach Belieben Gesetze zu geben, und von 
der unbeschränkten Thronfolge haben thatsächlich alle seine 
Nachfolger bis in die Gegenwart Gebrauch gemacht. 
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Nicht nur die neue Landesordnung , sondern alle 
officiellen Erlässe Ferdinand's IL erschienen in deutscher 
Sprache und wurden erst in Prag ins Tschechische über- 
setzt; hiebei unterlief mancher unliebsame Uebersetzungs* 
fehler. So geschah es z. B., dass in einem kaiserlichen 
Erlasse vom 20. September 1623, welcher Vorschriften 
über die Führung der Landtafel enthielt, im deutschen 
Texte der Satz vorkam, Ferdinand beabsichtige »noch 
nicht« die Rechte der böhmischen Stände aufzuheben, 
während im tschechischen Texte das Wort »nichts: aus- 
gelassen war. Diese Unachtsamkeit des Ucbersetzers gab 
die Veranlassung, dass der in die Landtafel eingetragene 
tschechische Text, im Gegensatze zum deutschen, so ge- 
deutet werden korinte, als habe Ferdinand die Zusage ge- 
macht, die Rechte der Stände nicht aufzuheben oder an- 
zutasten. Hiedurch wäre es möglich, wenn der Irrthum 
nicht nachgewiesen wäre, die Fortdauer des böhmischen 
Staatsrechtes ohne Unterbrechung nachzuweisen. Die nach-» 
folgenden Vorgänge haben wohl bewiesen, dass Ferdinand IL 
nicht so dachte, denn er gab bald der gegentheiligen Ab- 
sicht Ausdruck, dass nach Besiegung des Aufstandes alle 
früheren Verbindlichkeiten gelöst seien und die Böhmen 
nur durch königliche Gnade Rechte erhalten könnten. 

Die neue Landesordnung für Böhmen erschien im 
Jahre 1627, für Mähren, nicht im Wortlaut überein- 
stimmend, 1628; in vermehrter Auflage, mit den einige 
Erleichterungen gewährenden Declarationen Ferdinand's III., 
wurde selbe 1640 und dann 1750 im Drucke herausgegeben 
und hatte, obgleich manche Bestimmungen derselben nicht 
immer eingehalten worden waren, doch bis 1848 im All- 
gemeinen Geltung. 

Ferdinand IL hatte den Ständen die Erneuerung jener 
Privilegien zugesagt, welche nicht mit der neuen Landes- 
ordnung im Widerspruche stehen würden. Während die 
Böhmen sich mit dieser allgemeinen Zusicherung begnügten, 
woraus nachträglich mancher Streit entstand, erlangten die 
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Mährer von Ferdinand IL auf dem Landtage zu Znaim 
im Jahre 1628 am 26. Juni die Bestätigung derjenigen 
namentlich angeführten Privilegien, welche weiters Geltung 
haben sollten. 

Darunter befanden sich auch die schon erwähnten 
Reverse, welche Mährens Unabhängigkeit und Selbst- 
ständigkeit bestätigten. 

Unter anderen Aenderungen, welche durch die neue 
Landesordnung eingeführt wurden, ist hervorzuheben, dass 
der Geistlichkeit, wie dies schon früher in Mähren der Fall 
war, im Landtage Böhmens der erste Platz eingeräumt wurde. 
Die im Landtage bisher übliche Abstimmungsweise nach 
Curien wurde abgeschafft und angeordnet, dass jedes Mit- 
glied der Stände seine Stimme persönlich, die Städte zu- 
sammen aber eine Stimme abgeben sollten. Das Gesetz- 
gebungsrecht des Landtages wurde aufgehoben und als 
alleiniges Recht des Königs erklärt, so auch die Ertheilung 
des Incolats und das Recht der Entscheidung über Leben 
und Tod. Weiters wurde die katholische Religion zur 
Staatsreligion erhoben, die deutsche Sprache bei der Land- 
tafel in Amt und Gericht als gleichberechtigt mit dem 
Tschechischen erklärt. Den Landtagen verblieb als ein- 
ziges Recht, die vom Könige postulirten Steuern zu be- 
willigen, welches, da sie von dem Steuerverweigerungsrecht 
nicht Gebrauch machen konnten, ganz illusorisch war. 
Ferdinand III. gab im Jahre 1640, ohne im wesentlichen 
den Inhalt zu ändern, unter dem Namen »Königliche 
Declaratorien und Novellen« Zusätze zur Landesordnung 
heraus, welche einige Lücken derselben ausfüllen sollten. Er 
gestattete den Ständen, am Landtage nach Erledigung der 
königlichen Propositionen über kleinere Angelegenheiten, 
soweit diese sich nicht auf königliche Rechte bezogen, zu 
berathen. Die Ueberschüsse der Landeseinnahmen über 
die an den König abgeführten Abgaben flössen in den 
Domesticalfond, aus welchem die Stände die ständischen 
Auslagen, z. B. Strassen- und Brückenbauten bestritten. 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. ^ 
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Man. sieht aus dem Vorstehenden , dass nach der 
Tieuea Lahdesordhüng die ein^selnen Länder der böhmischen 
Krone als von. einander, unabhängige Erbländer des Königs 
angesehen wurden und die ständischen Rechte auf ein 
rein formelles Dasein eingeschränkt erscheinen. 

Die pragmati^he Sanction vom 19. April 17 13 ist das 
noch heute giltige erste gemeinsame Staatsgrundgesetz 
aller Länder der österreichisch -ungarischen Monarchie. 
Das von Karl VL feierlichst kundgemachte, von Seite der 
Landtage aller einzelnen Länder anerkannte Hausgesetz 
ist eben durch die allseitige Annahme zum anerkannten 
Staatsgrundgesetz erhoben worden. Durch dies Gesetz wird 
bestimmt, dass alle Erbkönigreiche und Länder ungetheilt 
nach der Ordnung und dem Rechte der Primogenitur bei 
den männlichen und wenn keine solchen vorhanden, bei 
•den weiblichen Nachkommen Karl's VI. verbleiben sollen. 
Auch in Ungarn wurde dies Grundgesetz durch die Gesetz- 
artikel I und II des Landtages 1722 — 1723 angenommen 
mit der Begründung, dass durch dasselbe die Herstellung 
einer für alle Fälle, insbesondere auch gegen fremde Ge- 
walt ausreichenden Vereinigung mit den benachbarten König- 
reichen und Ländern erreicht werde. Durch die prag- 
matische Sanction wurde die Realunion der sämmtlichen 
Länder der untheilbaren Monarchie ausgesprochen, sowie 
die Giltigkeit der gleichen Successionsordnung in derselben. 
Auch als Grundlage des im Jahre 1867 geschlossenen Aus- 
gleiches zwischen Ungarn und Oesterreich wurde die 
pragmatische Sanction von den Parlamenten beider Länder 
, angesehen und die Untheilbarkeit der Monarchie nochmals 
anerkannt. Durch besondere Accessionsinstrumente er- 
klärten seinerzeit die Stände jedes einzelnen Landes der 
Monarchie die Zustimmung zu derselben, was abermals 
ein Beweis dafür ist, dass dieselben nebeneinander als unab- 
hängig und selbstständig angesehen wurden, denn wäre Mäh- 
ren und Schlesien in einem Abhängigkeitsverhältniss zu Böh- 
men gestanden, dann wäre es überflüssig gewesen, von den 
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Ständen dieser Länder besondere Zustimmungserklärungen 
zu verlangen. Die Mährer huldigten dem Markgrafen in ihrem 
Lande und auch Ferdinand IL nahm die Huldigung im 
Jahre 1628 in Mähren entgegen; als die Mährer später, 
und zwar 1791, 1792 und 1836, zur Huldigung nach Prag 
berufen wurden, erhielten sie von dem Könige jedesmal einen 
Revers, dassdie in Prag vollzogene Huldigung der mährischen 
Stände jederzeit der Independenz Mährens unnachtheilig sein 
sollte. Immer mehr wurde im Laufe der Zeit, wie wir schon 
erwähnt haben, der Wirkungskreis der böhmischen Stände 
«ingeengt. Maria Theresia machte in dieser Richtung einen 
entscheidenden Schritt vorwärts, als sie die bisherige Be- 
stimmung, nach welcher für jeden Kreis zwei Hauptleute, 
einer aus dem Herrenstande, der andere aus der Ritter- 
schaft ernannt wurden, abänderte und anordnete, dass in 
Hinkunft, wie dies in Mähren schon früher der Fall war, 
nur je ein Kreishauptmann, und zwar ohne auf seine Zugehörig- 
keit zu den Ständen Rücksicht zu nehmen, ernannt werden 
sollte, welcher, um die Geschäfte besser besorgen zu können, 
seinen Sitz in der betreffenden Kreisstadt nehmen musste. Um 
in die Verwaltung mehr Einheit und Gleichmässigkeit zu 
bringen, wurde im Jahre 1760 ein für alle Länder der 
Monarchie gemeinsamer Staatsrath zusammengestellt und 
in Wien mit der Herausgabe von, für das ganze Staats- 
gebiet giltigen, Gesetzen begonnen. Kaiser Josef IL, von 
der Ueberzeugung durchdrungen, dass die Leitung der 
Angelegenheiten eines grossen Staates ohne einheitliche 
Institutionen nicht möglich sei, bemühte sich, die staats- 
rechtlichen Unterschiede, welche noch zwischen den ein- 
zelnen Kronländern bestanden, zu verwischen und die so 
nur mehr auf einem beschränkten Wirkungskreis einge- 
engten ständischen Verfassungen zu blossen Formalitäten 
herabzudrücken. Die ungestüme, überhastete Art seines 
Vorgehens, die vielen persönlichen Verletzungen, welchen 
die Stände ausgesetzt wurden, erzeugten die grösste Er- 
bitterung derselben, und da er sich, durch die Eingriffe in 

3* 
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die Verwaltung der bis dahin autonomen Städte auch einen 
Theil der Bürgerschaft zum Feinde gemacht hatte, konnte 
er die beabsichtigten Reformen nicht durchführen. Sein 
Nachfolger Leopold IL betrat eine entgegengesetzte po- 
litische Richtung, indem er gleich bei seinem Regierungs- 
antritte erklärte , dass er die Stände als Stütze der 
Monarchie ansehe, und eine nach Wien zur Beglückwün- 
schung des Kaisers gekommene ständische Deputation be- 
auftragte, ihre Wünsche durch eine Commission formuliren 
zu lassen. Im Namen des Landesausschusses verfasste 
der eigentliche Geschäftsmann desselben, ein herabge- 
kommener Adeliger, Baron Macneven, eine Denkschrift, in 
welcher unter anderem die Wiedereinführung der Zünfte, 
des Bierzwanges und Mühlenzwanges und Abschaffung der 
weltlichen Schulaufseher verlangt wurde. Die kirchen- 
feindlichen Schriften sollten unterdrückt, die Censur und 
die alten Unterthansverhältnisse wieder eingeführt werden. 
Auf dem Landtage von 1790 verstiegen sich die Stände 
sogar zu dem Antrage, ihre Angelegenheiten durch einen 
förmlichen ständischen Gesandten in Wien vertreten zu 
lassen. Die Commissäre der Regierung sollten nicht das- 
Recht haben , am Landtage Anträge zu stellen. Der 
Adel sollte nur durch seinesgleichen gerichtet, die 
Landesämter nur aus seiner Mitte besetzt werden. Die 
Stände zeigten also abermals grosse Lust, die längstver- 
gessenen Verhältnisse aus der Zeit vor 1620 wieder ein- 
zuführen und eine Veränderung der staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse Böhmens zur Dynastie und zum Reiche anzu- 
streben. Der Wunsch nach Wiederherstellung der stän- 
dischen Vorrechte, Rücknahme der gerechten Steuergesetze 
und der den Bauern gewährten Befreiungen, Aufhebung^ 
aller die Juden und Freigeister, Protestanten und Ausländer 
begünstigenden Massregeln, Restauration der früheren 
Selbstständigkeit der einzelnen Länder zeigen deutlich, wie 
wenig fortschrittlich und human die Motive waren, welche 
die Stände damals beeinflussten, und dass wieder nur der 
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stärkste Egoismus die Triebfeder ihres Handelns war* 
Derartige Wünsche konnte die Regierung natürlich nicht 
erfüllen. Daher wurde der unter Kaiser Josef II. einge- 
führte Steuermodus, durch welchen die herrschaftlichen 
Grundstücke höher belastet wurden als früher, nicht ab- 
geschafft, dem Wunsche nach Bemessung der Steuer nach 
Anzahl der Ansässigkeiten, statt nach der durch den Ka- 
taster bestimmten Bodenfläche und Ertrag nicht will- 
fahrt. Auch die Forderung nach Wiedereinführung der 
Landesordnung, wie selbe unter Leopold IL bestand, so 
wie das Verlangen, der König möge auf das Recht Ge- 
setze zu geben und abzuändern, welches in der Landes- 
ordnung vom Jahre 1628 enthalten ist, verzichten, wurden 
abgewiesen. Desgleichen ward ihnen das Recht, das In- 
colat zu ertheilen, nicht bewilligt. Leopold II. starb schon 
am I. März 1792 und sein Sohn Kaiser Franz II. über- 
nahm die Regierung, in deren Beginn die erste bedeuten- 
dere nationale Kundgebung im Prager Landtage fällt 
Dreiunddreissig » Originalböhmen ♦, unter welchem selt- 
samen Namen Böhmen slavischen Ursprungs zu verstehen 
sind, richteten an die Stände eine Beschwerdeschrift über 
die gewaltsame Germanisirung der Tschechen, in welcher 
sie behaupteten, dass alles Unglück des Landes von den 
Deutschen herrühre, Grösse und Heil nur in jenen Zeiten 
für Böhmen erstand, wo König und Stände tschechisch 
sprachen. Der Ausbruch der französischen Revolution machte 
den weiteren Verhandlungen über die Reform des Stände- 
wesens ein Ende, indem die Regierung erklärte, dass in 
den gegenwärtigen Kriegszeiten alle Veränderungen in 
dieser Angelegenheit zu ruhen hätten. Vorher ward noch 
eine Commission zur Vorbereitung von Gesetzen eingesetzt, 
um die den Ständen von Leopold II. gemachte Zusage, 
dieselben bei neuen Gesetzesvorlagen jedesmal früher an- 
zuhören, umgehen zu können. Kaiser Franz hatte am 
II. August 1804 f^^ sich und seine Nachfolger den Titel 
eines erblichen Kaisers von Oesterreich, auf Grund der Be- 
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nennung seines Erzhauses, angenommen, hierbei aber 
erklärt, »dass sämmtliche Königreiche und Provinzen ihre 
bisherigen Verfassungen, Vorrechte und Verhältnisse ferner- 
hin unverändert beibehalten sollten. Nach der im Jahre 
1806 erfolgten Auflösung des deutschen Reiches kam die 
Titulatur »kaiser-königlich« zunächst für alle Behörden 
und Aemter im Kaiserthume Oesterreich in Gebrauch und 
es wurde angeordnet, dass die kaiserlichen Behörden in 
den einzelnen Ländern im Siegel nicht mehr das Landes- 
wappen, sondern den zweiköpfigen kaiserlichen Adler, um- 
geben von den Landeswappen, führen sollten. Früher gab 
es für die habsburgischen Länder keine gemeinsame Be- 
zeichnung und in internationalen Verträgen wurden jedesmal 
die einzelnen Namen aller jener Länder angeführt. Da- 
gegen umfasste von 1804 an der Name »Kaiserthum 
Oesterreich« die Bezeichnung des ganzen habsburgischen 
Ländercomplexes. Die Thätigkeit der ständischen Landtage 
unter der langen Regierung Kaiser Franz I. beschränkte sich 
beinahe nur auf formelle Steuerbewilligung und Theilnahme 
an festlichen Aufzügen in glänzenden Uniformen. Die Kanzlei- 
geschäfte der Stände wurden. so sorglos geführt, dass seit 
181 2 nicht einmal jährlich die Landtagsschlüsse ordnungs- 
gemäss fertiggestellt, sondern erst nachträglich im Jahre 
1843 zusammengestellt und der königlichen Sanction 
unterbreitet wurden. Während eines Zeitraumes von vierzig 
Jahren gab es neun einzelne Jahre, in welchen der Land- 
tag überhaupt nicht einberufen wurde. Erst unter der 
schwachen Regierung Kaiser Ferdinand's erhoben die 
Stände wieder kühner ihr Haupt. Im Jahre 1842 bildete 
sich gegen den obersten Burggrafen Karl Graf Chotek, 
welcher verschiedene Massnahmen der Regierung energisch 
vertrat, eine vStändische Opposition, welche ihn beschul- 
digte, den Verfall der ständischen Rechte und die Unord- 
nung des Domesticalfondes verschuldet zu haben, und es 
wurde über Antrag des Herrenstandes, welcher die Ma- 
jorität auf dem Landtage hatte, dem Oberstburggraf en. 
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gegen die Stimmen der Geistlichkeit, der Ritterund Städte, das 
MiS'strauen votirt. Die Regierung unterstützte den Grafen 
Chotek nicht energisch und er musste von seinem Posten 
zurücktreten, obgleich er sich um das Land und um Prag 
durch Uferschutzbauten an der Moldau und Anlage zahl- 
reicher Strassen, freilich mit eben nicht sparsamer Benützung 
der Mittel des Domesticalfondes, grosse Verdienste erworben 
hatte, wenngleich es sich auch nicht leugnen lässt, dass 
die Gelder des Domesticalfondes, sowie der Betrag von 
500.GOO Gulden, welchen der Staat im Jahre 1843 zu den 
Strassenbauten bewilligte, um Arbeitsverdienst unter die 
von einer Hungersnoth heimgesuchten Gegenden zu bringen, 
nicht ganz rationell verwendet wurden, indem die Arbeiten 
an Unternehmer vergeben wurden, die dabei grossen Ge- 
winn hatten, weil sie sehr niedere Löhne zahlten. Die 
Stände führten 1844, als sie zur Verhandlung über die 
königlichen Postulate einberufen wurden, das längst ver- 
gessene feierliche Ceremoniell, wie es im Jahre 1790 be- 
obachtet worden war, wieder ein und knüpften auch an 
die Erfüllung der königlichen Forderungen die Bedingung 
der Bewilligung einer Reihe von Wünschen der Stände. 
Am 14. Mai 1845 übergab eine Deputation der böhmischen 
Stände dem Kaiser, bei Gelegenheit der Eröffnung der 
Prag-Olmützer Staatsbahn, eine Petition, welche die Wünsche 
der Stände zusammenfasste, und an erster Stelle die Auf- 
rechterhaltung aller ständischen Rechte und Freiheiten 
verlangte. In seiner Antwort auf die Petition äusserte sich 
der Kaiser, dass er der ständischen Rechte und Freiheiten, 
wie selbe in der erneuerten Landesordnung und in den 
Erlässen seiner Vorgänger enthalten, bei Entscheidung der 
ständischen Angelegenheiten ebenso eingedenk sei und 
auch eingedenk sein werde, wie auch jener Vorbehalte, 
unter welchen dieselben ertheilt wurden, und auf welche 
weder seine Vorgänger, noch er selbst jemals verzichtet 
habe. Der böhmische Herrenstand wollte diese Antwort 
nicht zur Kenntniss nehmen, und beschloss über Antrag 
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des Grafen Deym zur äussersten Opposition zu schreiten. 
Die Opposition Hess darauf 1847 eine Denkschrift ver- 
fassen, welche die Continuität der verfassungsmässigen 
Rechte und Freiheiten der böhmischen Stände beweisen 
sollte, wogegen die Minorität erklärte, dass sie im Augen- 
blicke keine ständischen Rechte bedroht sähe, und auch, 
dass seit jeher diese Rechte nur von dem Belieben des 
Königs abhängig seien. Nun sah sich die ständische Ma- 
jorität nach Bundesgenossen um und versuchte durch po- 
puläre Massnahmen Anhänger in der Bevölkerung zu ge- 
winnen ; in ihrem Namen stellte Baron Villani am Land- 
tage den Antrag auf Einführung der tschechischen Sprache 
in den Schulen. Zugleich wurde, statt der bisher alleinigen 
Kampfesursache, nämlich Erhaltung der Rechte, Privilegien 
und Freiheiten der Stände, um die öffentliche Meinung zu 
captiviren, über Antrag des Grafen Albert Nostiz am 
31. September 1847 beschlossen, statt der bisher gebrauchten 
Worte »unsere Rechte und Privilegien« und dort, wo von 
ständischen Rechten die Rede war, in Zukunft die Worte 
j^landes verfassungsmässiges Recht« zu setzen. 

Die Mehrheit der böhmischen Stände hatte im Jahre 
1847 abermals einen Feldzug gegen die österreichische 
Staatsidee unternommen ; nochmals hoffte sie ihre einstige 
Macht wiederzugewinnen und warb um Bundesgenossen, 
da sie gar bald einsah, dass sie allein zu schwach sei, 
einen Sieg zu erringen. Der Bundesgenosse, den sie an- 
nahm, war die tschechische Nationalitätsidee, deren Aspi- 
rationen sie unterstützte, um durch selbe Schutz für die 
eigenen, sogenannten historischen Rechte zu erlangen. 
Wie dieser Kampf, der letzte des nicht mehr lebensfähigen 
Stände Wesens im Jahre 1848 verlief, wie die Mehrheit der 
Ständemitglieder bald vor dem ungeberdigen Bundesgenossen 
erschreckend, sich zurückzog, während ein kleiner Theil der 
Opposition eine keineswegs bewunderungswürdige Rolle als 
Demagogen spielten, damit werden wir uns in der Folge noch 
zu beschäftigen haben. Das endgiltige Verschwinden der Stände 
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vom Schauplatze der Weltgeschichte ruft dem Geschichts- 
kundigen unwillkürlich die prophetischen Worte Karl von 
Zierotin's ins Gedächtniss, welche er vor der Katastrophe von 
1620 seinen Standesgenossen zurief: »Wenn Ihr die Stände 
besiegen werdet, dann habt Ihr keine Hoffnung mehr, Eure 
alten Freiheiten je wieder hergestellt zu sehen. c Heute 
gehört das Ständewesen, der eigentliche Träger des böh- 
mischen Staatsrechtes, gerade so wie dieses, der Ge- 
schichte an. 

Fassen wir nun die vorstehenden rechtlichen und histo- 
rischen Vorgänge zusammen, so ergeben sich aus den- 
selben folgende Thatsachen: 

Das staatsrechtliche Gebilde, welches unter dem Namen 
der böhmischen Krone bekannt ist, umfasste einst die 
Länder Böhmen, Mähren, Schlesien und die Lausitz. 

Die einzelnen Länder dieses durch einen gemeinsamen 
Herrscher verbundenen Staates hatten eines gegenüber 
dem anderen keine Vorrechte; die staatliche Selbstständig- 
keit der einzelnen Länder blieb voll gewahrt. 

Die staatliche Unabhängigkeit des Gebietes der böh- 
mischen Krone, welches 1618 den Pfalzgrafen Friedrich 
zum König angenommen hatte, kam, als es nach der 
Niederlage des letzteren auf dem Weissen Berge im Jahre 
1620 durch Ferdinand IL erobert wurde, zu Fall. Das 
Gebiet wurde mit den übrigen Ländern des Hauses Habs- 
burg erblich zu einer absoluten Monarchie vereint und das 
Staatsrecht der böhmischen Krone erreichte, als die Un- 
abhängigkeit des Gebietes aufhörte, ebenfalls sein Ende. 
Aber selbst das Gebiet der böhmischen Krone von einst 
ist im Laufe der Zeit zerfallen und Theile desselben sind 
verschiedenen Reichen einverleibt worden; die Lausitz ist 
an Sachsen, Schlesien an Preussen gekommen, und kaum 
zwei Dritttheile des ehemaligen Gebietes sind bei Oester- 
reich geblieben, so dass heute selbst das Object für das 
einstige böhmische Staatsrecht nicht mehr vorhanden ist. 
Die Periode des unbeschränkten Absolutismus hat jede 
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staatsrechtliche Continuität in Böhmen unterbrochen und 
verhindert. 

Die pragmatische Sanction hat die Unzertrennlichkeit 
der Monarchie und die Wahrung der staatlichen Indivi- 
dualität der einzelnen Länder derselben festgesetzt; das 
Gleiche geschah durch die Schaffung des Kaiserthums 
Oesterreich durch Kaiser Franz I. und nochmals 1867 
durch die Verfassung und den Ausgleich mit Ungarn. 

Daraus folgt wohl, dass die Forderung einer Vereini- 
gung Böhmens, Mährens und Schlesiens gar keine recht- 
liche Basis hat. Es war einer der letzten feierlichen Acte 
der mährischen Stände im Jahre 1848, feierliche Verwah- 
rung gegen eine Vereinigung Mährens mit Böhmen einzu- 
legen und gegen die von den Böhmen anmassend ver- 
langte Wiedererrichtung eines Gebietes der böhmischen Krone 
zu protestiren, und die conformen Beschlüsse des mährischen 
Landtages zeigten, dass die grosse Majorität der Bevölke- 
rung die Rechtsverwahrung der Stände vollkommen billige. 

Eine Thatsache tritt aus der Geschichte Böhmens 
klar zu Tage, dass nämlich kaum irgendwo so stete Un- 
zufriedenheit mit den politischen Verhältnissen im Lande 
und so oftmalige Auflehnung gegen Staat und Regierung 
zu finden sein werden, wie in Böhmen seit den Zeiten der 
Pfemysliden bis zur Schlacht am Weissen Berge, das ist 
in der Zeit des böhmischen Staatsrechtes, und dass unter 
schwachen Regierungen daselbst immer anarchische Zu- 
stände einrissen. 
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Der 30jährige Krieg hatte ganz Mitteleuropa entvölkert 
und verwüstet, den Wohlstand vernichtet und die Fort- 
entwickelung der Cultur gehemmt. Fremde Sitten hatten 
durch den langjährigen Aufenthalt ausländischer Soldaten 
in Deutschland und den österreichischen Erblanden Auf- 
nähme gefunden, die Volkssprachen waren vernachlässigt, 
verroht und durch Aufnahme vieler Fremdwörter entstellt. 

Mehr als hundert Jahre dauerte es, bis die frühere 
Bevölkerungsziffer in den einzelnen Ländern wieder er- 
reicht war und der Wohlstand der Bevölkerung sich erholt 
hatte. Um die grosse Masse des Volkes und dessen Sprache 
kümmerten sich die Regierenden bis Anfang des XVIII. Jahr- 
hunderts nur sehr wenig. Die oberen und die mittleren 
Gesellschaftsclassen sprachen mit Vorliebe französisch und 
ahmten gerne französische Sitten nach; das Latein, die 
Sprache der Gelehrten und der Diplomatie, war die eigent- 
liche Weltsprache jener Zeit, und nur in dieser Sprache 
wurden die Wissenschaften verbreitet. In Folge dessen 
war es natürlich, dass nur sehr wenig Bildung in die 
unteren Volksclassen, welche eben das Latein nicht ver- 
standen, eindringen konnte. 

Daher war der Bildungsgrad der grossen Masse der 
deutschen und ebenso jener der slavischen Bevölkerung 
Oesterreichs damals ein sehr geringer und fand weder die 
deutsche noch die tschechische Volkssprache, trotzdem 
beide Sprachen von Millionen Menschen gesprochen wurden, 
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von Seite der Regierungen irgend welche Beachtung oder 
Fürsorge. Welche Lebenskraft den Volkssprachen inne- 
wohnt^ beweist am besten die Thatsache, dass dieselben in 
den meisten Ländern Europas, trotz des Mangels an För- 
derung von Seite der Staaten, sich nicht nur Jahrhunderte 
lang erhalten haben, sondern sogar im Laufe des XVIII. Jahr- 
hunderts den Sieg über die lateinische Sprache davon- 
trugen und allgemeine Anerkennung als Verkehrssprachen 
errangen. 

Die Verbreitung der Cultur und Bildung in weitere 
Kreise des Volkes war es, welche den Volkssprachen zum 
Siege verhalf. In Deutschland trat dieser Fortschritt früher 
als in Oesterreich ein und verbreitete sich, unterstützt 
von fleissigen und begabten Männern, welche alle ihre 
Bemühungen für Hebung der Volksbildung und Volks- 
sprache einsetzten, rasch seit Beginn des XVIII. Jahr- 
hunderts. 

Erst 1720 durfte Thomasius an der Universität in 
Halle den Versuch wagen, deutsche Vorträge zu halten; 
nur durch den Einzug der deutschen Volkssprache in die 
Schule konnte diese als Mittel zur Verbreitung der Bildung 
wieder zu Ansehen kommen. 

Betrachtet man den Culturzustand der Bevölkerung 
der österreichischen Erblande um 1740, so sieht man die 
oberen Gesellschaftsclassen französisirt in Sprache und 
Sitten und auch bestrebt, die französische Freigeisterei 
überall zur Schau zu tragen; in den Volksschichten da- 
gegen herrschte rohe Ausgelassenheit der Sitten, Vorurtheil 
und Aberglaube. Ueberall zeigte sich der Mangel jeglicher 
Grundbildung des Volkes, so dass auch das Handwerk 
keine Fortschritte machen und der Wohlstand sich nicht 
heben konnte. Der Glaube an Hexen und Gespenster 
war noch so verbreitet, dass z. B. 1755 die Regierung 
in Mähren dagegen einschreiten musste, »weil die Sache 
so getrieben worden ist, dass von der Geistlichkeit ver- 
schiedene Körper unter dem Vorwande, dass sie mit 
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der Magia posthumia behaftet gewesen, aus dem Fried- 
hofe ausgegraben und einige davon verbrannt worden.« 

Maria Theresia war es, die zuerst den richtigen Grund- 
satz erkannte, dass eine Nation vergeblich auf den Ruhm 
wahrer Cultur Anspruch mache, so lange nicht der Un- 
wissenheit und Rohheit der niederen Volksclassen, welche 
den Stamm der Nation bilden, durch zweckmässige Bil- 
dungsanstalten abgeholfen werde. 

Sie war es, welche den ersten Versuch machte, ein 
System der Nationalerziehung einzuführen, indem sie nicht 
nur der Erziehung des Volkes die grösste Sorgfalt widmete, 
sondern auch, die Schulbildung als bestes Mittel hiezu er- 
kennend, der Volksschule den gebührenden Platz im Staats- 
haushalte einräumte. Maria Theresia richtete vor Allem 
ihr Augenmerk darauf, in den österreichischen Erbländern 
das bis dahin vernachlässigte Volksschulwesen zu heben 
und die Volksschulen so einzurichten, dass dieselben ihren 
Zweck erfüllen konnten, die allgemein nothwendigen Kennt- 
nisse unter die Masse der Bevölkerung zu verbreiten. 

In diese Zeit fällt das Aufblühen der deutschen Literatur 
und der deutschen Volkssprache in Deutschland. Bald 
verbreiteten sich die vorzüglichen literarischen Producte 
von dort nach allen Seiten, und überall, auch in Oester- 
reich, mit Freude gelesen, begann die deutsche Sprache 
in weiteren Kreisen zunächst die französische und lateinische 
Sprache zu verdrängen und nahm dadurch bald den anderen 
Volkssprachen gegenüber eine hervorragende Stellung ein. 
Jeder Gebildete trachtete damals, sich diese Sprache an- 
zueignen, ohne dass selbe irgend Jemand aufgedrungen 
worden wäre. Da dieselbe eine reiche wissenschaftliche 
Literatur aufweisen konnte, die Mehrzahl der Gebildeten 
in den österreichischen Erbländern derselben mächtig war, 
so war es wohl natürlich, dass Maria Theresia diese Sprache, 
als nach den bestehenden Verhältnissen zur Verbreitung 
der Cultur und Bildung am meisten geeignet, als Verkehrs- 
und Schulsprache erwählte. 
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Dass aber Maria Theresia, als sie daran ging, mit 
Hilfe der deutschen Sprache dem Volke den Weg zur 
Bildung zu eröffnen, nicht im geringsten daran dachte, in 
ihren Erblanden die nichtdeutschen Idiome zu unterdrücken, 
dass sie im Gegentheil hiebei die Sorge um die Pflege der 
Muttersprache in den einzelnen Ländern während ihrer 
langen Regierung niemals aus den Augen verlor, dies 
kann leicht aus der grossen Anzahl ihrer diesbezüglichen 
für Mähren und Böhmen giltigen Erlässe bewiesen werden. 

Schon am 16. October 1747 erschifti ein Erlass, worin 
hingewiesen wird, dass der rechte und wahre Gebrauch 
der deutschen und böhmischen Muttersprache als Grund- 
lage des Schulunterrichtes zu betrachten sei. Am 17. Jänner 
175 1 wurde angeordnet, in Mähren so bald als thunlich 
für angehende Gewerbeleute mechanische Lehrschulen in 
der Muttersprache einzurichten und für Anschaffung aus- 
führlicher Schulbücher in deutscher und böhmischer Sprache 
für diese Schulen zu sorgen. 

Um wohlfeile Schulbücher zu beschaffen, Hess die Re- 
gierung solche 1755 in deutscher und böhmischer Sprache 
drucken und am 9. Juli 1763 erfolgte eine allerhöchste 
Resolution, dass fürohin in Böhmen die Eltern ihre Söhne 
fleissiger in der böhmischen Sprache unterrichten lassen 
sollten und die Jugend in den kleineren Schulen zur Ueber- 
setzung böhmischer Argumente angewiesen und verhalten 
werde und so diese Sprache in aufrechten Gang gebracht 
und erhalten werden möge. Desgleichen wurde in diesem 
Jahre angeordnet, dass für erledigte Stellen beim könig- 
lichen Appellationshofe Diejenigen, welche böhmisch reden 
und schreiben könnten — caeteris paribus — den Vorzug 
erhalten sollten. Im Jahre 1765 wurde die Ertheilung des 
Unterrichtes in böhmischer Sprache abermals eingeschärft 
und zugleich angeordnet, dass Lehrer, welche beider 
Landessprachen mächtig , anzustellen seien ; auch nach 
Einführung der deutschen Normalschule 177 1 und der 
Herausgabe der allgemeinen Schulordnung 1774 wurde 
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die Anstellung von Lehrern, die beider Sprachen kundig, 
verlangt. Und als 1774 ^^^ Befehl erging, dass an den 
Gymnasien der Unterricht nicht mehr, wie es bis dahin 
üblich war, ausschliesslich in lateinischer, sondern in 
deutscher Sprache erfolgen solle, so wurde hierdurch der 
Gebrauch des Böhmischen nicht ausgeschlossen, denn es 
wurde im Jahre 1777 nochmals der Druck böhmischer 
Gymnasialbücher anbefohlen. Die Kaiserin schrieb damals, 
als sich Schwierigkeiten bei der Uebersetzung in dem 
Drucke der böhmischen Gymnasialbücher ergaben, eigen- 
händig die Entscheidung, der Druck müsste unbedingt er- 
folgen, »weil es für den Staat nothwendig ist.« Für Schlesien 
erging 1776 eine Verordnung, dass an Orten, wo gar nicht 
deutsch gesprochen werde, der Unterricht polnisch zu er- 
theilen sei. Ausserdem wurde in Wien an der k. k. The- 
resianischen Ritterakademie, welche Officiere und Beamte 
ausbilden sollte, »in Anerkennung der Nothwendigkeit,« 
1773 eine Lehrkanzel für böhmische Sprache und Lite- 
ratur und 1775 eine solche an der Wiener Universität 
geschaffen. 

Alle die hier angeführten Thatsachen zeigen zur Ge- 
nüge, dass die grosse Kaiserin, welche sich in der Politik 
nur durch staatliche, aber niemals durch nationale Rück- 
sichten leiten Hess, als sie an Verbesserung des Schul- 
wesens und Einführung des Deutschen als Verkehrs-: und 
Amtssprache ging, durchaus nicht daran dachte, die nicht- 
deutschen Idiome zu unterdrücken, sondern sogar viel zur 
Erhaltung der tschechischen Sprache beigetragen hat. 

Nicht auf Kosten der Landessprache, sondern auf 
Kosten des Lateinischen sollte die Verbreitung des Deut- 
schen erfolgen und auf Kosten der lateinischen Jesuiten- 
gymnasien und als eine Art Ersatz für dieselben wurden 
die deutschen Normalschulen geschaffen; hierdurch blieb 
der Bestand tschechischer Volksschulen unberührt. Hier 
wollen wir auf einen noch viel verbreiteten Irrthum auf- 
merksam machen, nämlich, dass seit der Schlacht am 
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Weissen Berge das Tschechische, ausser an Volksschulen, 
nirgends gelehrt wurde und sich daher nicht entwickeln 
konnte. Schon Abb^ J. Dobrovsky hat J. Jungman, welcher 
die vorstehende Ansicht aussprach, dahin berichtigt, dass 
seit 1620 bis 1764 die überwiegende Zahl der Gymnasien 
in Böhmen utraquistisch war, dass beide Sprachen vor- 
getragen, Aufgaben aus beiden gegeben und böhmische 
und deutsche Lehrbücher benützt wurden. 

In Böhmen und Mähren hatten schon Karl IV. und 
Wenzel IV. ein ziemlich ausgebreitetes Schulwesen, nach 
französischem Muster und von der Universität in Prag ab- 
hängig, unter deren unmittelbarer Aufsicht stehend, ge- 
schaffen. Die Lehrerstellen wurden von dem Rector der 
Universität mit daselbst ausgebildeten und geprüften Ma- 
gistern besetzt. Die meisten dieser Schulen waren in den 
Hussitenkriegen zu Grunde gegangen und es versagten in 
der, auf diese Kriege folgenden Zeit, sowohl die Katho- 
liken als die Utraquisten, in der Absicht die Schulen unter 
ihrem Einflüsse zu halten, der Universität den Gehorsam. 
In der Folge sank das Schulwesen, da sich bald ein 
Mangel an tüchtigen geprüften Lehrern fühlbar machte, 
immer tiefer und erst unter Kaiser Rudolph IL trat für 
dasselbe ein neuer Aufschwung ein. Damals bestanden, 
wie Tomek mittheilt, in Böhmen 94, in Mähren 5 grössere, 
unter der Aufsicht des Universitätsrectors stehende Schulen. 
Es wäre aber ein grosser Irrthum, wenn man diese Schulen, 
welche nur den Zweck verfolgten, für eine besondere 
Standesbildung vorzubereiten, und in denen nach Ueber- 
windung der ersten Schwierigkeiten mit Beihilfe der Mutter- 
sprache, an deren Stelle sofort das Latein trat, mit den 
für weitere Kreise der niederen Volksschichten von Maria 
Theresia begründeten Volksschulen, welche die allgemeine 
Volksbildung ausbreiten sollten, in eine Reihe stellen 
wollte. 

Für die Bildung weiterer Volksschichten war in 
Böhmen weder in den Zeiten vor der Schlacht am Weissen 
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Berge, noch nachher bis 1740, etwas von Seite der Re- 
gierungen geschehen. Die Initiative dazu ergriff die grosse 
Kaiserin, und indem sie die Schulbildung verbreitete, war 
sie auch die Erste, welche sich um Erhaltung und He- 
bung der Volkssprachen, insbesondere der tschechischen 
Sprache in Böhmen und Mähren, grosse Verdienste er- 
warb. Schon vor 1620 hatte in den österreichischen Erb- 
ländern die Sitte bestanden, dass der Adel, um die Er- 
lernung der anderen Landessprache zu ermöglichen, 
seine Kinder bei Familien, wo eine andere Sprache ge- 
sprochen wurde, auf einige Zeit in Kost gab. Diese Sitte 
verbreitete sich später auch unter den Bürgern und Bauern 
und war gewiss für das geistige und materielle Fortkommen 
der Kinder von bestem Einfluss. Während also bis zum 
Tode Maria Theresia's im Jahre 1780 die tschechische 
Volkssprache sich einer gewissen Beachtung und Förde- 
rung erfreute, trat in den folgenden Jahren unter Kaiser 
Josef IL eine kurze Zeit der Vernachlässigung für diese 
Sprache ein. Der Kaiser hatte den vergeblichen Versuch 
unternommen, die Millionen seiner, verschiedene Sprachen 
redender, Völker durch Zwang dahin zu bringen, ihrer 
Muttersprache zu entsagen und die deutsche Sprache als 
die einzig berechtigte Reichssprache anzunehmen. Eine 
so plötzliche Umformung der Menschen war ein Ding der 
Unmöglichkeit, am wenigsten aber konnte dies erreicht 
werden, wenn gleichzeitig freiheitliche Institutionen, z. B. 
Freiheit der Presse, eingeführt wurden. 

Im Jahre 1780 erschien ein kaiserlicher Erlass, welcher 
anordnete, dass in Zukunft an den Gymnasien nur der 
deutschen Sprache kundige Knaben aufgenommen werden 
sollten; ferner wurden die tschechischen Eltern aufge- 
fordert, ihre Kinder in deutsche Orte zu senden, um ihnen 
Gelegenheit zum Erlernen des Deutschen zu bieten, und 
endlich sollten keine Lehrlinge bei Meistern aufgenommen 
werden, wenn jene nicht ein Zeugniss beibrachten, dass 
sie mindestens zwei Jahre lang deutsch gelernt hatten. Im 

S k e n e , Slavisch-nationale Bewegung. a 
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Jahre 1784 wurde an der Prager Universität, wo bis dahin 
nur lateinisch vorgetragen worden war, eine Lehrkanzel 
für deutsche Literatur errichtet, und 1785 die in Brunn 
und Olmütz bestehenden Lehrkanzeln für tschechische 
Prediger abgeschafft. Kaiser Josef IL wollte die Verbrei- 
tung der deutschen Sprache besonders durch die Schulen 
unterstützen; wie langsam es aber gehen musste, eine 
jüngere, deutschsprechende Generation heranzuziehen, er- 
sieht man, wenn man berücksichtigt, dass 1790 in ganz 
Böhmen nur ungefähr 30.000 Kinder die Schule besuchten. 
Die Hast und Uebereilung, mit welcher das Deutsche 
überall eingeführt wurde, die angewendeten Zwangsmittel, 
welche oft tief in Privatrechte eingriffen, erregten Unzu- 
friedenheit in der Bevölkerung. Besonders der heftige 
Widerstand, welchen die Ungarn den neuen Einführungen 
entgegensetzten, nöthigte den Kaiser bald, einen Theil der 
im Interesse der Einführung des Deutschen erlassenen 
Massregeln zurückzunehmen. 

Die staatlichen Zwangsmassregeln hatten also nur 
eine sehr kurze Dauer und zielten, wenn sie auch die Be- 
günstigung der deutschen Sprache zum Zwecke hatten, 
bei dem Wunsche des Kaisers, jede freiheitliche Meinungs- 
äusserung zu gestatten, durchaus nicht auf Unterdrückung 
derer, welche aus eigenen Mitteln die tschechische Sprache 
fördern wollten. Als der böhmische Adel den Versuch 
machte, der tschechischen Sprache mehr Verbreitung zu 
verschaffen, trat die Regierung des Kaisers diesem Streben 
in keiner Weise entgegen, ebensowenig als sie die Angriffe 
gegen einen Theil des Adels, welcher sich diesem Streben 
nicht anschliessen wollte, verhinderte. Wie weitgehend 
die Pressfreiheit damals war, und wie daher von einem 
unmittelbaren Unterdrücken der culturellen Bestrebungen 
der Tschechen nicht die Rede sein kann, mag folgendes 
Beispiel zeigen. Karl Ignaz Tham gab 1783 eine Schrift 
zur Vertheidigung der tschechischen Sprache heraus, 
welche »gegen die boshaften Beleidiger« und besonders 
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gegen den Landadel gerichtet war und folgenden Passus 
enthält: »Erröthet vor Scham, Ihr unwürdigen Nachkommen, 
die Ihr so weit von den Fussstapfen Eurer Vorfahren ab- 
gewichen seid, die Ihr die von Eueren Ahnen überkommene, 
von ihnen bereicherte und geschmückte Sprache schnöde 
von Euch weiset! Euch vor Allem flucheich, Ihr Adeligen, 
Ihr Hochgeborenen des Landes, deren Nachlässigkeit und 
Faulheit sozusagen zur Leidenschaft geworden, Ihr, denen 
es zustünde, Führer der Nation zu sein, Förderer der 
Wohlfahrt des Landes, des Ruhmes Eurer Muttersprache ! 
Statt durch Euer leuchtendes Beispiel Eure Landsleute zu 
gleich löblichem Bestreben aufzustacheln, seid Ihr nur ein 
Vorbild der Gleichgiltigkeit, wenn Ihr nicht gar, Ihr Nichts- 
nutzigen, den Söhnen des Landes in deren Bestrebungen 
absichtlich den Rücken kehrt.« Wenn man damals in so 
kräftigen Ausdrücken seiner nationalen Ueberzeugung 
öffentlich Luft machen konnte, darf von .dieser Zeit nicht 
als Periode der nationalen Unterdrückung gesprochen 
werden. Nach Zurücknahme der unbeliebten kaiserlichen 
Erlässe wäre die Sprachenfrage in Böhmen bald wieder 
in den Hintergrund getreten, wenn sich derselben nicht 
ein mächtiger politischer Factor als eines Mittels in seinem 
Kampfe gegen die unliebsamen Neuerungen des Kaisers 
auf anderen Gebieten bedient hätte. Das Verhältniss des 
böhmischen Adels zum Kaiserhause war schon seit 1740 
ein gespanntes und müssen wir einen Blick auf diese Zeit 
zurücklenken, um zu sehen, wie sich diese Verhältnisse 
bis zum Jahre 1790 gestaltet haben. 

Karl VI. hatte kaum die Augen geschlossen, als auch 
schon die Giltigkeit der von ihm mit so vieler Mühe und 
Vorsicht bei den Nachbarländern zur Anerkennung ge- 
brachten pragmatischen Sanction allseits bestritten wurde, 
und Baiern, Sachsen, Preussen, Spanien, Sardinien und 
Frankreich mit Ansprüchen auf die österreichischen Erb- 
lande hervortraten. Der grosse Erfolg, auf welchen vor 
Kurzem die österreichische Diplomatie so stolz gewesen 

4* 




— 52 — 

war, die pragmatische Sanction, schien, als die Nachbar- 
länder ohne Achtung dieses internationalen Vertrages und 
im Glauben auf leichte Beute über das Erbe Maria The* 
resia's herfielen, mit einem Schlage vernichtet. Kurfürst 
Karl Albrecht rückte mit baierischen und französischen 
Truppen in Böhmen ein und wurde in Prag zum böhmi- 
schen Könige und bald darauf zu Frankfurt als Karl VIL 
zum deutschen Kaiser gewählt. 

In dieser traurigen Lage ist es nur dem Muthe Maria 
Theresia's und ihres Gemahls, so wie der Treue und An- 
hänglichkeit der Ungarn, welche in kurzer Zeit eine Armee 
von 50.000 Mann aufstellten, zu danken, dass eine Kata- 
strophe vom Hause Habsburg abgewendet wurde. Mit dem 
Schwerte in der Hand wurde die Anerkennung der prag- 
matischen Sanction durchgesetzt, aber leider nicht ohne 
grosse Opfer. Um die Coalition der Feinde zu sprengen,, 
wurde der Frieden mit Preussen angestrebt und erreicht 
durch die Abtretung Schlesiens an Friedrich II. Wie einst 
der Ruhm und Glanz des Winterkönigs in Böhmen bald 
zerstob, so verschwand auch rasch die Herrlichkeit 
Karl's VIL, den man wegen seines kurzen Herrschens in 
Böhmen den Schwalbenkönig nannte. 

Als Karl Albrecht in Prag erschien, um sich daselbst 
krönen zu lassen, eilte ein grosser Theil des böhmischen 
Adels (an 400) dahin, um dem Usurpator zu huldigen,, 
anstatt, wie es seine Pflicht gewesen wäre, Maria Theresia 
Hilfe zu bringen. Es schien, als ob die in Prag versam- 
melten Stände die Gelegenheit benützen wollten, Böhmen 
nochmals als Wahlreich hinzustellen, denn obgleich Karl 
Albrecht ausdrücklich Erbansprüche erhob, so lautete der 
vereinbarte Huldigungseid nur auf »den vermeintlichen 
König«, wobei jedes an die Berechtigung zur Erbfolge 
erinnernde Wort sorgfältig vermieden wurde. 

Es ist wohl natürlich, dass diese Vorgänge die Kai- 
serin nicht nur verletzten, sondern ihr auch die Ueber- 
zeugung beibringen mussten, dass in ihren Ländern das. 
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Bewusstsein staatlicher Zusammengehörigkeit noch nicht 
erwacht sei, und dass sie vor Allem ihr Augenmerk darauf 
richten müsse, separatistischen Strebungen entgegenzutreten 
und eine feste Angliederung der einzelnen Länder an die 
Monarchie herzustellen. 

So wie Maria Theresia hatte auch Kaiser Josef II. 
nicht vergessen, dass es besonders die böhmischen Stände 
waren, welche immer wieder separatistische Tendenzen 
gezeigt hatten , und war er daher darauf bedacht, 
die Macht der Stände, welche dem österreichischen Staate 
wiederholt gefährlich gewesen war, einzuschränken und 
zu brechen. Durch Gleichstellung aller Bewohner seines 
Reiches vor dem Gesetze, durch freiheitliche Institutionen, 
durch Hebung der Bildung und des Volkswohlstandes 
wollte er in den grossen Massen des Volkes die Liebe 
zum Herrscher und zum Staate erwecken. 

Während die Aufhebung der Censur und das Toleranz- 
patent vom Jahre 1781, durch welches alle Beschrän- 
kungen in Betreff der akatholischen Religionen aufgehoben, 
d. h. volle Glaubensfreiheit gestattet wurde, die geistige 
Befreiung des Volkes herbeiführen sollten, strebte der 
Kaiser durch die Urbarialgesetzgebung, welche die Bauern 
zu freien erblichen Besitzern ihrer Gründe machte, und 
durch Aufhebung der Leibeigenschaft dahin, die Befreiung 
des Bauernstandes und die Schaffung freier Staatsbürger 
zu erzielen. Dass durch alle diese Neuerungen die Feudal- 
herren, welche bisher die einzigen wirklichen Staatsbürger 
gewesen waren, nicht nur ihre bisherige bevorzugte Stellung 
in Frage gestellt sahen, sondern auch materielle Verluste 
erlitten, lässt sich nicht leugnen und erklärt die tiefe, oft 
bis zum Hasse gesteigerte Antipathie des Adels gegen 
Kaiser Josef IL; darum Hessen die Stände auch kein Mittel 
unversucht, um die Durchführung der Pläne Josefs II. zu 
verhindern oder zu erschweren. 

Die grösste Erbitterung rief die Einführung der mit 
dem neuen Kataster ins Leben gerufenen Grundsteuer 
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hervor, nach welcher alle in einer Gemeinde Ansässigen, 
gleichviel ob Adelige oder Bauern, nach ihrem Bodenan- 
theile gleichmässig Steuern zahlen sollten, während bis dahin 
der Doitiinicalbesitz viel weniger Steuern getragen hatte als 
der rusticale. Wie sehr diese Steuergleichstellung den 
Ständen nahe ging, zeigt die Thatsache, dass sie nach 
Josefs IL Tode dessen Nachfolger bestürmten, gerade die 
Steuergesetze vor allen anderen aufzuheben. 

Ein weiterer Grund der Unzufriedenheit des Adels war 
die Anordnung des Kaisers, dass vor den Gerichten Alle 
gleich behandelt und bei vorkommenden Verbrechen daran 
betheiligte Mitglieder des Adels entwürdigenden Strafen 
gerade so unterworfen werden sollten, wie andere gemeine 
Verbrecher, während bisher Angeklagte vom Adel nur 
durch ihresgleichen gerichtet und Schuldige in ein eigenes 
Adelsgefängniss , den Weissen Thurm in Prag, gesperrt 
worden waren. Mit Missgunst wurde von dem grössten- 
theils in Prag ansässigen böhmischen Adel die Erhebung 
Wiens zur Reichshauptstadt angesehen und darin eine 
Zurücksetzung Prags erblickt; auch hatte die rücksichts- 
lose Art, wie in Böhmen nach Auflösung der Klöster die 
alten Büchersammlungen und Kunstschätze derselben, ins- 
besondere aber die Kunstsammlungen Kaiser Rudolfs IL 
feilgeboten und zu Spottpreisen durch Hoffouriere verschleu- 
dert wurden, in der gebildeten Bevölkerung Böhmens den 
unangenehmsten Eindruck gemacht. Als nun im Jahre 
1789 die Räumung der alten Prager Königsburg, welche 
die Stände als Symbol ihres einstigen Ruhmes verehrten, 
angeordnet und dieselbe in eine Artilleriekaserne umge- 
wandelt wurde und endlich auch noch in die Privatrechte des 
Adels ein Eingriff geschah, indem die zwangsweise Ueber- 
siedlung des adeligen Damenfamilienstiftes in das kaiserliche 
Damenstift auf dem Hradschin erfolgte und das dem ade- 
ligen Familienstifte gehörige Haus auf der Neustadt con- 
fiscirt und zu einer Gebäranstalt umgewandelt wurde, da 
erreichte die Erbitterung des böhmischen Adels ihren 
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Höhepunkt, und die grosse Mehrzahl desselben entschloss 
sich, zur Regierung in thätige Opposition zu treten. 

Die gefürchtete Energie d^s Kaisers Hess wohl keine 
directe Opposition aufkommen; es wurden daher Mittel 
gesucht, um indirect den Kampf mit dem Josefinischen 
System aufnehmen zu können. Der böhmische Adel er- 
innerte sich auf einmal, dass in jenen Zeiten, wo seine 
Vorfahren auf dem Gipfel ihrer Macht gestanden, die 
tschechische Sprache im Lande die vorherrschende war, 
und dass das Ansehen der Stände in Böhmen in dem 
Masse dahinschwand, als die deutsche Sprache sich aus- 
breitete; sofort hörte man in den Kreisen der Opposition 
auf, die bis dahin von oben herab behandelte tschechische 
Volkssprache als eine gemeine anzusehen und entschloss 
sich, deren Verbreitung mit allen Mitteln zu fördern. Von 
diesem Augenblicke an hatte das Tschechische nicht nur einen 
reichen und immer noch mächtigen Förderer gefunden, es 
hatte auch politische Bedeutung erlangt, denn es wurde 
von nun an das Losungswort in dem Kampfe des böh- 
mischen Adels um Wiedererlangung der ständischen Rechte. 

Graf Kaspar Sternberg berichtet, dass der Adel damals 
seinem Unwillen gegen das System zunächst dadurch Aus- 
druck gab, dass auf Verabredung in den Vorsälen der 
kaiserlichen Burg die anwesenden Mitglieder des böhmi- 
schen Adels dort nur tschechisch sprachen, obgleich sie 
dieser Sprache in geringem Grade mächtig waren. 

Zahlreiche, von Adeligen verfasste, in deutscher Sprache 
geschriebene Schriften erschienen, in welchen die tsche- 
chische Sprache vertheidigt und deren Wiedereinführung 
in die Schulen verlangt wurde; — in dieser Beziehung 
thaten sich schriftstellerisch in Böhmen Graf Franz Kinsky, 
in Mähren Alois Hanke von Hankenstein hervor. 

Aber unter dem oppositionellen Adel war Niemand, 
welcher der tschechischen Sprache in Wort und Schrift 
vollkommen mächtig gewesen wäre und schriftstellerisch 
für die Verbreitung dieser Sprache hätte wirken können, 
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man musste sich daher nach Helfern umsehen und selbe 1 

in jenen Kreisen suchen , wo damals noch allgemein 
tschechisch gesprochen wurde, nämlich unter der Land- 
bevölkerung. Die damals herrschende Sitte, dass in ade- 
ligen Häusern die Kinder häufig durch Privatlehrer oder 
Hofmeister unterrichtet wurden, diese letzteren aber meist 
in Prag studirende Söhne wohlhabenderer Landleute und 
als solche der tschechischen Sprache vollkommen mächtig 
waren, bot den gewünschten Anknüpfungspunkt. Die An- 
knüpfung wurde damals auch dadurch erleichtert, dass 
gerade in jener Zeit in Folge des französischen Einflusses, 
besonders durch Verbreitung französischer freisinniger 
Schriften, z. B. Voltaire's, freiere gesellschaftliche Anschau- 
ungen Eingang fanden und das Aufhören der strengen 
Abschliessung des Adels gegen die anderen Gesellschafts- 
classen einen lebhafteren Verkehr mit den jungen slavi- 
schen Gelehrten ermöglichte. Diese wieder, welche eine 
natürliche Vorliebe für ihre Muttersprache mitbrachten, 
waren mit Freude bereit, vom Adel unterstützt, schrift- 
stellerisch für Verbreitung des Tschechischen thätig zu sein. 

Auf diese Weise kam es, dass vom Beginne der 
slavisch- nationalen Bewegung bis zum Jahre 1848 die 
hervorragenden Führer in derselben meist Gelehrte waren, 
welche einst als Privatlehrer in adeligen Häusern Unter- 
richt ertheilt hatten, und dass eine innige Verbindung und 
Uebereinstimmung zwischen diesen und dem die Bewegung 
materiell unterstützenden Adel bestand. 

Der Anstoss zur nationalen Bewegung in Böhmen 
ging also nicht als eine Reaction gegen die Josefinischen 
Einführungen aus den unteren Volksschichten hervor, 
sondern der böhmische Adel war es,- der in Verfolgung 
seiner ständischen Rechte den Tschechismus in Gang 
brachte. 

Noch unter Kaiser Josef II. ergingen 1787 und 1789 
kaiserliche Verordnungen an die Beamtenschaft, die tsche- 
chische Sprache nicht zu vernachlässigen , und da der 
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Kaiser schon am 20. Februar 1790 starb und sein Nach- 
folger Leopold II. sofort einen Wechsel im Regierungs- 
systeme eintreten Hess, so hat die Periode der Hintansetzung 
der tschechischen Sprache thatsächlich nicht lange ge- 
dauert. Kaiser Leopold II. war ein Freund ständischer 
Einrichtungen, aber kein Freund freiheitlichen Fortschrittes; 
die politische, die Glaubens-, Rede-, Press- und Lehrfrei- 
heit wurden sofort abgeschafft. 

Im Jahre 179 1 ward die böhmische Krone, welche 
nach der Krönung Maria Theresia's nach Wien gebracht 
worden war, feierlichst nach Prag überführt und Leopold 
Hess sich daselbst zum König krönen, wobei der Huldi- 
gungseid zuerst in tschechischer und dann in deutscher 
Sprache vorgelesen wurde. Die meisten Stände leisteten 
das Gelöbniss in tschechischer Sprache. Im folgenden 
Jahre wurde in Prag an der Universität eine Lehrkanzel 
für die tschechische Sprache errichtet. Der Adel legte aber 
noch immer eine demonstrative Vorliebe für das Tschechi- 
sche an den Tag und führte, um dieselbe zu beweisen, 
1793 eine grosse Bauernhochzeit in nationalem Costüme 
auf, bei welcher nur Tschechisch gesprochen werden durfte. 
Der böhmische Landtag richtete an den Kaiser Petitionen 
um Einführung dieser Sprache in die Schulen. Seit 1800 
wurde auch an vielen Gymnasien wieder das Tschechische 
unentgeltlich und als nicht obligater Gegenstand vor- 
getragen. 

Der Ausbruch und die lange Dauer der Franzosen- 
kriege brachten in die Entwickelung der nationalen Be- 
wegung vorläufig einen Stillstand. Nach der Beendigung 
dieser Kriege zeigte die jüngere Generation des Adels, der 
seine bevorzugte Stellung zum Theile wieder erlangt hatte, 
weniger Interesse für die nationalen Angelegenheiten und 
die zu Ende des vorigen Jahrhunderts entstandene neu- 
tschechische meist nur aus Liebhaberei und dilettantisch 
betriebene Literatur, welche hauptsächlich populäre Schriften 
für jene Kreise, in welche die deutsche Sprache bisher noch 
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nicht eingedrungen war, geliefert hatte, fristete ein wenig 
Gewinn bringendes bescheidenes Dasein. 

Die Regierung Kaiser Franz' L legte den culturellen 
Bestrebungen der Tschechen, insoweit diese nicht das Feld 
der Politik betraten, durchaus keine Hindernisse in den 
Weg. 

Durch die Hofdecrete vom 23. August und 20. De- 
cember 18 16 wurde für Böhmen den Studirenden, sowohl 
an Gymnasien als an der Universität in Prag, die Er- 
lernung der tschechischen Sprache »auf das werkthätigste« 
anempfohlen. An Gymnasien in tschechischen und utra- 
quistischen Orten sollten nur Präfecte, die des Tschechischen 
mächtig waren, angestellt werden. Die tschechisch reden- 
den Kinder sollten an den Gymnasien diese Sprache fort- 
üben, und jedes Jahr sollte an der Universität verkündet 
werden, dass für Staatsanstellungen die des Tschechischen 
Kundigen den Vorzug erhalten sollten. 

Mittelst kaiserlichen Handbillets vom 13. Februar 18 18 
wurde weiters angeordnet, dass bei Anstellung politischer 
Beamten in Böhmen von denselben eine vollkommene 
Kenntniss der tschechischen Sprache als unerlässliche 
Bedingung gefordert werde und auch die Bezirksärzte sich 
diese Sprache aneignen sollten. 

In Deutschland hatte sich an den Universisäten nach 
den Freiheitskriegen eine politische Agitation unter der 
studirenden Jugend entwickelt, welche am 18. October 
18 17 durch das grosse Studentenfest auf der Wartburg 
und die freisinnigen Reden, welche dort gehalten wurden, 
das Misstrauen der Regierungen erregte, und als der kaiser- 
lich russische Staatsrath von Kotzebue, welcher sich durch 
seine reactionären Rathschläge unbeliebt gemacht hatte, 
1819 durch einen fanatischen Studenten unter dem Aus- 
rufe, der Baum der Freiheit müsse mit Blut gedüngt 
werden, ermordet wurde, ordnete die österreichische Re- 
gierung, aus Furcht vor dem revolutionären Geiste, eine 
strenge polizeiliche Ueberwachung der Professoren und 
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Studenten auch in Prag an, da man daselbst geheime 
Verbindungen vermuthete. 

Da sich um diese Zeit in ganz Böhmen das Vereins- 
wesen rasch entwickelt hatte, und besonders die tschechi- 
schen Lesevereine sich sehr verbreiteten, sowie in weiteren 
Kreisen eine politische und nationale Strömung sich be- 
merkbar machte, beschränkte 1821 die Regierung einen 
Theil ihrer früheren, der freiheitlichen Entwickelung ge- 
machten Concessionen. 

Von einer einseitigen Bedrückung der Tschechen durch 
die Regierung kann auch in dieser Zeit nicht die Rede 
sein, thatsächlich genossen in Oesterreich alle Bew^ohner, 
ohne Rücksicht auf ihre Nationalität, das ganz gleich ge- 
ringe Mass von Freiheit. 

Hatten sich nun auch einzelne Schriftsteller, vom 
böhmischen Adel unterstützt, bemüht, den schlummernden 
slavischen Geist in den unteren Schichten der Bevölkerung 
zu erwecken, war es auch den Geschichtsschreibern wie 
Dobner, Pelzl, Cornova und Pubitschka durch ihre Schriften 
und durch Wiederveröffentlichung alttschechischer Literatur- 
producte gelungen, die Neugierde und das Interesse ge- 
bildeter Kreise für die böhmische Geschichte zu erregen, 
so ging es mit der nationalen Bewegung doch nur sehr 
langsam vorwärts, und dieselbe wäre vielleicht gar ein- 
geschlummert, wenn nicht äussere Umstände hinzugetreten 
wären, welche auf die jüngere Schriftstellergeneration einen 
grossen Einfluss ausübten und die slavische Bewegung sehr 
beförderten. 

Der äussere Anstoss ist auf die bedeutende Rolle 
zurückzuführen, welche das russisch-slavische Element zu 
Beginn des XIX. Jahrhunderts in den napoleonischen 
Kriegen spielte. 
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Der grosse Einfluss, welchen Russland auf die Ent- 
wickelung des nationalen Gefühles der österreichischen 
Slaven ausgeübt hat, nöthigt uns, diesen Staat näher ins 
Auge zu fassen. 

Die heutige Geschichtsforschung nimmt an, dass die 
Slaven in ältester Zeit jenen Theil des europäischen Fest- 
landes bewohnten, welcher sich an den Flüssen Don, 
Dniepr und Weichsel zur Ostsee hinzieht, und dass im 
Norden finnische Stämme, im Westen Litauer und Ger- 
manen und im Süden Skythen und Sarmaten ihre Nach- 
barn waren. In den ersten Jahrhunderten nach Christi 
scheint eine slavische Völkerwanderung begonnen zu haben, 
in Folge deren slavische Stämme um das VI. Jahrhundert 
im Westen bis an die Elbe gelangten, während etwas 
später andere nach Süden zogen, die Donau überschritten 
und theils die Balkanhalbinsel in Besitz nahmen, theils 
Kärnten, Krain und Steiermark besetzten. 

Diese Völkerwanderung, welche gegen Ende des 
VIL Jahrhunderts ihren Abschluss fand, gab die Veran- 
lassung zur Bildung verschiedener slavischer Dialekte und 
Volksindividualitäten. 

Eigenthümlich ist es, dass die slavischen Völker wäh- 
rend der langen Zeit der Wanderung nirgends selbstständige 
Staaten bildeten, sondern der Reihe nach den Gothen, 
dann den Hunnen und endlich den Avaren unterworfen 
waren. 
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Die in ihren ältesten Stammsitzen zurückgebliebenen 
Slaven bewohnten ein in der Mitte des heutigen europäi- 
schen Russlands gelegenes, im Norden waldreiches, im 
Süden sehr fruchtbares, aber nirgends mit dem Meere in 
Verbindung stehendes Gebiet. In diesem Gebiete ent- 
sprangen zahlreiche, nach allen Weltrichtungen hinziehende 
schiffbare Flüsse, an deren unteren Lauf und Mündung 
die Slaven wegen den an den Flussmündungen wohnenden, 
kriegerischen Völkern nicht gelangen konnten. 

Der Kampf um diese Stromgebiete bildete in späterer 
Zeit den Hauptinhalt der russischen Geschichte und zwar 
schon von der Gründung des russischen Reiches durch die 
Skandinavier an. Die Slavisirung der eroberten Landstriche 
im Süden, Osten und Norden bezeichnet das Vorschreiten 
der Russen gegen die Mündungen der slavischen Flüsse 
und nur im Westen wurde diesem Vorschreiten durch die 
Deutschen bisher Halt geboten. Der Raum, den die Slaven 
in der Zeit der Gründung des russischen Reiches ein- 
nahmen, war im Verhältnisse zu den beiden anderen 
Völkerschaften, welche den Grundstock der Bevölkerung 
dieses Reiches neben den Slaven bilden, nämlich Finnen 
und Tataren, ein kleiner, ebenso wie ihr politischer Ein- 
fluss. Erst in verhältnissmässig neuer Zeit gewann das 
slavische Element ein numerisches und politisches Ueber- 
gewicht. Die Gründung des i'ussischen Staates ist das 
Werk keines der drei erwähnten Stämme. 

Erst im Jahre 1859 erstand in Russland eine Partei, 
welche diese bis dahin von Niemandem bestrittene That- 
sache als unrichtig hinzustellen versuchte; eine Menge von 
Schriften wurde zu diesem Zwecke verfasst und verbreitet, 
welche, mit Missachtung aller historischen Quellen und 
von nationalem Fanatismus erfüllt, alle möglichen Phan- 
tasien über diesen Gegenstand enthielten. Prof. Dr. William 
Thomson in Kopenhagen hat sich durch die übersichtliche 
und kritische Zusammenstellung aller diesbezüglichen Ge- 
schichtsquellen in seinem Buche über den Ursprung des 
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russischen Staates ein grosses Verdienst um Klarstellung 
dieser Streitfrage erworben und bewiesen, dass die bis- 
herige Annahme, der russische Staat sei von Skandinaviern 
gegründet worden, unbestreitbar richtig ist. 

Die älteste russische Chronik, welche den Namen 
des Mönches Nestor (gest. c. 1115) trägt, enthält ein Ver- 
zeichniss der bis 11 10 bekannten Slavenstämme und es 
kommt in derselben der Name Russen nicht vor. Erst um 
Mitte des IX. Jahrhunderts wurde der russische Staat ge- 
gründet, der erste Kern des mächtigen Reiches, das später 
alle jene bunten Völkerrassen in einen Staatskörper ver- 
einigt hat. Nestor's Chronik erzählt hierüber Folgendes: 
»Im Jahre 859 kamen die Waräger von jenseits der See 
und forderten Tribut von denTschuden und von denSlaven.« 
»Im Jahre 862 trieben sie die Waräger über die See und 
zahlten ihnen keinen Tribut und sie begannen sich selbst 
zu regieren und es gab kein Recht unter ihnen und Sippe 
erhob sich gegen Sippe und es gab inneren Kampf zwischen 
ihnen und sie begannen Krieg zu führen gegen einander. 
Und sie sagten zu einander: Lasst uns nach einem Fürsten 
suchen, der uns beherrschen kann und urtheilen. was 
Recht ist. Und sie gingen über die See zu den Warägern, 
zu den Russen, denn so hiessen diese Waräger, sie hiessen 
Russen, wie andere Swien (Schweden) heissen . . .« 

»Die Tschuden, die Slawen, die Kriwitschen sagten 
zu den Russen: Unser Land ist gross und reich, aber es 
ist keine Ordnung darin, kommt und herrscht und gebietet 
über uns. Und drei Brüder wurden gewählt mit ihrer 
Sippe und die nahmen alle Russen mit sich und sie 
kamen. Und der Aelteste, Rurik, Hess sich nieder in 
Nowgorod.« 

Diese einfache Erzählung des russischen Chronisten 
zeigt, dass das Wort Waräger als eine gemeinsame Be- 
zeichnung der Bewohner Skandinaviens gebraucht wurde 
und das Wort Russen einen einzelnen skandinavischen 
Stamm bezeichnete. Zwanzig Jahre später wurde Kijew 
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erobert und wurde die Hauptstadt des russischen Staates 
und der Mittelpunkt des russischen Namens. 

Das von den Warägo-Russen gegründete Reich ent- 
wickelte sich ungestört durch beiläufig 300 Jahre; mit 
mächtigen Flotten zogen die kühnen Seefahrer wiederholt 
nach Constantinopel, anfangs plündernd und raubend, 
später, nachdem Handelsverträge abgeschlossen worden 
waren, als befreundete Kauffahrer. Gegen Ende des 
X. Jahrhunderts fand von Constantinopel aus das Christen- 
thum in Russland seinen Eingang. Der Einführung dieser 
friedlichen Religion widersetzten sich die kriegerischen 
heidnischen Skandinavier, deren jährliche Zuzüge ganz 
aufhörten, als der 989 getaufte Enkel Rurik's, Wladimir 
der Heilige, das Christenthum gewaltsam in seinem Lande 
einführte. Der bisherige rege Verkehr der. Dynastie mit 
dem skandinavischen Stammlande hörte auf und sowohl 
die Dynastie als die zurückgebliebenen Waräger wurden 
bald slavisirt. Mit dem Aufhören des Zuzuges aus dem 
Norden hörte aber auch die Lust am Seefahren auf, und 
die einst so gefürchteten russischen Flotten hörten auf zu 
bestehen. Dieser Umstand trug auch dazu bei, dass, als 
durch den Mongolen-Einfall die griechische Cultur im rus- 
sischen Reiche vernichtet wurde, ein Eindringen der west- 
lichen Cultur, da alle Verbindungen auf dem Seewege mit 
dem Westen abgebrochen waren, unmöglich wurde. Erst 
Peter der Grosse schuf wieder eine russische Kriegsflotte 
und die russische Handelsflotte erstand erst im XIX. Jahr- 
hundert. 

Die Mongolen hatten zu Anfang des XIII. Jahrhun- 
derts zuerst das chinesische und dann das türkische Reich 
unterworfen und dabei Hunderttausende von Menschen 
mit grösster Grausamkeit hingeschlachtet; sie wendeten sich 
nun gegen Westen, wo sie auf die Russen stiessen und 
dieselben in einer mehrtägigen Schlacht im Jahre 1223 
besiegten. Im Jahre 1238 kamen sie wieder und eroberten 
den nördlichen, und 1240 den südlichen Theil Russlands, 
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welches ihnen von da an, trotz wiederholter Befreiungs- 
versuche, beinahe dreihundert Jahre tributpflichtig blieb. 

Ueber die in Russland, durch die Zwietracht der Nach- 
folger Rurik's entstandene grössere Zahl Theilfürstenthümer 
hatten allmählich die Grossfürsten von Moskau die Ober- 
herrschaft erlangt und sich zu Trägern der nationalen 
Unabhängigkeit gemacht. Bis 1480 musste Moskau die 
Oberherrlichkeit der Tataren, mit welchem Namen man 
gewöhnlich das Gemisch von Mongolen und türkischen 
Völkern zu bezeichnen pflegt, anerkennen. Das schreck- 
liche Joch der Tataren hörte gegen Ende des XV. Jahr- 
hunderts auf, nicht so sehr durch die Macht der Russen, 
welche wohl wiederholt heldenmüthig gekämpft hatten, 
um sich zu befreien, sondern vielmehr, weil die wilden 
asiatischen Horden unter einander in Streit geriethen und 
sich gegenseitig vernichteten. Die Bevölkerung des mos- 
kowitischen Reiches bestand aus Slaven, Finnen und Ta- 
taren, die Sprache, die sich dort ausbildete, enthält vor- 
herrschend slavische, aber wie der gelehrte Slavist Safarik 
selbst bemerkt, meist grausam entstellte Worte und nebenbei 
zahreiche germanische, finnische und tatarische Ausdrücke. 
Die Thatsache, dass das russische Volk aus einer Mischung 
von Slaven mit einer verhältnissmässig sehr bedeutenden 
Beigabe tschudischer und asiatischer Elemente hervor- 
gegangen ist und die russische Sprache, wie selbe heute 
in Petersburg und Moskau gesprochen wird, sich bedeu- 
tend von der rein slavischen, polnischen und ruthenischen 
Sprache unterscheidet, hat Viele, insbesondere aber die 
Polen veranlasst, den heutigen Russen slavische Indivi- 
dualität und Charakter abzusprechen. Die ruthenische oder 
russinische Sprache ist ein Dialekt der polnischen und 
wird von jedem Polen verstanden, was bezüglich der rus- 
sischen Sprache nicht der Fall ist. Von Constantinopel 
aus hatte das griechische Christenthum und die griechisch- 
slavische Schrift ihren Weg nach Russland gefunden; die 
eingeführte griechische Cultur wurde durch die Tataren 
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bald grösstentheils vernichtet, und Rohheit und asiatische 
Sitten traten an deren Stelle, und da auch die Quelle, aus 
der die Cultur nach Russland gekommen war, das grie- 
chische Reich nämlich, bald in Verfall gerieth und von 
den Türken erobert wurde, andererseits auch noch durch 
die Verschiedenheit der Schriftzeichen und des Glaubens 
zwischen Russland und dem Westen sich eine natür- 
liche Scheidewand gebildet hatte, welche das Eindringen 
der rasch emporblühenden westlichen Cultur verhinderte, 
so erklärt sich hieraus das lange Zurückbleiben der 
Bildung der im Osten dieser Scheidewand gelegenen 
Länder. 

Die diesseits der natürlichen Culturgrenze gelegenen 
slavischen Völker, die Polen und Tschechen, erreichten in 
inniger geistiger Verbindung mit dem Westen, natürlich 
in viel früherer Zeit eine höhere Culturstufe als die Russen. 
Bei dem Entstehen und der Entwickelung des heutigen, auf 
altslavischer Grundlage gegründeten, Russland haben also 
zwei ausländische orientalische Einflüsse sich besonders 
geltend gemacht. Erstlich war es in politischer Beziehung 
lange ein Vasallenstaat des tatarischen Orients gewesen, 
zweitens blieb es in kirchlicher Beziehung vom byzantini- 
schen Oriente abhängig. Demgemäss haben sich auch die 
Eigenschaften des Völkergemisches, welches dieses Reich 
bewohnt, eigenthümlich ausgebildet. Als Erbschaft aus der 
Zeit der Tatarenherrschaft muss man das schwach ent- 
wickelte Rechts-, Pflichts- und Freiheitsgefühl, die Cor- 
ruption der Bureaukratie und die untergeordnete Stel- 
lung der Frauen ansehen; alles Eigenthümlichkeiten, 
die man bei den Westslaven nicht antrifft. Die byzan- 
tinische Orthodoxie hat den Hass gegen die Angehörigen 
aller anderen Religionen, die Vertiefung des Volkes in 
starre theologische Anschauungen und das, Millionen von 
Anhängern zählende, Sectenwesen hervorgebracht. Beide 
Einflüsse haben zusammen im Volke das fatalistische Ge- 
fühl entwickelt und die Ueberzeugung festgewurzelt, dass 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. c 
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der asiatisch-russische Despotismus und die Orthodoxie 
von einander unzertrennbar sind, indem der erstere allein 
im Stande sei, den, dem Volke so heiligen, rechten Glauben 
zu schützen. 

Im westlichen Europa hatte man über den mosko- 
witischen Staat bis gegen Ende des XVL Jahrhunderts 
so unklare Vorstellungen, wie etwa über Persien oder 
China. 

Das in der Cultur weit vorgeschrittene Polen be- 
herrschte die ganze Westgrenze Russlands, schnitt das- 
selbe von Westeuropa ab und stand mit selbem im fortr 
währendem Kriege in der Hoffnung, Russland einst zu 
einer polnischen Provinz zu machen. Als Wladislaw, Sohn 
des Königs Sigmund von Polen, 1610 die Krone Moskaus 
erhielt, schien dies Ziel bereits erreicht. Die Hoffnungen 
gingen aber nicht in Erfüllung und nur ein tiefer Hass 
zwischen Polen und Russen blieb lange zurück. Polen 
war bereits im Niedergange begriffen, aber seine euro- 
päische Cultur verschaffte sich, als endlich andauernder 
Friede eintrat, in Russland Eingang. Als nun genauere 
Nachrichten über das grosse Russland in Europa ver- 
breitet wurden, entstanden bei den Regierungen Besorgr 
nisse und Herzog Alba war der erste, welcher 1571 den 
Reichstag in Frankfurt auf die Nothwendigkeit aufmerksam 
machte, dass man die Ausfuhr von Waffen und Geschützen 
nach Russland verbieten sollte, um die Gefahr einer 
russischen Invasion von Europa abzuwenden. 

Noch im XVII. Jahrhundert wird dieses Land von 
den in dieser Zeit dahin eingewanderten Engländern und 
Holländern in ihren Berichten ganz als orientalischer Staat 
geschildert. 

Erst seit 1613 unter der Dynastie Romanow wurde 
der Verkehr mit Westeuropa etwas lebhafter und erst 
durch Peter den Grossen fand die westliche Civilisation 
ihren Eingang daselbst und wurde Russland in das euro- 
päische Staatensystem aufgenommen, Die heutige Aus- 



~ 67 - 

dehnung in Europa erreichte es 1793 durch Erwerbung 
des grösseren Theiles Polens, nach der Theilung dieses 
Königreiches. Diesem Russland, dem jüngsten europäischen 
Grossstaate, war es bestimmt, zu Anfang des XIX. Jahr- 
hunderts in der Geschichte eine hochwichtige, auf die Ent- 
wickelung der politischen Lage ganz Europas Einfluss 
nehmende Rolle zu spielen. 

Die Raschheit, mit welcher Napoleon, von Sieg zu 
Sieg eilend, seine Herrschaft ausbreitete, hatte bei den 
hartbedrängten Völkern Mitteleuropas den Glauben an die 
Unbesiegbarkeit des französischen Kaisers verbreitet, und 
als er, nach erzwungener Allianz mit Oesterreich, sich nun 
gegen den Norden wandte, um auch Russland zu unter- 
werfen und anfangs seine Operationen vom Glücke be- 
günstigt schienen, wagten nur noch Wenige auf eine 
für Frankreich ungünstige Entscheidung des Kampfes zu 
hoffen. Da wurde gegen alle Erwartung Napoleons Macht 
in Russland vernichtet und russische Armeen zogen als 
Befreier vom französischen Joche durch Deutschland und 
Oesterreich. Die österreichischen Slaven hörten voll Staunen 
und Bewunderung die Erfolge des russischen Reiches, 
welches sie bis dahin kaum dem Namen nach gekannt 
hatten; in ganz Europa wurde die Niederwerfung des cor- 
sischen Friedensstörers als Verdienst der Russen, des 
mächtigsten Slavenvolkes hingestellt, und eben diese früher 
wenig gekannten Slaven spielten in diesem Augenblicke 
in der europäischen Politik die Hauptrolle. Slavischer 
Nationalstolz erwachte beim Anblicke der angesehenen 
Machtstellung des slavischen Russlands bei den anderen 
europäischen Slaven und besonders in den Kreisen der 
slavischen Gelehrten, und diese Gelehrten begannen für 
ein Ideal zu schwärmen, welches vorerst nur die Er- 
reichung der geistigen und wissenschaftlichen Gemein- 
samkeit aller Slaven anstrebte und wodurch zunächst 
eine panslavistische literarische Strömung herbeigeführt 
wurde. 

5* 
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Aber schon in viel früherer Zeit, ungefähr um die 
Mitte des XV IL Jahrhunderts, und zwar auch damals im 
Westen und nicht in Russland, hatten sich unter den 
Slaven panslavistische Regungen gezeigt. Die älteste ge- 
schichtlich bekannte Erscheinung dieser Art, gegen welche 
sich die russische Regierung damals ganz ablehnend ver- 
hielt, ist das Auftreten eines katholischen Geistlichen aus 
Kroatien, namens Georg Krizanic, der unter der Regierung 
des Zar Alexis nach Russland kam, dort den Panslavismus 
predigte und nach Sibirien verbannt wurde, obgleich er 
den Zar den einzigen König seiner Nation und Sprache 
genannt hatte. »Du allein, o Zar,« schrieb er, »bist von 
Gott bestimmt, Hilfe zu bringen den Slaven der Donau, 
den Polen und den Tschechen.« Er schlug vor, eine 
gemeinsame slavische Sprache zu gründen und alle Frem- 
den auszutreiben, weil durch dieselben das slavische Volk 
ausgeplündert würde, und er erklärte, es müssten nicht 
nur die Slaven an der Donau und die Polen, sondern auch 
die Tschechen vom Joche der Deutschen durch den Zar 
befreit werden. 

Die Begeisterung für diese Idee hatte in jenem 
Schwärmer jede Vaterlandsliebe vollständig unterdrückt, 
und werden wir in Folgendem sehen, dass dieselbe Idee 
im XIX. Jahrhundert auch auf einige nationale Führer in 
Böhmen ganz denselben traurigen Einfluss hatte. Im Gegen- 
satze zu Magister Hus, der einst als Tscheche von glühender 
Liebe für sein Vaterland erfüllt war, wollten einzelne mo- 
derne Panslavisten auch dieses Vaterland dem Panslavismus 
zum Opfer bringen. 

Diesen Ideen, welche unter Zar Alexis (gest. 1676) 
keinen Anklang in Russland fanden, schenkte Kaiser Ale- 
xander I. in einer Zeit, wo in Europa noch keine Macht 
bewusste nationale Politik trieb, Beachtung. Der Kaiser 
schrieb 1812 an den Admiral Tschitschagoff einen Brief, 
der beweist, dass Russland damals panslavistische, die 
Stammverwandtschaft aller Slaven Völker in den Vorder- 
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grund stellende Politik trieb. Die diesbezügliche Stelle des 
Briefes lautet wie folgt: »Das Wichtigste für uns ist, zu 
unseren Gunsten den militärischen Geist der Völker slavi- 
schen Ursprunges nützlich zu machen, wie namentlich der 
von Serbien, Bosnien, Dalmatien, Montenegro, Kroatien 
und Illirien, welche, wenn sie einmal bewaffnet und mili- 
tärisch organisirt sind, für unsere Operationen eine mäch- 
tige Hilfe sein können. — Sie müssen alle nur möglichen 
Mittel anwenden, die slavischen Völker zu begeistern, um 
sie für unsere Zwecke dienlich zu machen. Sie müssen 
ihnen z. B. die Unabhängigkeit, die Errichtung eines 
slavischen Königthums, für die einflussreichsten Männer 
unter ihnen Geldspenden, Orden und Titel versprechen, 
wie sie ihren Häuptern und ihren Truppen angemessen 
erscheinen.« (Zinkeisen, Geschichte des türkischen Reichs, 
VII, S. 721.) 

In diesem Schreiben des russischen Kaisers wird die 
slavische Nationalitätsidee für die Zwecke der Politik be- 
nützt und die Slaven ausserhalb Russlands werden als 
dessen natürliche Verbündete angesehen — freilich zu- 
nächst nur gegen die Türken und dann — gegen Oesterreich? 

Im ganzen Mittelalter hatte weder die Nationalität 
noch die Muttersprache eine erhebliche Rolle gespielt. 
Das Verlangen nach Berücksichtigung der Nationalität im 
öffentlichen Rechtsleben , das sogenannte Nationalitäten- 
princip gehört zu den erst im XIX. Jahrhundert auf- 
getretenen Wünschen. Das Mittelalter kannte keine natio- 
nalen Staaten, da diese aus Eroberung hervorgegangen, 
aus herrschenden und beherrschten Völkern zusammen- 
gesetzt waren; im Laufe der Zeit bildete sich in jenen 
Staaten, die sich bis heute erhalten haben, durch Ver- 
schmelzung der verschiedenen Volkselemente eine geistige 
und culturelle Gemeinschaft heraus, welche man mit dem 
Worte Nationalität bezeichnet. Hiemit war meist die Ent- 
wickelung einer der Bevölkerung des ganzen Staates ge- 
meinsamen nationalen Sprache verbunden und in den 
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Bewohnern das rege Gefühl der politischen Zusammen- 
gehörigkeit entstanden. 

Im Mittelalter trug die für die Einheit der christlichen 
Kirche kämpfende Geistlichkeit, deren Sprache die lateinische 
war, zur Erhaltung und Verbreitung dieser Sprache bei, 
sowie sie auch das Aufkommen nationaler Gegensätze 
möglichst verhinderte. 

Erst als gegen Ende des XVIII. Jahrhunderts die 
Volksmassen zu Einfluss in den Staaten gelangten, kamen 
die Volkssprachen zu grösserem Ansehen und es trat, da 
die Masse des Volkes niemals die Vorzüge einer fremden 
Sprache zu begreifen vermag, das Verlangen nach alleiniger 
Berechtigung der ersteren laut hervor. Wenn in Böhmen 
auch schon im Mittelalter der nationale Hass der Tschechen 
gegen die Deutschen aufloderte, so waren die Motive hiezu 
theils materielle, theils religiöse, mit dem Stammesinteresse 
eng verbundene Streitpunkte, während der Gedanke, die 
Sprache als ein Palladium des nationalen Geistes und der 
nationalen Civilisation zu vertheidigen , ein entschieden 
moderner ist. 

Schon bei Gelegenheit der russischen Truppendurch- 
züge 1799 hatten Abb^ Dobrowsky und Puchmayer in Prag 
sich veranlasst gesehen, der russischen Sprache grössere 
Aufmerksamkeit zu schenken; sie Hessen ein »Hilfsmittel, 
die russische Sprache zu verstehen c und eine »russisch- 
böhmische Rechtschreibung« erscheinen, und der Dichter 
Puchmayer fühlte sich berufen, für die Einführung einer 
einzigen slavischen Sprache, »die von Prag bis Kamtschatka 
reichen sollte«, Propaganda zu machen. Im Jahre 1813 
blieben die russischen Truppen längere Zeit in Prag, und 
es entwickelte sich zwischen den russischen Officieren 
und den dortigen slavischen Schriftstellern ein lebhafter 
freundschaftlicher Verkehr, welcher nach dem Abmärsche 
der Russen schriftlich fortgesetzt wurde. Von da an be- 
gann zwischen Böhmen und Russland ein literarischer 
Wechselverkehr, und es zeigte sich bald eine grosse 
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Geneigtheit bei einzelnen slavischen Gelehrten in Oester- 
reich, sich platonisch für allgemein slavische Politik zu 
begeistern. 

Die Idee und das Streben nach einer geistigen 
Einigung aller Slaven durch eine, allen gemeinsame 
Sprache und Schrift, bezeichnen wir als geistigen Pan- 
slavismus, zum Unterschiede von dem politischen Pan- 
slavismus, welcher einen Schritt weiter geht und Ver- 
einigung aller Slavenstämme zu einem Staate verlangt. 
Der Letztere theilt.sich wieder in mehrere Richtungen, 
wovon die eine die östliche Hälfte Europas zu einer 
slavischen Universal -Monarchie, die andere einen slavi- 
schen Staatenbund wünscht, und die erste Stelle in 
diesem Slavenstaate von den Einen Russland, von den 
Anderen, an Zahl bedeutend Schwächeren, Polen zu- 
gedacht wird. 

Der Centralsitz der Bestrebungen der Letzteren w^ar 
bis zum Jahre 1848 Paris; sie wollten die Freiheit Polens, 
mit jener des gesammten Slaventhums, jedoch unter einem 
polnisch-russischen Scepter vereinigen. 

Der tschechische Panslavismus umfasste anfangs nur 
das Streben nach einer künftigen ideellen Einheit des 
Slaventhums; anfangs ohne politische Beziehungen. Bald 
aber zweigte sich eine Partei ab, welche die ideelle Ein- 
heit des Slaventhums mit der körperlichen, das heisst 
eine Vereinigung der sämmtlichen südlichen und west- 
lichen Slaven zu einer slavischen Monarchie mit Böhmen 
an der Spitze anstrebte. 

Diese Partei, welche man in den Vierziger -Jahren 
als Tschechomanen bezeichnete, war von Hass gegen 
alles Fremde und besonders gegen alles Deutsche erfüllt 
und hätte am liebsten das berüchtigte Sprachengesetz, 
welches als einer der letzten Gewaltacte der böhmischen 
Stände auf dem Landtage im Jahre 161 5 durchgesetzt 
wurde, und welches bestimmte, dass niemand Einwohner des 
Landes oder Bürger einer Stadt in Böhmen werden 
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dürfe, wenn er der böhmischen Sprache nicht mächtig 
sei, gleich wieder zur Einführung gebracht, da sie nicht 
verschmerzen konnten, dass die Schlacht am Weissen 
Berge der ausschliesslichen Herrschaft einer Sprache ein 
Ende gemacht und nach der neuen Landesordnung es 
Jedermann freigestellt war, sich der deutschen oder der 
tschechischen Sprache nach Gutdünken zu bedienen, so 
wie auch die Cultur der einen oder der anderen nach 
eigenem Ermessen zu pflegen. 



III. 

Wir haben bisher gezeigt, wie der böhmische Adel 
aus Opposition gegen die österreichische Regierung die 
slavisch-nationale Bewegung beförderte; wir haben ferner 
auf den Einfiuss hingewiesen, welchen die Erfolge Russ- 
lands auf das Erwachen des slavischen Bewusstseins bei 
den Tschechen ausübten, und wollen uns nun mit den 
Führern der Bewegung selbst näher beschäftigen. 

Die Vorgänge auf dem Gebiete der slavisch-nationalen 
Bewegung bis zum Jahre 1848 lassen sich an die Namen 
dreier slavischer Gelehrter knüpfen, welche nacheinander 
die Führerschaft inne hatten, aber jeder für sich eine 
bestimmte Entwickelungsperiode und Richtung bezeichnet. 

Ahh6 S. Dobrowsky bereitete durch seine Studien 
und Schriften über die tschechische und andere slavische 
Sprachen und über slavische Geschichte den Boden für 
die nationale Bewegung vor, er war der eigentliche Be- 
gründer der wissenschaftlichen Slavistik. 

Prof. S. Jungmann schuf die neutschechische Sprache 
und war der Vorkämpfer des geistigen Panslavismus, wäh- 
rend Fr. Palacky, der hervorragende moderne Geschichts- 
schreiber, die nationale Geschichte Böhmens schrieb und 
der Vertreter des Bohemismus im Gegensatze zum Pan- 
slavismus bis kurz vor seinem Tode blieb. 

Josef Dobrowsky, dessen Vater aus Böhmen stammte, 
wurde in Ungarn im Jahre 1753 geboren und kam bald 
nachher mit seinen Eltern nach Böhmen. Seihe erste 
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Erziehung war deutsch; erst 1762 wurde er nach Deutsch- 
brod gesandt, um Tschechisch zu lernen und hatte an 
dem dortigen Gymnasium, wie er selbst erzählt, von den 
tschechischen Mitschülern wegen seines Deutschthums viel 
zu leiden; wiederholt wurde er von ihnen beschimpft, mit 
Steinen beworfen und sogar am Kopfe verwundet. Später 
trat er in den Jesuitenorden ein, hörte an der Prager 
Universität orientalische Sprachen und beschäftigte sich 
mit dem Studium der in den ältesten Kirchenbüchern auf 
uns überkommenen altslavischen Sprache. Nach Auflösung 
des Jesuitenordens blühte die Freimaurerei in Böhmen 
auf, und der freisinnige Dobrowsky wurde Mitglied 
einer Prager Loge. Im Jahre 1780 kam er in die 
Familie des Grafen Nostiz als Erzieher und hatte bald 
nachher das Unglück, bei einer Hochwildjagd, an 
welcher er mit seinem Zögling als Zuseher theilnahm, 
durch die Gräfin Nostiz, welche zu Pferde die Jagd mit- 
machte, angeschossen zu werden. Die Geistesgegenwart 
und der Muth, die er damals bewiesen, und welchen es 
hauptsächlich zu danken war, dass der junge Graf, den 
er aus der Schusslinie wegriss, nicht erschossen wurde, 
bildeten den Grund einer lebenslänglichen Freundschaft 
zwischen ihm und der Nostiz'schen Familie. 

Vor Dobrowsky hatten G. Dobner und Pelzl den Ver- 
such unternommen, die altböhmische Geschichte von der 
Menge der dieselbe entstellenden Fabeln zu reinigen, aber 
es blieb dem ersteren vorbehalten, als kritischer Geschichts- 
forscher durch seinen klaren Verstand und seinen Eifer 
auf diesem Gebiete bahnbrechend zu wirken. Er ver* 
schaffte dem Grundsatze allgemeine Anerkennung, dass es 
die wichtigste Aufgabe des Historikers sei, zu beurtheilen, 
ob eine Geschichtsquelle Glauben verdiene, und dass man 
in die Geschichte nichts aufnehmen dürfe, was nicht durch 
glaubwürdige Zeugnisse bestätigt sei. Immer wiederholte 
er, man müsse für das Vorgebrachte überzeugende Be* 
weise bei der Hand haben, Declamationen, Hypothesen 
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und Vermuthungen gehörten nicht in die Geschichte. Er 
muss als Begründer der historischen Kritik in Böhmen 
angesehen werden und war im Gegensatze zu vielen 
späteren böhmischen Geschichtsschreibern Realist und 
strenger Logiker; in stetem regem Verkehr mit den be- 
deutendsten Gelehrten des In- und Auslandes, genoss er 
wegen seiner Gelehrsamkeit und Aufrichtigkeit das grösste 
Ansehen. 

Von den slavischen Gelehrten des Inlandes war es nur 
Bartholomäus Kopitar, seit 1808 Scriptor an der* Hof- 
bibliothek in Wien, welcher, wie Dobrowsky, der realisti- 
schen Richtung angehörend, mit selbem eng befreundet 
blieb. 

Dobrowsky, der sich als Slave fühlte, war unermüdlich 
thätig, auf geschichtlichem und sprachlichem Gpbiete seinem 
Volke nützlich zu sein; wo er konnte, unterstützte er die 
jüngeren Gelehrten mit Rath und That, stellte ihnen seine 
Bibliothek, seine Sammlungen slavischer Wörter zur Ver- 
fügung und verfasste 1812 nach eingehenden Studien eine 
Grammatik der altslavischen Sprache, durch welche diese 
in den Kreis der modernen Sprachforschung wissenschaft- 
lich eingeführt wurde. Auch hielt Dobrowsky private Vor- 
lesungen über slavische Sprachen, insbesonders über das 
Russische und Serbische, welche stark besucht waren; 
seit 1809 gehörte Wenzel Hanka, der später wegen seiner 
Fälschungen alter Urkunden eine traurige Berühmtheit er- 
hielt, zu seinen fleissigsten Schülern. 

Dobrowsky zeigte aber, so sehr er auf wissenschaftlichem 
Gebiete die Hebung des Slaventhums unterstützte, keine 
Leidenschaftlichkeit und keinen Enthusiasmus in nationalen 
Angelegenheiten ; die Schwärmerei seiner Schüler, die 
Nationalität über Alles zu stellen, war ihm fremd, und als 
gar der Kampf für die Nationalität mit unlauteren Mitteln 
begann, da erhob er sich dagegen mit der ganzen Macht 
seines grossen Geistes und seiner wissenschaftlichen 
Autorität, indem er, unbekümmert um die Empörung der 
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jüngeren tschechischen Patrioten, gegen alle wiederholten 
Versuche, durch gefälschte Urkunden eine ruhmvolle Ver- 
gangenheit der Tschechen im grauen Alterthume nachzu- 
weisen, schonungslos auftrat. 

Merkwürdig ist es, dass diese Bestrebungen in einer 
Zeit auftraten, wo die europäischen Völker, ihre bisherige 
geistige Abschliessung aufgebend, gerade begannen, in 
Folge des erleichterten Verkehrs ihre literarischen Erzeug- 
nisse durch Austausch zum Gemeirigute aller Gebildeten 
zu machen, wo in Frankreich, England und Deutschland 
eigene Vereine und Fachschriften für fremde Literatur auf- 
tauchten, wo jedes halbwegs bedeutende literarische Product 
in alle Weltsprachen übersetzt wurde und alles auf die 
Entwicklung eines literarischen Kosmopolitismus hinar- 
beitete, dessen Einflüss sich übrigens auch in Böhmen 
geltend machte. 

In Irland und Schottland machte sich Ende des 
XVIII. Jahrhunderts eine Strömung unter den Nach- 
kommen der Kelten bemerkbar, welche dahin ging, alles 
Altkeltische zu verherrlichen und nach Beweisen suchte, 
die darthun sollten , dass im Alterthum die Kelten 
einen hohen Grad ganz eigenthümlicher Cultur besessen 
hatten. 

Macpherson gab damals zum allgemeinen Staunen der 
gelehrten Kreise uralte, angeblich von ihm aufgefundene 
Denkmäler der keltischen Literatur heraus, eine Reihe von 
Gesängen unter dem Namen Ossian. Ueberall in Europa 
begann man nach ältesten Schriftdenkmälern zu suchen 
und es erfolgten besonders in Deutschland zahlreiche Ver- 
öffentlichungen alter Schriften. 

Unter den böhmischen jüngeren Patrioten wurde man 
auf Ossian aufmerksam, und auch in Böhmen durchstöberte 
man alle Archive, um ähnliche Schriftbeweise für uralte 
Cultur der Tschechen zu erbringen. 

Fr. Palacky hatte 1817 zwei Gesänge Ossians, ins 
Tschechische übersetzt, in Druck gegeben und schreibt, 
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voll Bewunderung für die alten keltischen Gedichte, in der 
Vorrede Folgendes: 

»Macpherson, ein Nachkomme der alten Kelten, 
sammelte diese Bardengesänge und gab sie in englischer 
Uebersetzung heraus. Sofort begannen hervorragende 
Männer verschiedener Völker, erstaunt über diese Er- 
scheinung, dieselbe hoch anzupreisen; es erschienen Kri- 
tiken, Commentare und Nachahmungen, sowie massenhaft 
Uebersetzungen. Obgleich nun auch einige versuchten, 
den Werth dieser Gesänge herabzusetzen und dieselben 
als wunderliche Ausgeburt einer überspannten Phantasie zu 
bezeichnen, so werden doch diese Gesänge, insolange noch 
Geschmack für Naturschönheit bestehen wird, wegen der 
Schönheit und Innigkeit tiefer Gefühle, der Vorzüglichkeit 
der Gedanken, der würdevollen Darstellung, natürlichen 
Schönheit und Lebhaftigkeit der Phantasie, in Summe 
wegen des ihnen innewohnenden, überall denselben auf- 
gedrückten Stempels des Genies, immer im höchsten An- 
sehen bleiben.« 

J. Jungmann und Swoboda fanden in den ältesten 
Denkmalen der tschechischen Sprache »Ossianischen Geist« 
und Fr. Palacky, der sich 1817 als schlechter Kritiker 
erwiesen hat, vertheidigte 1840 mit Safafik die Echtheit 
derselben, mit denselben Argumenten, welche ihm seiner 
Zeit die Begeisterung für Ossian eingegeben hatte. Ossian 
ist längst als eine Fälschung Macphersons nachgewiesen, 
desgleichen die Fälschungen, welchen jener als Muster 
gedient. 

Im Jahre 18 17 wurden in einer Kammer des Kirch- 
thurmes zu Königinhof von W. Hanka mehrere Pergament- 
blätter gefunden, mit Gedichten in tschechischer Sprache, 
und im folgenden Jahre wurde, begleitet von einem 
anonymen Schreiben, das heftige Invectiven gegen 
die Deutschen enthielt, ein beschriebenes Pergament an 
den Präsidenten des Nationalmuseums in Prag, Grafen 
Franz Kolowrat, eingesendet. Die erstere Handschrift wird 
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seither in der Literatur als Königinhofer, die zweite als 
Libussa's Gericht oder Grüneberger Handschrift bezeichnet. 

Dobrowsky, der bedeutendste Slavist seiner Zeit, hatte 
schon beim Auffinden des Königinhofer Pergamentes grosses 
Misstrauen gezeigt, als aber das zweite erschien, erklärte 
er dies für ein Falsificat und Hanka musste es aus der 
Sammlung des Museums entfernen; er behielt es bei 
sich bis zum Tode Dobrowsky's 1828, worauf es wieder 
in die Sammlungen des Museums eingereiht wurde und an 
Palacky und Safafik warme Vertheidiger fand. 

Bei Lebzeiten Dobrowsky's tobte wegen der Echtheit 
der handschriftlichen Entdeckungen ein heftiger Streit, den 
wir näher betrachten müssen. 

Dobrowsky erklärte, die Böhmen sollten sich schämen, 
zu literarischen Fälschungen zu greifen, man mache sich da- 
durch lächerlich ; patriotische Schwärmerei sei nur insoweit 
berechtigt, als selbe die Grenzen nicht überschreite, welche 
der wissenschaftlichen Forschung entsprechen. Er nannte 
die Namen derjenigen, welche er für die Fälscher ansah, und 
bezeichnete sie als Schurken, welche die Leichtgläubigkeit 
ihrer Landsleute missbrauchten. Die Veranlassung zu 
diesen scharfen Erklärungen war, dass Anton Jungmann, 
' der Bruder und hauptsächlichste Mitarbeiter Josef Jung- 
mann's, als Hanka das Pergament, auf welchem das Ge- 
dicht »Libussa's Gericht« stand, über Andringen Do- 
browsky's aus dem Nationalmuseum entfernen musste, 
eine Abschrift an Majevski nach Russland gesendet hatte, 
wo selbe in den Berichten der russischen Akademie abge- 
druckt wurde. In einem Begleitschreiben zu dieser Sen- 
dung theilte er Majevski entzückt mit, dass nun wohl durch 
Libussa's Gericht der Beweis erbracht sei, dass die Slaven 
in ältester Zeit nicht nur eine eigene Schrift, sondern auch 
geschriebene Gesetze besessen — ähnlich wie die Indier. 
Diese alte Schrift, die auch auf dem Grabsteine Libussa's 
erwähnt wird, sei erst durch die christlichen Geistlichen, 
welche den Gebrauch der lateinischen Schrift einführten. 
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vernichtet worden. Majevski hatte die Abschrift mit dem 
Briefe Anton Jungmann's an Rackoviecki weitergegeben 
und dieser drückte sie in seiner Abhandlung über die 
russischen Rechtsgebräuche ab. Im Jahre 1822 Hessen die 
Brüder Jungmann in der von ihnen redigirten tschechischen 
Zeitschrift Krok das Gedicht Libussa's Gericht erscheinen. 

Nun erklärte Dobrowsky 1824 den ganzen Vorgang 
für einen literarischen Betrug und bedauerte, dass Racko- 
viecki von seinem Correspondenten getäuscht worden sei. 
Schon 1818 und 1819 hatte Dobrowsky den Professor 
Jungmann, ferner Hanka und insbesondere Linda be- 
schuldigt, die Fälschung begangen zu haben. 

Auf Dobrowsky's neue polemische Schrift meldete sich, 
wie damals, auch jetzt keiner der als Fälscher Genannten 
zur Entgegnung, sondern W. Swoboda übernahm die Ver- 
theidigung. Er nannte Dobrowsky einen Entarteten, der 
unpatriotisch genug denkt, um zur Schande der Nation, 
der er angehört, die ihn liebt und ehrt, alles, was ihre 
Cultur in einem früheren Zeiträume erweisen könnte, für 
Betrug und Chimäre zu erklären und zu verwerfen und 
der Ahnherren Ruhm kalt und herzlos zu bekritteln. 

Dobrowsky blieb die Antwort nicht lange schuldig; 
er Hess sich diesmal in Details ein, um die Fälschung 
nachzuweisen, zeigte, dass die Sprache der fraglichen 
Manuscripte ein Gemengsei von altslavischen, altböhmi- 
schen und neueren russischen Wörtern sei, und fertigte 
den Angreifer scharf ab. 

Von nun an bis zum Tode des wahrheitsliebenden, 
grossen Gelehrten im Jahre 1828 ruhte der Streit über die 
alten Handschriften. 

Hanka machte vor dem Tode desselben zwar noch 
eine Entdeckung; er fand nämlich altslavische Glossen 
auf einem lateinischen Fragment des Evangeliums Johannes. 
Dobrowsky sprach aber sofort den Verdacht aus, dass 
Hanka die Glossen vermehrt habe, seit er das Fragment 
gefunden, und Hanka nahm es ohne Widerspruch zu sich. 
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Auch diese Vermuthung Dobrowsky's ist heute als be- 
gründet erwiesen. 

Der Tod des Gelehrten Dobrowsky, der nie zu- 
gegeben hatte, dass man Lücken in der Geschichte mit 
Erfindungen ausfülle, der immer nur für Wahrheit kämpfte 
und durch seine catonische Strenge die jüngeren Ge- 
lehrten lange vom unrechten Wege abgehalten hatte, 
war ein grosses Unglück für die ruhige wissenschaft- 
liche Weiterentwickelung der nationalen Bewegung, denn 
nur zu bald gewannen nun Phantasie und Leidenschaft die 
Oberhand. 

Der Streit um die Echtheit der Königinhofer und 
Grüneberger Handschrift zieht sich bis in die Gegenwart 
und hat zum Aufschwünge der tschechischen Literatur 
durch die Unzahl der für und wider die Echtheit er- 
schienenen Schriften wesentlich beigetragen. Nach dem 
Tode Dobrowsky's waren Palacky und Safafik die leb- 
haftesten Vertheidiger derselben ; die Angriffe begannen 
erst wieder heftiger anfangs der Sechziger- Jahre, als das 
Studium der slavischen Sprachen weitere Fortschritte ge- 
macht hatte. Die tschechische Nationalität und Sprache 
sind heute so ausgebreitet und befestigt, dass das Schicksal 
der erwähnten Handschriften auf selbe gewiss keinen Ein- 
fluss ausüben wird, und dies hat mehrere slavische Gelehrte, 
welche die Erkenntniss der Wahrheit als höchstes Ziel der 
Wissenschaft ansehen, bewogen, die Angelegenheit objectiv 
zu untersuchen, unbekümmert um die Angriffe und Be- 
schimpfungen jener, welche die alten Pergamente als ein 
noli me tangere ansehen. 

Zur Negirung der Echtheit gelangten die Professoren 
Fejfalik und Vaäek in Brunn, der Professor der Slavistik 
an der Wiener Universität A. W. Öembera, in neuester 
Zeit die Professoren Jaroslav Goll, J. Gebauer und Masaryk 
in Prag, sowie auch Dr. Johann Knieschek, welch letzterer 
den Stand dieser Frage übersichtlich beleuchtete. Patera 
und Baum haben nachgewiesen, dass in der von Hanka 
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gefundenen Mater verborum ebenfalls Fälschungen vor- 
kommen. 

Es ist kaum glaublich, welch' heftigen, erbitterten 
Angriffen alle diese ehrenwerthen Männer für ihr Bestreben, 
die Wahrheit zur Geltung zu bringen, von Seite der natio- 
nalen Ultras ausgesetzt waren ; sie fanden meist keine 
Verleger und waren genöthigt, ihre Schriften auf eigene 
Kosten erscheinen zu lassen. 

Unumstösslich ist es heute festgestellt, dass in den 
erwähnten Handschriften besondere Worte, Redewendungen 
und grammatikalische Fehler enthalten sind , welche 
schon in Hanka's, vor der Auffindung der Pergamente 
erschienenen, Schriften vorkommen. 

Initialen auf einzelnen dieser Pergamente sind mit 
Berlinerblau und Carmin gemalt, d. i. mit Farben, welche 
erst im vorigen Jahrhundert erfunden wurden. Hanka 
hatte auf Andrängen Palacky's in den Sechziger- Jahren 
einen Ehrenbeleidigungsprocess gegen den Redacteur des 
Prager Tagesboten angestrengt, weil dieser ihn direct der 
Fälschung der Handschriften beschuldigte; dieser Process 
endete in letzter Instanz mit Freisprechung des angeklagten 
Redacteurs. 

Ein origineller Versuch, die Handschriften zu ver- 
theidigen, ist im Jahre 1886 von Dr. Julius Gr^gr unter- 
nommen worden. Während bisher nämlich alle Vertheidiger 
der Echtheit, die Geschichte von der Auffindung der 
Königinhofer Handschrift in der Thurmkammer, als einen 
glücklichen Zufall hinstellten und es angenommen wurde, 
die Schriften hätten Jahrhunderte lang im Thurme ge- 
schlummert, behauptet Dr. Gr^gr, um die gewichtigste 
Einwendung der Gegner zu entkräften und das Vorkommen 
analoger Worte und Fehler in Hanka's, vor 1817 er- 
schienenen, Schriften, sowie in den bewussten Handschriften 
zu erklären, die Handschriften seien den Patrioten schon 
lange vor 1817 bekannt gewesen, und Hanka habe 
nur die pia fraus begangen , dieselben in den Thurm 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. 5 
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zu bringen, um die Komödie ihrer Aufführung zu in- 
sceniren. 

Wer sich die Mühe gibt, die umfangreiche Literatur 
über den Streit um die Echtheit der Handschriften ob- 
jectiv durchzugehen, der muss zur Negirung der Echtheit 
gelangen. 

Während Dobrowsky die grammatikalische Grundlage 
für die tschechische Sprache fertigstellte, hat sich Josef 
Jungmann grosse Verdienste um die Modemisirung dieser 
Sprache erworben. Der Erstere betrieb das Studium der 
Slavistik nur aus wissenschaftlichem Interesse, während 
Jungmann (geb. 1773 im Dorfe Hudlic) schon 18 10 als 
Professor am Gymnasium und Seminar zu Leitmeritz der 
slavisch-nationalen Bewegung Eingang in weitere Kreise 
zu verschaffen suchte, indem er bei seinen Schülern Be- 
geisterung für die Idee der geistigen Einheit aller Slaven 
zu erregen trachtete. In einer Ansprache an die dortigen 
Seminaristen behauptete er, dass die Slaven, denen ein 
Viertheil des Welttheiles gehöre, zu wenig Berücksichtigung 
fänden ; die studierende Jugend sollte nicht vergessen, dass 
man auf der Reise von Leitmeritz bis nach China durch 
lauter slavische Stämme gelange, und seine Schüler müssten^ 
um sich mit dieser so ausgebreiteten Slavenwelt bekannt 
zu machen, fleissig andere slavische Sprachen, insbesondere 
russisch und polnisch lernen. Sehnlichst wünsche er die 
Zeiten herbei, wo in Böhmen der Ruhm der Slaven empor- 
blühen werde wie in Russland und Polen. 

Schon im Jahre 18 10 begann Jungmann an die Aus- 
führung seines Vorsatzes, ein grosses tschechisch-deutsches 
Wörterbuch zusammenzustellen, die erste Hand anzulegen. 
Durch seine Freunde, welche ihm ihre Wortsammlungen 
und Wörterbücher der tschechischen, russischen, serbischen 
und polnischen Sprache zur Verfügung stellten, wurde er 
in dieser Arbeit kräftigst unterstützt. Da es für viele Be- 
zeichnungen an tschechischen Worten fehlte, musste Jung- 
mann viele Worte aus anderen slavischen Sprachen ent- 
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leihen. Dieser Vorgang wurde von Professor Palkowic in 
Pressburg, Max Simek, Dobrowsky und dem Dichter Puch- 
mayer, welche an dem Wörterbuch mitarbeiten sollten, 
bekämpft, indem ihre Ansicht dahin ging, die tschechische 
Sprache habe in den alten Schriftstellern einen genügenden 
Sprachschatz, den man allein ausnützen sollte ; Puchmayer, 
welcher seinen Landsleuten angerathen hatte, die russische 
Schrift an Stelle der lateinischen einzuführen, erklärte, als 
er den ersten Theil des Werkes sah, es seien so viel nicht- 
tschechische, aus anderen slavischen Sprachen stammende 
Worte aufgenommen worden, dass man das Lexikon nicht 
als tschechisches, sondern als allgemein slavisches be- 
zeichnen müsse. 

Als der Entscheidungskampf zwischen Napoleon und 
Russland sich vorbereitete, verfolgte Jungmann den Gang 
der Ereignisse, durchdrungen von Begeisterung für das 
Interesse der Slaven, mit grösster Aufmerksamkeit und 
wünschte vor allem deshalb den Sieg Russlands herbei, 
weil er von diesem Siege die Wiederkehr der Herrschaft 
der Tschechen in Böhmen erwartete. 

In seinen Briefen aus dieser Zeit vermisst man jede 
Spur dynastischen oder österreichischen Gefühles. 

So schrieb er, als Napoleon nach der Schlacht von 
Aspern neue Armeen sammelte, um den Entscheidungs- 
schlag gegen Oesterreich zu führen, an seinen Freund 
Anton Marek, der Sicherheit halber in russischer Schrift: 
>Mit unserer Verwaltung geht es zu Ende; die Warschauer 
(Polen und Franzosen) haben sich Polens bemächtigt, die 
Ungarn strengen sich nicht an, Oesterreich ist in der Hand 
Napoleon's, Italien, Tirol verloren. Böhmen und Mähren 
müssen noch leiden, aber aus der Asche wird ein neuer 
Phönix erstehen.« In einem folgenden Schreiben meint 
er, es wäre das Beste, wenn die Russen halb Europa 
überschwemmten und die Mehrzahl der Slaven dadurch 
vereint und verbunden würde. 
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Im Jahre 1811 und 181 2 gibt er in seinen Briefen 
dem Wunsche Ausdruck, die Russen möchten siegreich 
sein, damit endlich die Zeit der Befreiung vom deutschen 
Joche herankomme. Dann jubelt er über den Rückzug der 
Franzosen aus Russland, an dem Schicksal der Polen sei 
nichts gelegen, wenigstens geschehe durch den Sieg Russ- 
lands ein weiterer Schritt zur Vereinigung der Slaven. Als 
18 13 die Russen, nun als Bundesgenossen Oesterreichs, 
nach Böhmen kamen, freut er sich, dass den Tschechen 
Gelegenheit geboten werde, die Russen als befreundete 
Slaven kennen zu lernen. 

Die ausgebreitete Polizei fand an dem innigen Verkehr 
und der Verbrüderung der Tschechen mit den alliirten Russen 
nichts auszusetzen, Hess den »slavischen« Kaiser Alexander 
verherrlichende Oden und Berichte über den Einzug »des 
mächtigen Slavenbeherrschers in die gleichfalls »slavische« 
Hauptstadt Prag« ungestört verbreiten, und Jungmann er- 
hielt für seine geleisteten russischen Dolmetschdienste ein 
Anerkennungsschreiben der Kreisbehörden, welches ihm, 
als er sich nachher um eine Professur in Prag bewarb, 
von grossem Nutzen war. Im Jahre 18 15 kam Jungmann 
als Gymnasiallehrer dorthin, und verfasste, als die Regie- 
rung 18 16 das Tschechische an den Gymnasien wieder 
einführte und sich ein Mangel an brauchbaren Schulbüchern 
in dieser Sprache zeigte, gemeinsam mit einigen Freunden, 
mehrere Lehrbücher. 

Um diese Zeit lenkte Wenzel Hanka, welcher 1809 
nach Prag gekommen war, um die dortige Universität zu 
besuchen, und der sich als fleissigster Besucher der Vor- 
träge Dobrowsky's hervorgethan hatte, die Aufmerksamkeit 
weiterer Kreise auf sich. Man hat nachträglich, um Hanka 
noch im Jahre 18 17 als einen möglichst ungebildeten und 
unbedeutenden Menschen erscheinen zu lassen, das Märchen 
verbreitet, Hanka hätte bis zu seinem 16. Jahre die Schafe 
seines Vaters geweidet und habe das Gymnasium nicht 
regelmässig absolvirt; Beides ist, wie die noch erhaltenen 
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Kataloge des Gymnasiums in Grätz nachweisen, unwahr* 
Hanka kam mit 13 Jahren an das Gymnasium, im Jahre 
1804, absolvirte es, wie damals Vorschrift, im Laufe von 
fünf Jahren, und gehörte die ganze Zeit über zu den 
mittleren Schülern. Schon als Student trat er agitatorisch 
dafür auf, dass die tschechische Sprache im öffentlichen 
Leben wieder zur Geltung komme, und bald gelang es 
ihm, durch seine leidenschaftliche Beredsamkeit sich zum 
anerkannten Führer der nationalen Studentenschaft empor- 
zuschwingen. Er eröffnete an der Universität, ohne dazu 
berechtigt zu sein, Vorlesungen über tschechische Sprache, 
denen bald an 300 Zuhörer beiwohnten. Hiebei kamen 
ihm seine Kenntnisse im Russischen und Serbischen sehr 
zu Statten, obgleich er bei der ihm eigenen Oberflächlich- 
keit auch in späteren Jahren nicht im Stande war, eine 
dieser drei slavischen Sprachen ohne Fehler zu schreiben, 
so dass Sprach- und orthographische Fehler das Eigen- 
thümliche aller seiner Schriften sind. Man behauptete, 
er schreibe in jeder seiner Schriften nach einer anderen 
Orthographie. 

Dobrowsky, Hanka, der Pole Linda und der Slovene 
Kopitar bemühten sich 18 15 eine einheitliche Rechtschrei- 
bung für alle österreichischen Slaven auf Grundlage der 
lateinischen Buchstaben zusammenzustellen , hiefür ge- 
wannen sie auch Jungmann, welcher erklärte, er sei gerne 
bereit , seine gewohnte Schreibweise aufzugeben , wenn 
durch die Neuerung eine Annäherung der tschechischen 
Sprache an die übrigen slavischen Sprachen und hiedurch 
ein weiterer Schritt zur endlichen Einigung der Slaven 
erfolge. Dieser Plan musste 18 16 aufgegeben werden, da 
über. die Art der Durchführung eine Einigkeit nicht erreicht 
werden konnte und besonders J. Nejedly, Professor der 
tschechischen Sprache an der Prager Universität, energisch 
für die alttschechische Orthographie eintrat, indem er Hanka 
und J. Jungmann, die eine neue Rechtschreibung heraus- 
gaben, beschuldigte, dass diese Rechtschreibung gar nicht 



^ 



— 86 — 

die Erfindung der Herausgeber, sondern einfach dem 
Russischen entnommen sei. 

*Wir Tschechen, sagt Nejedy, sollten gar nichts aus 
der russischen Sprache entlehnen , noch uns bemühen, 
unsere Sprache der russischen ähnlich zu machen, weil 
das Tschechische unter allen slavischen Sprachen zuerst 
ausgebildet war und lange vor dem Russischen die höchste 
Stufe der Ausbildung erreichte.« Hiefür wurde Nejedly 
von Jungmann und seinen Anhängern, besonders von Cela- 
kowsky, heftig angegriffen und, wegen seiner Anhäng- 
lichkeit an das alttschechische »y«, als an der Ypsilonomanie 
erkrankt, verschrien. J. Jungmann, dessen erregter und 
ängstlicher Charakter aus seinen Briefen, besonders durch 
immer wiederholte Furchtäusserungen über die ihn be- 
treffende Beobachtung durch die Polizei, sich deutlich zeigt, 
beschuldigte Nejedly, dass er es sei, welcher die Polizei 
auf ihn aufmerksam gemacht und ihn als den Führer 
jener Partei bezeichnet hätte, welche die politische Ver- 
einigung aller Slaven anstrebe. 

Merkwürdig ist, dass es Jungmann und seinen 
Freunden in verhältnissmässig so kurzer Zeit gelang, eine 
neutschechische Sprache zusammenzustellen und deren 
Einführung in die Schichten des Volkes durchzusetzen. Er 
selbst klagt wiederholt darüber, wie mühevoll die Wort- 
schmiederei sei, wie namentlich die naturwissenschaftlichen 
Benennungen die grössten Schwierigkeiten machten, wäh- 
rend Puchmayer, der beim Mitarbeiten sich die Sache 
erleichterte, an einen Freund schrieb, »was uns an 
Worten fehlt, das schaffen wir und nehmen es aus dem 
Russischen und Polnischen«. 

Die Verbreitung der neutschechischen Sprachformen 
beförderte besonders die von J. Jungmann, Swatopluk Presl, 
J. Purkyne gegründete und vom Grafen Friedrich Berch- 
told mit Geldmitteln unterstützte wissenschaftliche Zeit- 
schrift »Krok«. 
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Im böhmischen Adel, der sich einige Zeit von der 
nationalen Bewegung ferngehalten hatte, tauchte 1814 der 
Plan auf, in Prag ein vaterländisches Museum zu gründen, 
welches wie das Franzensmuseum in Brunn oder das 
Museum in Graz die historischen und naturwissenschaft- 
lichen Merkwürdigkeiten des Landes aufbewahren sollte. 

Im Jahre 1818 kam dieser Plan zur Ausführung; um 
die Gründung des Nationalmuseums hatten sich die Grafen 
Franz und Kaspar Sternberg, Anton Liböteinsky v. Kolowrat, 
Klebelsberg, Berchtold, welche alle der nationalen Strömung 
geneigt waren, verdient gemacht und in den Kreisen der 
slavischen Literaten setzte man daher alle Hoffnung darauf, 
dass der Vorstand des Museums sein Hauptaugenmerk auf 
Verbreitung und Unterstützung der tschechischen Sprache 
und Literatur richten werde. Dieser Wunsch ging aber 
damals noch nicht in vollem Masse in Erfüllung; keiner 
der extremen Nationalen wurde in den Museumsausschuss 
gewählt und J. Jungmann war darüber so enttäuscht, dass 
er alle Hoffnung auf eine Förderung der nationalen Strö- 
mung von Seite des Museums für gescheitert ansah und 
schrieb, dass, wenn nun auch noch Hanka von Prag weg- 
käme, alles ins Stocken gerathen würde. Die letztere Be- 
merkung zeigt, dass man Hanka damals, im Gegensatze 
zu der späteren ungünstigen Beurtheilung von Seiten Pa- 
lacky's, in den Kreisen der Prager Tschechen eine grosse 
Bedeutung zusprach. 

Erst im Jahre 1833, nach dreissigjähriger mühevoller 
Sammelarbeit, gelangte das grosse tschechisch -deutsche 
Wörterbuch J. Jungmann's zur Vollendung und dadurch, 
dass dieser Sprachschatz der O.effentlichkeit übergeben 
wurde, hat sich der Verfasser unstreitig das Verdienst der 
Begründung der neutschechischen Sprache erworben. Die 
Druckkosten waren so bedeutend, dass Jungmann, ver- 
zweifelnd dieselben aufbringen zu können, bereits daran 
dachte, sein Werk der Akademie in Petersburg zum Kaufe 
anzutragen. Dieser Verlegenheit wurde er enthoben, als 
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die im Anschluss an das Museum damals gegründete Ge- 
sellschaft Matice deska die Drucklegung übernahm und 
das Wörterbuch in fünf grossen Bänden zwischen 1834 
und 1839 herausgab. Schon 1835 sendete die kaiserliche 
Akademie in Petersburg an J. Jungmann eine goldene 
Medaille als Anerkennung seiner Verdienste um die sla- 
vische Literatur; die Adresse, an welche die gelehrte 
russische Gesellschaft die Auszeichnung sandte , lautete 
»an den Bibliothekar des Prager Nationalmuseums Jung- 
mann c, woraus zu ersehen war, dass die Gelehrten 
an der Newa wohl nicht einmal das Titelblatt der Werke 
Jungmann's und wohl noch weniger den Inhalt derselben 
genauer betrachtet hatten, denn Jungmann war niemals 
Bibliothekar des Museums, und auf dem Titelblatte der 
Werke war sein wirklicher Stand deutlich zu lesen. Jung- 
mann, der dies bemerkte, fühlte sich verletzt. 

Der österreichische Hof war damals den Slaven sehr 
geneigt; Jungmann erhielt 1837 vom Kaiser Ferdinand 
einen Brillantring und 1839 den Leopoldorden ; auch Erz- 
herzog Franz Karl Hess ihm ein Anerkennungsschreiben 
zukommen. 

J. Jungmann war eine schwärmerische Natur und hatte 
sich so tief in sein Ideal des geistigen Panslavismus hinein- 
gelebt, dass ihm Objectivität der Beurtheilung vollkommen 
abhanden kam; so schwärmte er sogar für Kollar's Phantas- 
magorien und für Dankowsky's kindische Versuche, das 
Griechische als eine Tochtersprache des Slavischen darzu- 
stellen. Aber aus seinen Schriften ist auch zu ersehen, 
dass ihm der speciell böhmische Patriotismus fehlte, durch 
welchen sich Palacky in der Jugend und noch in seinen 
Mannesjahren so sehr auszeichnete. Als z. B. 1817 das 
Gerücht verbreitet wurde, die Regierung denke daran, 
Böhmen, Mähren und Galizien zu einem österreichisch- 
slavischen Königreiche zu vereinigen, schrieb Jungmann, 
über diese Aussicht hoch erfreut, es wäre nach seinem 
Sinn, gleichgiltig, ob die tschechische oder polnische 
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Sprache als Amtssprache eingeführt werde, wenn selbe 
nur überhaupt eine slavische Sprache sei. 

Für Russland hegte er die ausgesprochensten Sym- 
pathien; als die Polen den Russen unterlagen, schrieb er: 
um die Polen thut es mir leid, aber um des Slaventhums 
willen freue ich mich, da ich sehe, dass der ärgste Feind 
desselben, der Hausfeind, aufgehört hat, zu bestehen. Durch 
Unterdrückung des Polnischen wird sich das Russische 
ausbreiten. 

In seinem Alter äusserte er wiederholt den Wunsch, 
es möge doch gelingen, bei den Slaven eine gemeinsame 
Schriftsprache einzuführen, er sei gerne bereit, diesem 
Ziele die tschechische Sprache zu opfern. J. Jungmann 
starb im Jahre 1847. 

Dobrowsky hatte im Jahre 1820 in Wien in der kaiser- 
lichen Hofbibliothek den jungen Franz Palacky kennen 
gelernt; dieser gefiel ihm so gut, dass er sich sofort be- 
mühte, ihm eine Anstellung beim Nationalmuseum in Prag 
zu verschaffen. Zu diesem Zwecke suchte er den dortigen 
Bibliothekar Wenzel Hanka, welcher ihm seit Einsendung 
der Handschrift »Libussa's Gericht« verdächtig schien, von 
Prag zu entfernen, indem er denselben nach Olmütz »als 
fleissigen, verlässlichen Abschreiber alter Schriften« empfahl, 
worüber Jungmann, wie wir schon früher erwähnt, un- 
glücklich war. Aus der beabsichtigten Versetzung Hanka's 
wurde nichts und Palacky kam erst 1823 nach Prag, um 
sich dort dem Studium der Geschichtsquellen der Hussiten- 
zeit zu widmen; Dobrowsky nahm sich seiner an und 
empfahl ihn den Grafen Sternberg und Cernin; ersterer 
stellte Palacky in Prag als seinen Familienbibliothekar an. 

Palacky's ruhiges Auftreten, die vorsichtige Gemessen- 
heit, mit welcher er damals, als in Prag die gelehrten 
slavischen Kreise über Orthographie und die Echtheit der 
alten Handschriften in heftigstem Streite standen, jede ent- 
schiedene Parteinahme vermeidend, zu vermitteln suchte 
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und vor Ausschreitungen warnte, verschafften ihm anfangs 
unter den böhmischen Literaten nur wenig Freunde. 

Franz Palacky wurde im Jahre 1798 in Hodslaviz bei 
Frankstadt in Mähren geboren, besuchte 1809 die lateinische 
Schule in Trentschin, absolvirte später die philosophische 
Akademie zu Pressburg, trat 18 19 als Erzieher in eine 
ungarische Adelsfamilie, mit welcher er sich bis 1823 bald 
in Wien, bald in Komorn anfhielt Durch seine guten 
Manieren wurde es ihm, von Dobrowsky geleitet, leicht, 
in den Salons des böhmischen Adels, wo auch Dobrowsky 
zu Hause war, Stellung zu fassen, und da seine Begabung 
auffiel, gestattete ihm Fürst Joseph Schwarzenberg, Studien 
in dem berühmten Schwarzenbergischen Archive zu Wittin- 
gau zu machen. Palacky litt seit jeher an grosser Aengst- 
lichkeit und Erregbarkeit, welche er nicht immer zu be- 
herrschen vermochte, und mag dies auch seine, in allen 
Schriften so sehr ausgesprochene Schwärmerei für Ruhe, 
Friede und Friedensvölker erklären. Als Beispiel für seine 
zeitweise Nervenschwäche diene folgende Begebenheit: 
Palacky war mit Dobrowsky in einer Gesellschaft und 
letzterer erzählte das Unglück, welches ihm auf der Jagd 
in Heinrichsgrün durch Unvorsichtigkeit der Gräfin Nostiz 
begegnet war, und wie er an den Folgen der damals er- 
haltenen Schusswunde noch immer zu leiden habe. Ueber 
diese mit Lebhaftigkeit erzählte Geschichte gerieth Palacky 
so in Aufregung, dass er ohnmächtig wurde. 

Als Palacky nach Prag kam, bestand daselbst eine 
Partei, an deren Spitze Hanka stand, welche in Russland 
den natürlichen Beschützer der unterdrückten Slaven sah 
und von der künftigen Grösse dieses slavischen Reiches 
all ihr Heil erwartete; dieser Richtung entgegentretend, 
versammelte Palacky bald eine grössere Anzahl Schrift- 
steller um sich, welche, von der Macht der tschechischen 
Nation überzeugt, deren selbstständige Machtstellung zu- 
gleich mit der culturellen Entwickelung anstrebten. Auf 
Palacky's Andringen entschied sich im Jahre 1827 der 



— 9« — 

Vorstand des Museums, zwei Zeitschriften, die eine in 
deutscher, die andere in tschechischer Sprache erscheinen 
zu lassen, um in Böhmen ein Centralorgan für ernste 
wissenschaftliche Literatur zu schaffen. 

Palacky erhielt die Redaction beider; die deutsche 
Zeitschrift ging aber bald wieder ein, trotzdem sogar Goethe 
über Ersuchen des Grafen Sternberg in den Jahrbüchern 
für wissenschaftliche Kritik, die Zeitschriften auf das leb- 
hafteste anempfohlen hatte. Es fanden sich nicht genügend 
Abnehmer für dieselbe, weil den Deutschen bereits eine 
ausreichende Anzahl wissenschaftlicher Zeitschriften zur Ver- 
fügung stand, und weil diejenigen, welche die Herausgabe 
derselben besorgten, als Anhänger der slavischen National- 
partei bekannt waren. Der Abnehmerkreis der tschechischen 
Zeitschrift dagegen erweiterte sich rasch. 

Palacky wusste, dass ihn die heissblütigen, ungeduldigen 
Patrioten, besonders wegen seines freundlichen Verkehrs 
mit dem ruhigen und gemässigten Dobrowsky misstrauisch 
betrachteten; er schrieb diesbezüglich am 28. September 
1826 an Kollar: »Ich hoffe meinem Volke auf dem Wege, 
den ich eingeschlagen habe, noch bessere Dienst« zu leisten 
als jene, welche in unsinniger und geistloser Ueberspannt- 
heit und wunderlichem Benehmen nicht nur der Bezeich- 
nung Patriotismus Schande anthun, sondern auch den von 
oben auf uns ausgeübten Druck verursacht haben. Glauben 
Sie mir, es steht nicht so schlimm als es scheint. Ich bin 
davon fest überzeugt, dass selbst die hohe Landesregierung 
uns wohl wünscht, wenn immer wir massig und verständig 
vorgehen werden ; auch die Stände, unter denen ich mehr 
persönliche Bekanntschaften habe als jemand anderer, sind 
noch lange nicht so entnationalisirt, dass wir sie nicht 
durch passenden und ihrer Bildung angemessenen Um- 
gang für uns gewinnen könnten. Unsere tschechische 
Zeitschrift wird grösstentheils von den höheren Ständen 
gelesen werden; an uns Hegt es, diese Gelegenheit zu 
benützen, indem wir sie höflich und würdig in unserer 
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Literatur begrüssen, sie zu weiterer gemeinsamer Arbeit 
zu gewinnen.« 

Diese wenigen Zeilen eines in die damaligen Verhält- 
nisse genau eingeweihten tschechischen Patrioten geben 
uns ein anschauliches Bild der Lage der nationalen An- 
gelegenheiten und sind zugleich ein Beweis für den klugen 
und praktischen Sinn des Schreibers. 

Als die Museums-Zeitschrift zu erscheinen begann, war 
der Kampf zwischen Dobrowsky und Josef Jungmann, 
welcher den Ersteren seit Jahren nicht leiden konnte, weil 
er Jungmann's Buch über die Beredtsamkeit »ein Un- 
geheuer« genannt hatte, gerade wieder zum Ausbruch ge- 
langt. Jungmann's Geschichte der tschechischen Literatur 
erschien und Dobrowsky wurde in derselben zwar als 
Schöpfer der tschechischen Grammatik anerkannt, ihm 
aber unter anderen auch der Vorwurf gemacht, es treffe 
ihn die Schuld, dass die Slovaken sich von der tschechi- 
schen Sprache und Literatur getrennt hatten. 

Der patriotische Eifer Jungmann's, welcher oft bis an 
Naivetät grenzte, konnte sich mit Dobrowsky's Kritik und 
überlegenem Verstände nicht vertragen. 

V 

Auch Safafik hatte Dobrowsky in seiner 1826 er- 
schienenen Geschichte der slavischen Sprache und Literatur 
wegen dessen Zweifel an der Echtheit des Gedichtes 
»Libussa's Gericht« angegriffen, und nun erschien 1827 i^ 
den Wiener Jahrbüchern Dobrowsky's Antwort an Beide, 
in welcher seine Ueberlegenheit über Jungmann und Safarik, 
sowohl bezüglich der Kenntniss der slavischen Sprachen 
als der Details der tschechischen und slavischen Literatur 
im Allgemeinen deutlich hervortrat. 

Dobrowsky wirft dem Safafik vor, dass er bei den alten 
Slaven sozusagen gar keine Fehler sehen wolle und ihnen 
eine hohe Bildungsstufe zuschreibe: >Dass die Slaven 
mehrere Jahrhunderte vor Christi Geburt ein gebildetes 
Volk gewesen, dass sie Städte gehabt, wer könnte dies auf 
das blosse Wort des Verfassers so leicht glauben? Jornandes, 
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der hier neben Prokopius, Mauritius, Leo hätte stehen 
sollen, sagt ja ausdrücklich von den Slaven seiner Zeit 
(55o)> dsLSS sie in Sümpfen und Wäldern, statt in Städten 
wohnten. Lässt sich hieraus auf eine bedeutende Stufe 
der Civilisation schliessen? Herrn Safarik aber ist es 
sogar wahrscheinlich, dass die Slaven eine Buchstaben- 
schrift aus Indien mitgebracht haben, die aber bald verloren 
gehen musste. Der Ragusaner Raicevich wollte in seinen 
slavischen Briefen ganz im Ernste beweisen , dass das 
gelehrte Volk, so die Sternkunde und die Wissenschaft 
erfand, echte Slaven waren. Zu welch ungereimten Be- 
hauptungen kann übertriebener Patriotismus nicht verleiten? 
Safarik hatte geschrieben: »Nichts ist dem Slaven fremder 
als Schimpf und Spott über andere Nationen; seine Sprache 
hat nicht einmal Wörter und Ausdrücke, um lieblos und 
höhnisch mit anderer Völker Namen, Tracht, Sitten und 
Gebräuchen ein Gespötte zu treiben. < Dobrowsky ent- 
gegnete: »Im Gegentheile steht auch hier der Slave wie 
jeder andere Mensch, unter dem Naturgesetze der Reaction 
und wem unter den Böhmen ist die Formel : n6mec brück etc. 
und das Sprichwort : vSudy lid^, v Chomutovö Ncmci nicht 
bekannt? Nur steigende Cultur kann hier die schroffen 
Gegensätze mildern und dem Menschen neben und trotz 
dem Landsmann sein Recht verschaffen. Sokrates wollte 
ein Kosmier (Weltbürger) sein ! « 

Dem Professor Jungmann warf Dobrowsky vor, dass 
er, an des alten Chronisten Hajek's Fabeln glaubend, ganz 
ernst, in überspannter Verliebtheit für Alles, was den Slaven 
zur Ehre gereichen könne, behaupte, die heidnischen Slaven 
hätten schon Jahreszahlen gekannt. Er kritisirte ferner 
Jungmann's Behauptung, dass der Name Venden und Anten 
von Hindu, Perun von Brama stamme, und dass Pfemysl 
seiner Gattin, der Libussa, einen Grabstein mit Inschrift 
gesetzt und dies ein Zeugniss sei, dass die heidnischen 
Tschechen schon die Schrift kannten, weiters machte er 
auf die Ungereimtheit der Fabel aufmerksam, nach welcher 
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in der Schule zu Bude(^ der Böhmenfürst Krok, seine 
Töchter und der biedere Pfemysl unterrichtet worden 
seien u. s. w. 

»Um nun diese alte Bildungsstufe zu beweisen,« sagt 
Dobrowsky, »ist Jungmann bestrebt, einige Ueberreste alter 
Literatur in eine viel ältere Zeit zurück zu datiren.* 

»Bringt ein anderer Betrüger nächstens ziyn Hohn 
der kritischen historischen Forschung in Böhmen den 
Marsch der Tschechen aus Indien ans Licht, auch er 
wird leichtgläubige Vertheidiger seiner Erfindung finden.« 

Palacky nahm sich Dobrowsky's, von dem er wusste, 
dass demselben in der Slavistik keiner gewachsen sei, an, 
und schrieb an Kollar 1827, da dieser ihn einen Partei- 
gänger des Hyperkritikers Dobrowsky genannt hatte: »Ich 
diene dem ganzen Vaterlande und Volke . . . Ueber Hyper- 
kritik Dobrowsky's kann ich nicht klagen, eher über den 
Mangel an aller Kritik vieler Patrioten . . .« 

Hiemit hatte er den Richtigen getroffen, denn Kollar 
hat, wo es sich um wissenschaftliche Arbeiten handelte, 
stets die grösste Phantasie und Begriffsverwirrung gezeigt. 
Kollar's grosses Buch Staroitalia Slavijanska, welches mit 
Unterstützung der k. k. Akademie in der k. k. Staats- 
druckerei in Wien 1853 gedruckt wurde, verfolgt die Tendenz, 
zu beweisen, dass die ältesten Bewohner Italiens Slaven 
waren. »Schon in der Jugend ist es mir aufgefallen, 
schreibt Kollar, dass lateinische Worte Aehnlichkeit mit 
slavischen haben und Slaven auch leichter Latein lernen 
als Deutsche und Ungarn.« Er bemerkt weiters, es sei 
ein europäisches Vorurtheil, die lateinische Sprache für 
eine ursprüngliche zu halten; in Italien fühle er sich wie 
in einem slavischen Staat, überall führen Berge, Thäler, 
Städte und Flüsse slavische Namen. Es sei dies ein er- 
hebendes Gefühl, und der nationale Stolz wird dadurch 
entfacht, dass der slavischen Geschichte durch seine Ent- 
deckung ein Wirkungskreis von 5546 Quadratmeilen ge- 
wonnen und dieselbe um 1000 Jahre zurück datirt wird. 
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Cicero, Virgil, Horaz gehören von nun an mit Geist, Leib 
und Blut den Slaven. Das Latein ist eine durch griechischen 
Einfluss etwas veränderte altslavische Sprache. Die Liebe 
der Slaven zum Latein komme daher, dass sie diese Sprache 
als zweite Muttersprache ansehen. 

Wir führen dies hier an, um die geistige Richtung 
Kollar's, der auch den Namen »Slave« von slava (der 
Ruhm) ableitete und dessen Gedicht Släwy dcera, voll von 
schwülstiger Phantasie und Ueberspanntheit ist, zu be- 
leuchten. 

Josef Dobrowsky, den Goethe »Altmeister kritischer 
Geschichtsforschung« nannte, gebührt nicht nur das grosse 
Verdienst, so viele Vorurtheile und falsche Meinungen 
vernichtet zu haben, er legte auch den Grundstein zur 
Slavistik; er hat aber bei seinen jüngeren Landsleuten, 
die es vorziehen, sich durch Gefühl und Begeisterung 
leiten zu lassen, statt sich durch mühevolleres Studium 
und selbstständiges Denken ein richtiges unbefangenes 
Urtheil zu bilden, nur wenige Verehrer gefunden, während 
die geistig bedeutend unter ihm stehenden Schwärmer, 
J. Jungmann und Kollar, noch heute von der tschechischen 
Jugend bewundert und angebetet werden. 

Ein einziger seiner Schüler schien seinen Grundsätzen, 
der Mässigung und strengen historischen Kritik, auch weiter- 
hin in Böhmen Geltung und Anerkennung verschaffen zu 
wollen — nämlich Franz Palacky. 

Der Kreis der tschechischen Schriftsteller hatte sich 
zu Beginn der Dreissiger-Jahre bedeutend erweitert und 
auch die Zahl der tschechischen Bücher und Zeitschriften 
nahm zu, aber die Absatzverhältnisse waren noch schlecht 
und die finanziellen Ergebnisse der Literatur konnten in 
Folge dessen nicht glänzende sein. Mit berechtigtem Neide 
blickten die tschechischen Literaten auf den blühenden, 
geordneten deutschen Buchhandel, und sehnten sich nach 
Verlegern, welche nach Art der Deutschen im Stande wären, 
die tschechische Literatur zu fördern und zu verbreiten. 
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Professor W. Sedlaöek schrieb 1827 in der 1821 von 
J. Jungmann und J. Presl gegründeten encyklopädischen 
Zeitschrift Krok: »Vor Allem ist Geld nöthig! der wahre 
Patriot muss tschechische Bücher kaufen, selbst dann, 
wenn er dieselben nicht liest — nur um die Literatur zu 
unterstützen. Kann er selbst nicht kaufen, so muss er 
mindestens andere zum Kaufen veranlassen.* 

Endlich im Jahre 183 1 kam beim Museum die von 
den tschechischen Patrioten seit Jahren ersehnte tsche- 
chische gelehrte Gesellschaft als eine besondere Section 
desselben zu Stande, und Palacky, Presl und Jungmann 
wurden als Vertreter dieser Section in den Ausschuss des 
Museums aufgenommen. Ueber Veranlassung der neuen 
Section wurde noch in demselben Jahre die Matice öeska 
gegründet, eine Vereinigung, welche gesammelte Geldmittel 
zur Förderung der tschechischen Literatur verwenden 
wollte. Fürst Rudolf Kinsky wurde zum Obmann gewählt, 
und der Verein zählte im ersten Jahre 32 Mitglieder, wo- 
von die Mehrzahl dem Adel angehörte. 

Um den kaiserlichen Hof für das Unternehmen zu 
gewinnen, wurde bei Gelegenheit des im Jahre 1832 ge- 
feierten 40jährigen Regierungsjubiläums Kaiser Franz I. 
von der Matice eine Festschrift herausgegeben und dem 
Kaiser gewidmet; die Druckkosten trug Fürst Kinsky. 

Die nationalen Forderungen waren damals noch höchst 
bescheiden, denn in einer 1832 dem Kaiser übergebenen 
Denkschrift, in welcher um eine bessere Unterrichtsord- 
nung gebeten wurde, gingen die nationalen Wünsche nur 
dahin, dass in Gymnasien und Normalschulen die deutsche 
Sprache als Lehrsprache verbleiben und das Tschechische 
nur aushilfsweise als Vortragssprache einzelner Lehrgegen- 
stände eingeführt werden solle. Weiters möge die Religion 
in tschechischer Sprache bis in die IV. Gymnasial-Classe 
vorgetragen und in Rakonitz eine tschechische Realschule 
errichtet werden. Durch Palacky's Einfluss wurden die 
Patrioten veranlasst, vorsichtig Alles zu vermeiden, was 
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das Misstrauen der Censur und Regierung erwecken konnte, 
er selbst ging mit gutem Beispiel voran, Zeugniss für seine 
zahme Gesinnung gibt die Einleitung, welche er zu dem 
von ihm herausgegebenen Buche: »Die alten Chronisten 
Böhmens« schrieb. Zum Schlüsse der Einleitung sagte 
er: »Hier (in den alten Chronisten) sehen wir ein lebendiges 
Bild blutiger Anarchie, deren Anblick umsomehr den Sinn 
eines jeden Patrioten betrüben muss, als er das Glück, 
welches eine geordnete Landesregierung, wie jene, unter 
der uns zu leben beschieden, gewährt, lebhaft empfindet.« 

Im Jahre 1833 kam P. J. SafaKk nach Prag. Er hatte, 
so wie Kollar, an der Universität in Jena seine Studien 
absolvirt und erhielt dann eine Professur in Ungarn. Durch 
seine offen zur Schau getragene slavische Gesinnung machte 
er sich bei der ungarischen Polizei verdächtig, und da er 
von Freunden aus Russland wiederholt Geldunterstützungen 
zugesandt erhielt, und mit Russland in lebhaftem Brief- 
wechsel stand, wurde er von der Polizei als Panslavist 
und Pensionär Russlands bezeichnet und beobachtet. Dies 
machte ihm seine Stellung in Ungarn schwierig und ge»- 
fährlich und er bemühte sich, eine Professur in Russland 
zu erlangen. Als aber die ihm seit Jahren versprochene 
Adstellung in Russland nicht kam, entschied er sich, nicht 
länger zu warten, und schrieb an Jungmann und Palacky 
nach Prag, dass er entschlossien sei, wenn sie ihm in Prag 
keine gesicherte Anstellung verschaffen könnten, nach 
Deutschland zu gehen und sich dort an einer Universität 
als Privatdocent niederzulassen. Palacky, welcher mit ihm 
schon von Pressburg aus, wo Safafik in der Familie des 
Vicegespan Kubini einige Zeit als Erzieher lebte, befreundet 
war, gelang es, seinem Freunde Safafik in Prag ein Jahres- 
einkommen zu sichern unter der ausdrücklichen Bedingung, 
dass dieser sich verpflichte, von nun an nur mehr Tsche- 
chisch zu schreiben. 

Safarik, welcher nun der eifrigste Mitarbeiter Palacky's 
wurde, unterschied sich von diesem dadurch, dass er einen 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. n 
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weichen» überaus poetischen, aber unselbstständigen Cha* 
rakter besass, während Palacky praktisch und selbstbewusst, 
in späteren Jahren selbst herrisch und eigensinnig war. 

Ueber Verwendung der mit Palacky befreundeten böh- 
mischen Adeligen hatte im Jahre 1829 ^^^ böhmische 
Landesausschuss diesem die Verfassung einer Geschichte 
Böhmens übertragen und er unterzog sich mit grösstem 
Eifer dieser Aufgabe» wie er selbst sagt, durchdrungen von 
der Ueberzeugung, dass eine vollständige, dem modernen 
Standpunkte der Kritik entsprechende Geschichte Böhmens 
zur Aufrechthaltung des Nationalruhmes dringend nöthig 
sei. Nachdem er durch mehrere Jahre in den Archiven 
des In- und Auslandes Material gesammelt hatte, erschien 
im Jahre 1836 der erste Band seiner Geschichte Böhmens 
in deutscher Sprache. In seinem Berichte an den Landes- 
ausschuss schreibt Palacky über sein Werk Folgendes: 
»Die Schilderung der inneren Zustände Böhmens vor 
der Bekehrung zum Christenthum ist der schwierigste, 
schwächste und dennoch wie ich glaube der verdienst- 
lichste Theil meines Werkes.« 

Der kritische Dobrowsky war längst todt und Palacky 
hatte sich seither schon jener Strömung angeschlossen, 
welche alles Slavische als bewundernswerth hervorhob 
und darauf rechnete, den Stolz und die Eitelkeit des 
Volkes zu erregen. 

Palacky brachte Safarik auf den Gedanken, ein Werk 
über die vorgeschichtliche Zeit der Slaven zu schreiben, 
wobei er ihm hilfreich an die Hand zu gehen versprach. 
Dieses Buch »Slavische Alterthümer« erschien 1837 ^^ 
Unterstützung der Matice ceska, ein Jahr nach Palacky's 
erstem Bande der Geschichte Böhmens. Mit ungeheuerem 
Fleiss hatte Safarik aus allen bekannten Quellen die Nach- 
richten über die alten Slaven zusammengetragen und 
zwischen diese historischen Notizen phantasievolle Combi- 
nationen und Hypothesen eingeschaltet, welche Palacky's 
Lieblingsideen von der grossen Friedfertigkeit und hohen 
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Culturstufe der Slaven irti grauen Alterthume rechtfertigen 
sollten. Acht Jahre früher, im Jahre 1828, hatte sich Sa- 
falik in seiner Schrift » Ueber die Abkunft der Slaven nach 
Lorenz Surowieski« über* die vorgeschichtliche Zeit des 
Volkes der Slaven folgendermassen geäussert: »Auch seines 
frühesten Lebens Wellen brechen sich an einem Gestade, 
über welches hinaus für unseren Blick alles leer und wüst 
ist!« Diese Ansicht war wohl die richtige, und weder ihm 
noch Palacky ist es gelungen, Licht in diese älteste Pe- 
riode zu bringen, aus dem unabänderlichen Grunde, weil 
über die Slaven bis zur Zeit vor 476 n. Chr. überhaupt 
keine verlässlichen Geschichtsquellen bestehen. Wo that- 
sächliche Anhaltspunkte fehlen, können die kühnsten Com- 
binationen niemals etwas beweisen. Die graue Vorzeit ist 
dem Dichter zu überlassen, der Geschichtsschreiber eines 
Volkes aber soll nur Erwiesenes und unbestreitb9.r Wahres 
bringen. 

So bleibt es nur eine Hypothese, wenn Safarik be- 
hauptet, es beweise gerade der Umstand, dass die ältesten 
Chroniken der Römer und Griechen nichts von den Slaven 
erzählen, die grosse Friedensliebe dieses Volkes, welches 
keine Eroberungszüge unternahm und daher den Chro- 
nisten unbekannt blieb. Desgleichen kann man es nur 
als unbegründete Vermuthung bezeichnen, wenn er, ohne 
den geringsten Beweis, behauptet, die slavischen Wenden 
hätten schon in vorhistorischer Zeit am baltischen Meere 
zwischen Weichsel und Oder ihre Wohnsitze gehabt und 
wären durch die deutschen Suewen zurückgedrängt worden. 
Dass der Grenzstamm der deutschen Suewen wegen Be- 
rührung und Mischung mit den Wenden von den Lands- 
leuten und den Römern den Namen Vendeli, Vandili und 
endlich Vandali erhalten hätte , sagt keine historische 
Quelle, ebensowenig als dass nach dem Abzüge der deut- 
schen Vandalen nach dem Süden die Wenden in das ver- 
lassene Gebiet, ihr altes Stammland zurückgekehrt seien. 
Dem gegenüber steht die einzige geschichtlich erwiesene 
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Thatsache, dass die ersten Nachrichten, welche über diese 
Gegenden auf uns überkommen sind, uns deutlich sagen, 
dass dieselben von deutschen Vandalen bewohnt waren. 
Wie es früher dort aussah, weiss Niemand. Safafik wie 
Palacky mussten übrigens zugeben, dass die ältesten be- 
kannten Bewohner Böhmens keltische Bojer, und in 
Mähren deutsche Markomannen und Quaden, keineswegs 
aber Slaven waren. Begründet scheint die Vermuthung, 
dass zwischen 450 und 644, nach den Markomannen- 
kriegen, die Slaven von der oberen Weichsel, aus dem 
damals Chrowatien genannten, an der äussersten Grenze 
des Serbenlandes gelegenen Gegenden, d. i. aus dem heu- 
tigen Galizien nach Böhmen und Mähren, in mehrere 
Stämme getheilt, eingewandert sind. Für die Jahre 638 
bis 800 n. Chr. fehlt über Böhmen jedwede historische 
Nachricht. 

Auch den Beweis für eine hohe Culturstufe der Slaven 
vor der Einführung des Christenthums konnte weder Sa- 
farik noch Palacky erbringen. Alle Reste der Cultur des 
Alterthums hatten sich in der römischen Cultur vereint, 
das Christenthum hatte einen ausschliesslich römischen 
Charakter angenommen, und Romanisirung der Barbaren 
war mit Christianisirung gleichbedeutend. Die Aufgabe des 
römischen Reiches weiter durchzuführen, hatte das deutsche 
Königthum übernommen. Die Civilisation hielt zugleich 
mit dem Christenthume ihren Einzug vom Westen aus; 
zu den Slaven nach Mähren kam selbe von Salzburg, 
nach Böhmen 845 von Regensburg aus. Auch Cyrill und 
Methud, obgleich griechische Mönche, brachten nur römi- 
sches Christenthum nach Mähren, denn sie anerkannten 
in vollem Maasse die Autorität des römischen Papstes, 
da, als sie im Jahre 863 nach Mähren kamen, die Kirchen- 
trennung noch nicht erfolgt war. Die Thätigkeit Cyrill's in 
Mähren war nur von kurzer Dauer, da er bald nach Rom 
zurückkehrte und schon 868 dort starb; Methud setzte 
seine Missionsthätigkeit in Mähren bis zu seinem Tode 
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885 fort. Er lehrte in cyrillisch-bulgarischer Sprache, und 
da diese, wie auch Safafik zugibt, schon damals von der 
mährisch-slavischen verschieden war, so wurden seine 
Reden wohl schwerlich von der grossen Masse des Volkes 
in Mähren verstanden. Dies, sowie die Thatsache, dass er 
wiederholt von dort abwesend war, erklären es, warum 
die slavische Liturgie daselbst nicht festen Fuss fassen 
konnte und rasch ganz verschwand, als sich die heidni- 
schen Ungarn Mährens bemächtigten. Der den Slaven- 
aposteln zugeschriebene grosse Einfluss auf die Christiani- 
sirung Mährens war thatsächlich ein ziemlich unbedeuten- 
der und ist auch die Ansicht, dass Cyrill und Methud die 
ersten Erfinder einer, der slavischen Sprache entsprechen- 
den Schrift seien und selbe sich dadurch die grössten 
Verdienste um die Slaven erworben hätten, heute als 
widerlegt zu betrachten, da es sich gezeigt hat, dass die 
noch heute in Illyrien gebräuchliche, zweifellos unter rö- 
mischem Einflüsse entstandene Glagolitica-Schrift älter ist 
als die Cyrillka. 

Der Wiener Slavist und Custos an der kaiseriichen 
Bibliothek, Bartholomäus Kopitar, der treue Freund Do- 
browsky's, hatte nicht nur die Echtheit der 1817 aufge- 
fundenen tschechischen Handschriften bestritten, sondern 
die hier erwähnten Ansichten betreffs der Slavenapostel 
vertreten, worüber sich zwischen ihm und Palacky ein 
heftiger literarischer Streit entwickelte, der mit einer Klage, 
welche Palacky gegen ihn bei der Censurbehörde einreichte, 
endete. Kopitar hatte nämlich in seiner 1840 erschienenen 
Schrift »Hesychii Glossographi«, die heute als richtig er- 
wiesene Ansicht vom höheren Alter der illyrischen Glago- 
litica und dem Standpunkt, dass die Cultur der Westslaven 
römisch-deutschen Ursprunges sei, Palacky gegenüber 
etwas derb vertheidigt und ihn selbst einen Fanatiker und 
Pantilius cimex (wegen der Aehnlichkeit des Namens Pa- 
lacky mit dem ungarischen Worte palaszka, d. i. Wanze) 
genannt. Interessant ist es, dass Safalik, der ausgezeich- 
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nete Kenner der Slaven, als Hauptfehler derselben Streit- 
sucht und Unverträglichkeit und insbesondere ihr Unver- 
mögen, ihre persönlichen Leidenschäften zu unterdrücken, 
anführt. Diesen Eigenthümlichkeiten des slavischen Cha- 
rakters mag es auch entsprechen, dass bald nachdem der 
Druck der absoluten Regierungen, welcher von 1620 an 
bis 1837 den Frieden im Lande aufrechterhalten und 
Streitigkeiten der Tschechen unter einander und mit den 
Deutschen verhindert hatte, behoben war, der nationale 
Hader so heftig losbrach. Es sollte sich bald zeigen, dass 
der slavische Volksstamm in Böhmen die grosse Empfäng- 
lichkeit für religiöse und nationale Fragen, welche er in 
den Zeiten der Hussitenkriege an den Tag gelegt hatte, 
noch in hohem Grade besass, und dass er sich noch 
immer leicht für solche Fragen begeistere und selbst zu 
leidenschaftlicher Erbitterung hinreissen lasse. Kleine 
Völker neigen in der Regel mehr als grosse zum natio- 
nalen Chauvinismus und fanatischen Fremdenhasse hin, 
derselbe bethätigt sich besonders durch Ueberschätzen des 
Eigenen und Unterschätzen und MivSsachten des Fremden. 
In dieser Richtung wurde durch die Förderer und Leiter 
der tschechisch-nationalen Bewegung jener Zeit, Palacky, 
Safafik, Jungmann und Kollar Grossartiges geleistet, denn 
Missachtung der Deutschen und Fremdenhass leuchten 
mehr oder weniger aus den meisten von ihnen herausgege- 
benen oder unter ihrem Einflüsse erschienenen literarischen 
Werken hervor. Die Censur war gegen solche Aeusserungen 
in dieser Zeitperiode um so toleranter, als dieselbe in Böhmen 
durch national befreundete Censoren besorgt wurde. Auch 
Safafik bekleidete dies Amt einige Zeit, überliess aber, wie 
J. Friß in seinen Memoiren sagt, die eigentliche Censorarbeit 
seiner Gattin, während er, seit 1841 Custos der Prager 
Universitätsbibliothek, sich ganz seinen literarischen Ar- 
beiten widmete. Unter dem Einflüsse der hier erwähnten 
Koryphäen hatte sich ein verbreitetes, mehr als zur Hälfte 
aus Lehrern und Geistlichen bestehendes tschechisches 
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I Literatenthum gebildet, welches anfangs wohl nur um ein 

sehr geringes Honorar arbeitete, aber hoffen konnte, da 
der Leserkreis sich zusehends erweiterte, in der Zukunft, wenn 
die nationale Strömung Fortschritte machte, seine materielle 
Lage bedeutend zu verbessern. Diese Hoffnung ging auch 
ziemlich schnell in Erfüllung. Die Honorare z. B., welche 
für Aufsätze in die tschechische Museumszeitschrift be- 
zahlt wurden, betrugen im Jahre 1833 nur 4 0. per Bogen, 
1836 schon 8 fl., zu Beginn der Vierzigerjahre 10 fl., dann 
12 fl. und 1848 schon 20 fl. Man darf sich im Öffentlichen 
Leben eben der Ueberzeugung nicht verschliessen, dass 
Diejenigen, welche eine politische oder sociale Bewegung 
in Gang bringen und verbreiten, ihre Thätigkeit wohl meist 
mit Begeisterung für ideale Ziele motiviren, eine genauere 
objective Betrachtung aber beinahe immer zu dem Resul- 

, täte führt, dass der Grund ihrer Thätigkeit dem realistischen 

Wünsche und der Hoffnung entspringt, die eigene mate- 
rielle Lage zu verbessern. Die idealen, nach dem Volks- 
glauben uneigennützigen Bestrebungen sind nur der Deck- 
mantel zur Erreichung materieller Vortheile und diese 
haben zweifellos auch in der slavisch-nationalen Bewegung 

I kräftig mitgewirkt. 

Palacky hatte im Jahre 1827 die Tochter des wohl- 
habenden Prager Advocaten Mejchura, welcher der Ge- 
sinnung nach entschieden deutsch war, geheiratet und 

\ wurde dadurch der materiellen Sorgen um seinen Haüs- 

; stand enthoben ; leider war seine Frau sehr kränklich, was 

ihn zwang, wiederholt Reisen nach dem Süden zu unter- 
nehmen, wodurch seine literarische Thätigkeit unterbrochen 
wurde. Im Jahre 1829 hatte er sich dem Landesausschusse 
gegenüber verpflichtet, gegen eine jährliche Remuneration 
von 1000 fl. eine Geschichte Böhmens zu schreiben. Diese 
Geschichte hätte ursprünglich mit den Ereignissen des 
Jahres 1618 beginnen sollen, doch hatte Pälacky, welcher 
dem Landesausschusse gegenüber geltend machte, dass 
mit diesem Jahre Böhmen gerade aufhöre, eine eigene Ge- 
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schichte zu haben, und dass insbesondere die Zeit nach 
diesem Jahre für den (tschechischen?) Schriftsteller und 
Leser am wenigsten anziehend sei, weil gerade die ältere 
Geschichte Böhmens einen neuen Reiz auf Phantasie und 
Gefühl ausübe, die Erlaubniss erhalten, mit der ältesten 
Geschichte zu beginnen. Im Jahre 1842 fanden nun die 
Stände, dass das Geschichtswerk zu langsam vorschreite; 
dem gegenüber verwahrte sich Palacky, dass er seine An- 
stellung nicht als eine provisorische ansehe, und es doch 
nicht Absicht der Stände sein könne, ihn nach Vollendung 
des Werkes darben zu lassen. Er verwendete seit. 1846 
W. Tomek und K. J. Erben als Mitarbeiter. Wegen seiner 
Geschichte Böhmens hatte Palacky nachher noch wieder- 
holt Anstände mit dem böhmischen Landesausschusse. Im 
Jahre 1850 erklärte er, dass die heftigen Angriffe der 
deutschen Journalistik gegen ihn, und anderseits der seit- 
dem zur Geltung gekommene Grundsatz nationaler Gleich- 
berechtigung ihn veranlassten, für immer aus der Reihe 
deutscher Historiker zu scheiden und seine Geschichte 
nunmehr nur in tschechischer Sprache zu schreiben. 

Der Landesausschuss beauftragte ihn hierauf, die Ge- 
schichte in bisheriger Form erscheinen zu lassen, da der 
Verfasser die deutsche Sprache als Form der ersten Bände 
selbst gewählt, diese Form von den Ständen angenommen 
worden sei, und somit auch die Fortsetzung als deutsches 
Originalwerk zu erfolgen habe. Hierauf antwortete Palacky, 
hätte er nicht schon von Jugend auf den festen Vorsatz 
gefasst, seinen Stammesgenossen die Geschichte ihres 
Volkes einst in ihrer Muttersprache zu liefern, so wäre er 
wohl niemals böhmischer Geschichtsschreiber geworden. 

Wenn man sich nicht auf deutschen Standpunkt stellen 
könne, und das zu thun komme ihm nicht zu, .dann müsse 
man die Geschichte Böhmens lieber in böhmischer (tsche- 
chischer), als in deutscher Sprache bearbeiten ; diese An- 
sicht wolle er in der Vorrede anführen. Der Landesaus- 
schuss gab nicht nach, und Palacky entschloss sich, die 
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deutsche Bearbeitung seines Werkes nicht aus der Hand 
zu legen. Im Jahre 1859 hatte seine Erbitterung gegen 
die Deutschen etwas nachgelassen, denn er schrieb, dass 
er es unternommen, in dem deutschen Texte des IV. Bandes 
seiner Geschichte, nicht eine von ihm verbesserte Ueber- 
setzung, sondern eine stylistisch freie Originalarbeit zu 
liefern. Von den vielen durch ihn gesammelten Urkunden 
Hess er die tschechischen in dem von ihm redigirten »Archiv 
öesky« erscheinen, die lateinischen gab K. J. Erben und 
J. Emier als »Regesta Bohemiae« heraus. Im Jahre 185g 
veröffentlichte Palacky für die kaiserliche Akademie der 
Wissenschaften in Wien die deutschen Documente, welche 
er über das Zeitalter Georg's von Podiebrad zusammen- 
gestellt hatte. 

Palacky's Geschichtswerke gelten heute dem grössten 
Theile der slavischen Bevölkerung Böhmens als Evangelium, 
obgleich dieselben trotz des unleugbaren Talentes des Ver- 
fassers und trotz des eisernen Fleisses, mit welchem er 
als erster das Quellenstudium betrieb, nicht ganz objectiv 
gehalten sind. Er hatte für die deutsche Ausgabe im Jahre 
1836 den Titel »Geschichte von Böhmen« gewählt, wäh- 
rend die tschechische Ausgabe, welche erst im Jahre 1848 
erschien, den Titel »Döjiny närodu cesk^ho v Cechach a 
na Moravö«, d. h. »Geschichte des tschechischen Volkes 
in Böhmen und Mähren« führt. Der letztere Titel spricht 
klar die Absicht des Verfassers aus, welcher, wie er selbst 
gestand, die Interessen des tschechischen Volkes in Böhmen 
für massgebend ansah und den grossen Einfluss, den die 
Deutschen auf dieses Land ausgeübt, theils feindselig be- 
trachtete, theils ignorirte. Die Entschuldigung Palacky's, dass 
er die Geschichte Böhmens nur bis 1526 fortsetzte, die 
Deutschen aber erst seit dem dreissigjährigen Kriege zwei 
Fünftel der Bevölkerung ausmachen, und er, da sie vorher 
so sehr in der Minderzahl waren, nicht nötbig. hatte sie 
hervorzuheben, ist kleinlich, da für den grossen geistigen 
Einfluss Deutschlands .und der Deutschen in Böhmen ihre 
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Kopfzahl wohl nicht massgebend war. Uebrigens anerkannte 
Palacky später (1868) den Vorrang der Deutschen in Civilis 
sation, Gesittung und Bildung zur Zeit der Hussitenkriege ; 
diese bezeichnet er als eine Reaction gegen die deutschen 
Rechtsgrundsätze, insbesondere als einen Kampf gegen 
das deutsche Princip des Unterschiedes der Stände und 
der Ungleichheit vor dem Gesetze, die im Evangelium 
und im alten slavischen Volksgeiste keine Begründung 
fanden. 

Der Hussitenkrieg sei als der erste Völkerkrieg um 
ein geistiges Gut, als ein Kampf um die Befreiung des 
Wortes Gottes anzusehen. Betreffs der Königinhofer und 
Grüneberger Pergamente gestand Palacky (1874 Gedenk- 
blätter), auf vielen seiner im Jahre 1840 ausgesprochenen 
Ansichten nicht mehr bestehend, dass er über2eugt sei, 
der Stoff dieser Gedichte sei keineswegs historisch und 
auch ihr Entstehen müsse in eine höhere Epoche, etwa 
das XII. oder XIII. Jahrhundert verlegt werden. Im Jahre 
1870 erklärte er, dass der Streit um die Echtheit der er- 
wähnten Handschriften weder abgethan, noch hinlänglich 
aufgeklärt sei, und dass er selbst den Museumsbibliothekar 
Hanka diesfalls weder für so unschuldig, noch für so 
schuldig halte als dessen Freunde und Feinde. 

Aus Palacky's »Gedenkblättern« ist zu entnehmen, dass 
in ihm im hohen Alter Zweifel aufkamen, ob die Basis, 
auf der er die Schilderung der ältesten Zustände Böhmens 
gründete, nämlich die Königinhofer und Grüneberger Hand- 
schrift, ganz unanfechtbar seien; insbesondere musste er 
ihr Entstehen in einen viel späteren Zeitraum versetzen, 
wodurch ihr Werth als Geschichtsquelle für die älteste Zeit 
an und für sich bedeutend herabgemindert wurde. Diese 
harten Zweifel sind ein Beleg für die Richtigkeit des Grund- 
satzes, den Abb6 Dobrowsky, Palacky's Lehrer, so oft 
wiederholt hatte, dass der Historiker nur unbestreitbare 
sichere Quellen oder Thatsachen als Grundlage zur Ge- 
schichtsschreibung verwenden dürfe. 
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Ausser Palacky's fünfbändigem Hauptwerke, der Ge- 
I schichte Böhmens, welches vom Jahre 1836 bis 1876 nach 

I und nach in deutscher und tschechischer Sprache erschien, 

gab er noch an 36 grössere, theils historische, theils po- 
litische Schriften heraus, und ausserdem besorgte er die 
Veröffentlichung der von ihm gesammelten historischen 
I Documente. 

Die Ausdauer, der Fleiss, den er auf seine hervor- 
ragenden schriftstellerischen Leistungen verwendete, sind 
l im höchsten Grade anerkennenswerth, und ist es nur zu 

bedauern, dass seine lebhafte Theilnahme am politischen 
Leben ihm viel Zeit raubte , und dass in allen seinen 
Schriften eine ausgesprochene nationale Richtung zu er- 
kennen ist. Palacky war zweifellos ein hervorragender 
I Gelehrter, aber für Politik und öffentliches Leben fehlten 

[^ ihm zwei wesentliche Eigenschaften — praktischer Sinn 

i und Energie; als er in hohem Alter, wenige Jahre vor 

seinem am 26. Mai 1876 eingetretenen Tode sah, dass 
seine politischen Theorien nicht die erwarteten Resultate 
gebracht hatten, schrieb er entmuthigt, unzufrieden und 
durch längere Krankheit erbittert, sein politisches Vermächt- 
niss, durch welches die traurige Thatsache erwiesen wurde, 
dass er, der sich stets als gemässigter Nationaler und öster- 
reichischer Patriot gezeigt hatte, in den letzten Jahren 
seines Lebens ein nationaler Chauvinist geworden war» 
Wir werden auf Palacky's politisches Testament später 
noch zurückkommen und wenden uns nun, die vorher- 
gehende kurze Schilderung der literarischen tschechischen 
Strömung scliliessend, dem Zeitpunkte zu, wo die natio- 
nalen Bestrebungen, das Gebiet der Literatur überschreitend, 
ihre Ausbreitung aiif das öffentliche Leben vollzogen. 
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IV. 

Das verhängnissvolle Jahr 1830 brachte die Revolution 
in Paris, in Belgien und in Polen. Die Theilnahme an 
dem Schicksale der Polen veranlasste eine Spaltung unter 
den Anhängern der slavisch-nationalen Idee in Böhmen. 
Die Anhänger des Panslavismus im tschechischen Lager 
verdammten den gegen Russland gerichteten polnischen 
Aufstand als eine bedauernswerthe Verirrung der Polen, 
während jene, welche die Freiheit hoher stellten, und dies 
war die grosse Mehrheit, den Polen die besten Erfolge 
wünschten. 

Diese Parteispaltung sehen wir jedesmal wieder er- 
scheinen, sobald, wie im Jahre 1848 und in den Sechziger- 
Jahren, in Polen Unruhen ausbrechen. Wohl war im Jahre 
1830 die Macht der Regierung des Kaisers Franz noch 
eine so grosse, dass die Parteinahme der Tschechen für 
die Polen sich nur im Geheimen äussern durfte, aber die 
Bevölkerung wandte ihre Aufmerksamkeit entschieden den 
politischen Vorgängen in Polen zu, sowie damals auch die 
liberalen Ideen, welche von Frankreich ausgingen, immer 
mehr Anhänger fanden. 

Der polnische Aufstand wurde niedergeworfen, viele 
Polen flohen nach Prag; unter anderen wurde General 
Skrzynecki, der Sieger von Ostrolenka, daselbst internirt; 
er entkam später und wurde von König Leopold an die 
Spitze der belgischen Armee gestellt. Zugleich mit den 
polnischen Flüchtlingen kamen viele polnische revolutionäre 
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Schriften und Lieder nach Prag. Um diese Zeit, ungefähr 
Ende 1834, wurde in Prag zum ersten Male das, von einem 
aus Deutschland zurückkehrenden slovakischen Theologen 
gedichtete, nach einer polnischen Melodie gesungene, Hej 
Slovan^, gehört. Im Jahre 1835 .carb Kaiser Franz, im 
September 1836 wurde Ferdinand in Prag zum König gekrönt, 
wo er den Tag nach der Krönung schwer erkrankte. Grosse 
Umzüge im nationalen Costüme und ein Volksfest am In- 
validenplatz wurden zur Feier der Krönung veranstaltet; 
das letztere endete mit einem grossen Krawalle. Die 
Buden, in denen das Volk unentgeltlich gespeist werden 
sollte, wurden zertrümmert, die Cantineure geprügelt. Die 
Ungarn waren die ersten, welche der neuen Regierung 
Schwierigkeiten bereiteten, Kaiser Josefs II. Germani- 
sirungsversuche waren an dem zähen Widerstände der 
Ungarn gescheitert, Leopold II. hatte im Gegensatze zu 
seinem Vorgänger die Vielsprachigkeit in seinen Ländern 
gefördert und Kaiser Franz hatte derselben Richtung ge- 
huldigt, welche auch unter Ferdinand eingehalten werden 
sollte. Seit Kaiser Josefs IL Tode bis zum Jahre 1830 
war in Ungarn die lateinische Sprache die officielle Sprache 
der Verwaltung; die Regierung hatte aber dort seit 1795 die 
Erhaltung und Verbreitung der anderen Volkssprachen 
besonders des Rumänischen, Ruthenischen, Serbocroa- 
tischen (Illyrischen) durch Geldunterstützungen gefördert. 
Der ungarische Reichstag erklärte nun in der Session 
1839 — 1840 die ungarische Sprache als ausschliessliche 
Amtssprache, als Sprache des Reichstages, der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden. Die grosse Mehrzahl der sla- 
vischen Bevölkerung Ungarns hatte keine Idee von der 
Ursache des nun entbrennenden Sprachenstreites; der- 
selben konnte die, ihr doch zum Theile bekannte ungarische 
Sprache immer noch genehmer sein, als die, ihr gänzlich 
unbekannte, bisher gebrauchte lateinische Sprache; nur eine 
kleine Zahl Professoren, Pastoren und Studenten mahnten 
zum Widerstände, um des Principes willen bemüht, die 
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Alleinherrschaftt der magj'arischen Sprache in Ungarn zu 
verhindern. Die Magyarisirungsversuche riefen bald eine 
von der Wiener Regierung begünstigte Aufregung unter 
den österreichischen Slaven hervor. In der Agramer 
Comitats-Sitzung im Mai 1843 wurde erklärt, der Grund- 
pfeiler der österreichischen Staatsmacht und insbesondere 
der ungarischen Krone bildeten die Slaven, worauf im 
selben Jahre der Palatin in einer Versammlung der Mag- 
naten den Ausspruch that: »Es gibt hier keine illyrische 
Nation, es gibt hier nur eine Nation, die ungarische.« 

Die nationale Bewegung der Südslaven und Slovaken 
zog natürlich die Aufmerksamkeit der Tschechen auf sich, 
unter letzteren warme Vertheidiger der slavischen Ansprüche 
findend. Die ersten gegen die Magyaren gerichteten, im 
Interesse der Slaven geschriebenen Schriften hatten Männer 
zu Verfassern, welche der Oppositionspartei der böhmischen 
Stände angehörten. Graf Leo Thun hatte unter dem Titel 
>Ueber den gegenwärtigen Stand der böhmischen Literatur« 
im Jahre 1842 eine politische Broschüre verfasst, in welcher 
er, obgleich selbst der tschechischen Sprache kaum 
mächtig, nicht nur lebhaft für die Pflege der böhmischen 
Sprache und Literatur eintrat, sondern auch das Streben 
der Slaven nach geistiger Gemeinsamkeit und den wechsel- 
seitigen literarischen Verkehr billigte, dagegen aber be- 
hauptete, dass politische Tendenzen den Slaven fernstünden. 
Ferner äusserte er die richtige Anschauung, dass das Princip, 
welches den Bestand der österreichischen Monarchie sichert, 
in der gegenseitigen Achtung der Individualität der Völker, 
welche sie umfasst, bestehe. Als die Klagen über nationale 
Unterdrückung der Slovaken laut wurden, gab Graf Thun 
eine Schrift: »Die Stellung der Slovaken in Ungarn«, 
heraus, in welcher er die nationalen Forderungen der 
Slovaken vertheidigte. Später, im Jahre 1848, musste er 
sich als Statthalter in Prag davon überzeugen, dass er 
damals im Jahre 1842 allzu idealen Anschauungen be- 
züglich der Ungefährlichkeit der slavischen Tendenzen 
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gehuldigt hatte. Auch der Führer der ständischen . Oppo- 
sition in Böhmen, Graf Josef Mathias Thurn, welcher 
1845 die deutsche Uebersetzung der Königinhofer Hand- 
schrift besorgte, gab eine Broschüre: »Der Slavismus in 
Böhmen«, heraus, in der guten Absicht, vom Stand- 
punkte der Humanität die geistigen Bestrebungen der 
tschechischen Nation zu vertheidigen. — Da er dabei die 
Tschechen als nicht so bildungsfähig wie Deutsche be- 
zeichnete und sich das Ansehen gab, nur das Mitleid 
für sie anzurufen, statt ihre nationale Berechtigung anzu- 
erkennen, erfuhr er natürlich von tschechischer Seite eine 
energische Zurückweisung. Im Jahre 1848 wählten ihn 
die Tschechen zum Mitgliede des Nationalausschusses und 
ins Präsidium des Slavencongresses; das letztere lehnte 
er ab, verliess Böhmen, als die Revolution ausbrach und 
war später, als Mitglied des Herrenhauses, Centralist. 

Im Jahre 1843 fanden zu Prag im Hause des Fürsten 
Schwarzenberg über Veranlassung des Grafen Deym, des 
anerkannten Führers der ständischen Opposition, häufig 
Zusammenkünfte statt, in welchen die politische Lage be- 
sprochen wurde. Dort hielt Palacky damals eine Reihe 
von Vorträgen, über die seit 1627 eingetretenen Verände- 
rungen der Landesverfassung und die politische Richtung, 
welche die Stände einschlagen sollten. Seine Meinung 
ging dahin, dass die Centralgewalt des Staates in Böhmen 
vor Ferdinand IL geradezu ohnmächtig gewesen, seit diesem 
Herrscher bis zur Gegenwart aber nach und nach über- 
mächtig geworden sei. Ein Fortschreiten der Centralisation 
sei in der Weltgeschichte überall nachweisbar, mit jedem 
Jahrhundert vermindere sich die Zahl der unabhängigen 
Gewalten, Staaten, Sprachen und Religionen; die Central- 
gewalt, fortwährend bestrebt, ihre Macht zu vermehren, 
trachte um dieses Zweckes willen, die Verfassungen 
abzuändern. In der böhmischen Geschichte dauerte die Zeit 
der grössten Schwäche der Centralgewalt, d. i. jene Zeit, wo 
die Steuerabgaben und die Gesetzgebung von dem guten 
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Willen und Belieben des Volkes abhingen, bis zum Re- 
gierungsantritte Otokar's II., welcher den deutschen Feu- 
dalismus mit Zustimmung des Adels und Clerus einführte; 
hiemit zugleich traten die Ständeunterschiede und als Folge 
dieser die Rechtsungleichheit ein, die Privilegien, Immuni- 
täten und Exemptionen wurden ins Leben gerufen. Durch 
Einführung der Lehensgrundsätze und Schaffung des 
Bürgerthums trachtete Otokar II. die königliche Macht zu 
stärken. Diese verfiel vollkommen in der Zeit der Hussiten- 
kriege und glich unter dem schwachen Könige Wladislaus 
nur noch einem Schatten. Erst Ferdinand I. war nach 
der Schlacht bei Mühlberg und nach dem blutigen Land- 
tage von 1547 im Stande, die königliche Macht mit der 
der Stände ins Gleichgewicht zu bringen. Die grossen 
Fortschritte in den Naturwissenschaften, besonders in der 
Physik und Mechanik, vor Allem aber die Erfindung des 
Schiesspulvers, setzten den Werth der persönlichen Kraft 
des Individuums, auf welche der Feudalismus begründet 
war, immer weiter herunter, bis in der Schlacht am 
Weissen Berge die Macht der feudalen Stände vernichtet 
wurde und es der Centralgewalt gelang, sich für immer 
von der Gewalt der Stände zu emancipiren. Dies war für 
Böhmen vortheilhaft, denn in Ländern, wo die Central- 
gewalt den hiezu richtigen Augenblick versäumte, wie in 
Polen und Deutschland, gingen die Reiche bald in Trümmer. 
Geschichtlich scheint es erwiesen, dass jede Herrschaft 
am besten durch jene Mittel erhalten wird, durch welche 
dieselbe erworben wurde; die feudale Macht z. B* hatte 
ihre Grundlage in der physischen Kraft des Individuums, 
heute, nachdem die physische Kraft des Einzelnen in Folge 
der Fortschritte der Civilisation nicht mehr massgebend 
ist, fehlt in Folge dessen auch die Grundlage für ein 
Weiterbestehen der feudalen Stände und wäre ein Versuch, 
die alten ständischen Formen weiters zu erhalten, sicher- 
lich vergeblich. Der bis hieher auszugsweise gegebene, 
die Unmöglichkeit eines Weiterbestandes der Stände klar 
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und logisch auslegende Gedankengang Palacky's ist un- 
bestreitbar ein richtiger. Er sagt dem böhmischen Adel, 
der ihn um seine Ansicht über das Ständewesen ange- 
gangen, mit dem grössten Freimuthe, die Zeiten des 
Ständewesens sind für immer vorbei. Hätte er weiters aus- 
geführt, dass auch das böhmische Staatsrecht zugleich mit 
dem Verschwinden seiner einzigen Träger, der feudalen 
Stände, natürlich aufhören musste, so wäre auch dies logisch 
richtig gewesen. Aber Palacky war es darum zu thun, die 
damals noch bestehenden böhmischen Stände zum An- 
schlüsse an seine slavische Nationalitätsidee zu bewegen 
und daher argumentirte er weiters folgendermassen : Auch 
die Centralgewalt hat den Culminationspunkt ihrer Macht 
bereits nicht nur erreicht, sondern auch schon überschritten, 
denn ihr gegenüber erheben sich zwei neue sociale Mächte. 
Die eine ist die für die Freiheit eintretende öifentliche 
Meinung, die andere ist das neue in Entwicklung begriffene 
Princip der Nationalitäten. Nachdem die alte Feudalver- 
fassung keine Lebensfähigkeit mehr besitzt und also nicht 
mehr fortbestehen kann, so müssen die Stände und ins- 
besondere der Adel, um in Zukunft noch Einfluss im 
öffentlichen Leben zu behalten, sich nun für den Anschluss 
an eine der heute noch berechtigten Mächte, d. i. an die 
staatliche Centralgewalt, oder an die öffentliche Meinung, 
oder endlich an die Nationalitätsidee entschliessen. Im 
ersteren Falle stellen sie sich in Gegensatz zur mächtigen 
öffentlichen Meinung, im zweiten Falle treten sie in Gegen- 
satz zur staatlichen Centralgewalt, und es bleibt daher nur 
der dritte Fall, d. i. der Anschluss an die Nationalitäts- 
idee, welch' letztere als eine Art Indifferenzpunkt, den 
beiden vorerwähnten Mächten gegenüber nicht so sehr 
in Gegensatz steht und deren Annahme daher zu em- 
pfehlen wäre. Ein grosser Theil des böhmischen Adels 
* folgte der Anempfehlung und dem Rathe Palacky's, und 

wie der Adel bisher die tschechisch-literarischen Bestre- 
bungen seit vielen Jahren unterstützt hatte, so folgte er 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. 8 
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nun den slavisch- nationalen Führern um so lieber, als 
er der österreichischen Regierung seit jeher gegrollt hatte. 
Palacky hat sich übrigens damals als schlechter Prophet 
erwiesen, denn bald /sollten er und seine Anhänger sich 
überzeugen, dass die icentralisirende österreichische Staats- 
idee noch immer nicht, wie er es im Interesse seiner fö- 
deralistischen Pläne wohl wünschte, in Decadenz begriffen 
sei. Aber auch seine Ansicht über die Stellung der öffent- 
lichen Meinung der Nationalitätsidee gegenüber war eine 
irrige. 

War anfangs der Vierziger- Jahre das Streben der öffent- 
lichen Meinung auch vorherrschend auf die Erreichung 
liberaler Institutionen gerichtet, so zeigte es sich doch 
bald, dass die Nationalitätsidee kein Indifferenzpunkt der 
ersteren gegenüber blieb, sondern sich mit dieser vereinte. 
Diese Vereinigung führte zu einer Spaltung der öffent- 
Hchen Meinung in Böhmen, Mähren und Schlesien, indem 
die deutsch-böhmische Bevölkerung von da an andere 
Ziele verfolgte als die Tschechen. Die nationalen Wünsche 
der ungefähr drei Millionen zählenden deutschen Bevöl- 
kerung dieser Länder standen nun im Gegensatze zu denen 
der ungefähr fünf Millionen Tschechen, und die Erreichung 
liberaler Einrichtungen wurde durch die nationalen Zwi- 
stigkeiten erschwert. Bei Bescheidenheit in dem Maasse 
nationaler Forderungen auf beiden Seiten hätten die 
fortschrittlichen Ideen gewiss Erfolge gehabt, aber die 
Tschechen erklärten die erwähnten Länder für slavische 
und stellten darnach ihre nationalen Anforderungen, ver- 
gessend, dass die drei Millionen ihrer deutschen Mitbürger 
weder durch Kunst noch durch Gewaltmittel slavisirt 
werden könnten. 

Der Adel durfte sich den nationalen Bestrebungen 
um so weniger anschliessen, als auch seine Scheidung in 
zwei national gegnerische Parteien vorauszusehen war und 
sein Einfluss nur durch einiges Auftreten gewahrt werden 
konnte. Nur wenn der Adel vermittelnd im Streite zwischen 
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den einzelnen Nationalitäten auftrat, verpflichtete er sich 
die Regierung zu Dank, und dieselbe hätte ihn als Stütze 
einer gemässigten liberalen Politik und als stabiles Element 
im Staate gewiss immer gerne berücksichtigt. Dass es 
damals anders kam, daran mag wohl die alte Regel >na- 
turam furca expellas tamen usque recurret« Schuld tragen, 
denn Vielen unter dem böhmischen Adel war der Feuda- 
lismus so zur zweiten Natur geworden, dass sie es vorzogen, 
trotz der traurigen Erfahrungen aus früherer Zeit, noch- 
mals einen Kampf mit dem centralisirenden österreichischen 
Staate aufzunehmen, um womöglich die feudalen Zustände 
im Staate zu erneuern. Bei Gelegenheit der Ankunft des 
Erzherzogs Stephan in Prag 1844 wurde von den Tsche- 
chen statt des bisher üblichen »Hoch« oder »Vivat« das 
tschechische Wort »Slava« gerufen. 

Ueber die Entwickelung der Dinge im slavisch-natio- 
nalen Lager vor und während des Jahres 1848 sind zwei 
in tschechischer Sprache geschriebene ausführliche Werke 
in Form von Memoiren erschienen, verfasst von Männern 
welche beide an der Bewegung persönlich und hervor- 
ragend betheiligt waren, von denen aber der eine den ge- 
mässigteren, der andere den extrem-nationalen und revolu- 
tionären Standpunkt vertritt. Der Schriftsteller Jacob Maly 
huldigt in seinem Buche: »Unsere Wiedergeburt« (Na§e 
znovuzrozenl) den ruhigeren alttschechischen Anschauun- 
gen, während Josef W. Friö in seinen Memoiren (Pamöti) 
sich als Anhänger der demagogischen, panslavistischen 
Richtung zeigt. 

In diesen Schriften wird die gegnerische Partei mit 
den heftigsten Vorwürfen überschüttet und die eine schiebt 
der anderen die Schuld für die traurigen Folgen des Revo- 
lutionsjahres zu; aus beiden sieht man den tiefen Gegen- 
satz, welcher sofort nach dem Erwachen des slavischen 
Nationalgeistes in den Kreisen der slavischen Intelligenz er- 
stand und dessen Hauptgrund in der Unklarheit der Mittel lag, 
welche zur Erreichung des Zieles angewendet werden sollten. 

8* 
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Die älteren Slavophilen, darunter Palacky, Jungmann, 
Krieger, Dunder, Tomek u, A. m., wünschten eine allmäh- 
liche, auf historischer Grundlage sich vollziehende Um- 
gestaltung der politischen Verhältnisse zu Gunsten der 
Slaven in Oesterreich; die jüngeren Elemente dagegen, 
welche sich weigerten, die Autorität der alten slavischen 
Vorkämpfer und Gelehrten auf dem politischen Gebiete 
anzuerkennen, trachteten durch Aufregung der Volksmassen 
mit Gewalt einen Umsturz in ihrem Sinne herbeizuführen. 
Die Anhänger der jüngeren Partei recrutirten sich zumeist 
aus Leuten, die mit ihrem Berufe unzufrieden und ernste 
Arbeit scheuend, die neuen nationalen Ideen, zum eigenen 
Vortheile, im öffentlichen Leben praktisch einzuführen 
suchten; an dem abenteuerlichen Agitatorenleben Gefallen 
findend^ ihre Existenz auf Kosten Anderer fristend, ver- 
breiteten sie, die slavischen Länder durchwandernd, 
slavische Einheitsideen, und trachteten überall, die wegen 
schlechter materieller Lage in stetem Steigen begriffene 
Unzufriedenheit der Landbevölkerung und der Arbeiter be- 
nützend, ihren Umsturzplänen Anhänger zu verschaffen. 
Ein starkes Contingent zu dieser Partei stellten Universitäts- 
bummler, beschäftigungslose Juristen und zahlreiche mit 
ihrem Stande unzufriedene, mit ihren vorgesetzten Behörden 
überworfene, von Hass gegen Bildung und Besitz erfüllte 
stellenlose Priester. Zu Letzteren gehörte der, wegen 
Processen mit dem Consistorium seines Amtes enthobene 
Caplan Wenzel Krolmus, ferner der Caplan Johann Wlöek, 
der sich, wie Friß erzählt, nie kämmte und wusch. 

Die Hebung der tschechischen Literatur wurde nun 
nicht mehr als Ziel der nationalen Bestrebungen betrachtet; 
die Literatur sollte von nun an als Mittel dienen zur Er- 
reichung praktischer Zwecke auf dem materiellen und 
politischen Gebiete. Swatopluk Presl hatte sich bemüht, 
durch zahlreiche tschechische Schriften die Gewerbetreiben- 
den mit den Fortschritten der' Chemie, Physik und Mechanik 
bekannt zu machen; nun trachtete die nationale Actions- 
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partei, vor Allem entscheidenden Einfluss im Prager Ge- 
werbeverein, in welchem bis dahin die Deutschen mass- 
gebend waren, zu erreichen. Dies gelang ihr, indem sie 
eine bedeutende Herabsetzung des Jahresbeitrages der 
Mitglieder durchsetzte , worauf sie , durch massenhaften 
Beitritt neuer Mitglieder, unter denen sich viele Nicht- 
gewerbetreibende befanden, die Majorität daselbst erlangte 
und es sich von nun an angelegen sein Hess, in auffallender 
Weise die Interessen der Kleingewerbetreibenden gegen die 
Grossindustriellen zu vertreten. Ausserdem versuchten sie 
durch Sammlungen die Geldmittel zur Errichtung einer 
tschechischen Gewerbeschule zusammenzubringen. Diese 
Bemühungen wurden von den Arbeitern dankbar anerkannt, 
und sie schlössen sich, da sie sahen, dass die nationalen 
Bestrebungen auch eine praktische Seite hatten und von 
denselben eine Verbesserung ihrer materiellen Lage zu 
erwarten sei, um so fester an die nationalen Agitatoren an. 
Als slavisch - demagogischer Agitator trat zuerst ein 
Dr. Amerling auf, ein leichtsinniger Mensch, der durch die 
Kühnheit seines Auftretens in Prag bei den tschechischen 
Gewerbetreibenden grossen Einfluss gewann, und denselben 
dazu benützte, im Jahre 1840 ein slavisches National- 
institut unter dem Namen Neu-Budeö, natürlich mit er- 
borgtem Gelde, zu. erbauen. Nach seinem Programme sollten 
in dem Gebäude nicht nur slavische Gelehrte Unterkunft 
und Beschäftigung finden, sondern es war auch in Aus- 
sicht gestellt, dass daselbst slavischen Gewerbetreibenden 
Gelegenheit geboten würde, nach einem fabelhaften Lehr- 
plane in kürzester Frist eine tschechische Universalbildung 
zu erlangen. Ohne Bewilligung der Polizei wurdert daselbst 
agitatorische Vorträge und Theatervorstellungen abgehalten 
und sogar geheime Druckerpressen aufgestellt. Als seine 
Gläubiger, meist nationale Gesinnungsgenossen, auf Be- 
zahlung drangen, drohte er selben, sie wegen politischen 
Conspirationen der Polizei anzuzeigen und stellte sich selbst 
der Behörde, um milder behandelt zu werden. Das ganze 
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Unternehmen kam in Concurs, das Gebäude wurde in ein 
Zinshaus umgewandelt und die Gläubiger verloren ihr Geld. 

Dr. Amerling behielt auch später grossen Einfluss bei 
der tschechischen Volkspartei, obgleich gerade die unter 
die Führer derselben zählenden Holzhändler, Brüder Tyl, 
durch sein leichtsinniges Unternehmen grosse Geldverluste 
erlitten hatten. 

Die TyFs hatten ihren Anhang unter den Bewohnern 
des an der Moldau gelegenen Podskali, dessen Bevölkerung, 
aus Schiff" und Holzarbeitern bestehend, meist roh und 
leicht erregbar, immer zu Gewaltthaten geneigt war und 
im Laufe des Jahres 1848 in Verbindung mit den die Ab- 
schaffung der Maschinen verlangenden Kattun -Druckern 
wiederholt Excesse beging. 

Grossen Einfluss auf die tschechischen Studenten und 
die unteren Volksschichten hatte auch der damals erst 
20jährige Josef Friö, der Sohn eines angesehenen Prager 
Advocaten. Josef Friö, ein leidenschaftlicher, aufgeregter 
junger Mann, der zum Studiren keine Lust zeigte und bei 
den Prüfungen keinen Erfolg hatte, war im Sommer des 
Jahres 1846, kaum achtzehn Jahre alt, aus dem Eltern- 
hause nach Hamburg durchgegangen, hatte dort als Schau- 
spieler in einem kleinen Theater debutirt. Von da ging 
er nach England, wo er sich unter falschem Namen für 
einen emigrirten Polen ausgab, um in London Unter-* 
Stützung vom dortigen polnischen Club zu erhalten. Nach 
einem mehrmonatlichen Aufenthalte in dieser Stadt wan- 
derte er, mit Empfehlungsschreiben an Dembinski, der in 
Versailles eine polnische Kriegsschule unterhielt, nach 
Paris und Hess sich zur polnischen Legion anwerben. 

Der französische König Louis Philipp duldete in seinem 
Lande ruhig die revolutionäre Propaganda, lieferte zum 
Einexerciren der Legionäre sogar die Gewehre, an denen 
er aber aus angeborener Vorsicht die Hähne durchfeilen 
Hess, um im eigenen Lande vor einer bewaffneten Ein- 
mischung der Polen sicher zu sein. Friö hatte sich in 
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Paris den Namen Hron Warszawski beigelegt. Er beschreibt 
in den Memoiren bei Schilderung dieser Zeitperiode seine 
unstete, nichts weniger als musterhafte Lebensweise mit 
einer absichtlichen , gekünstelten Aufrichtigkeit , welche 
sich nur mit jener in J. J. Rousseau's »Confessions« auf- 
gebotenen vergleichen lässt. Nachdem er viele Monate ein 
ihm zusagendes Abenteurerleben im Kreise der revolutio- 
nären Elemente in Paris verbracht, und sich mit der von 
dort aus über ganz Europa, besonders aber über Polen 
und Oesterreich ausgebreiteten revolutionären und ins- 
besondere mit der panslavistischen Propaganda bekannt 
gemacht hatte, söhnte er sich mit seinen Eltern aus und 
kehrte im Mai 1847 nach Prag zurück. Statt daselbst 
weiterzustudiren, zog er es vor, Kaffeehaus- und Wirths- 
haus-Politiker zu werden und gegen die geistige Aristokratie 
der Tschechen, welcher er Engherzigkeit und Abgeschlossen- 
heit dem Volke gegenüber vorwarf, zu agitiren, indem er 
sich den Amerling, Tyl, Kaiina, Krolmus, Sabina und ähn- 
lichen unzufriedenen Existenzen anschloss. Friö behauptet, 
dass Palacky, der Führer der gebildeten Nationalen, seine 
politischen Anschauungen nur aus der Augsburger All- 
gemeinen Zeitung schöpfte und daher ein Anhänger der 
dort vertretenen Grundsätze eines Guizot und Thiers war, 
welche vor Allem das Gleichgewicht zwischen Executive 
und Legislative im Staate anstrebten. Dieser politische 
Grundsatz sei aber selbst in Frankreich schwer durchzu- 
führen, trotzdem dies Land den Vortheil hat, dass dort 
die Herrscher vor allem Freunde ihres Landes und ihrer 
einheitlichen Nation waren, was für Oesterreich mit seinen 
vielen Ländern und Nationalitäten nicht zutreffen kann. 

Um diese Zeit kam Karl Hawliöek, welcher, voll 
Schwärmerei für die Solidarität der Slaven, über Hanka's 
Anempfehlung nach Russland gegangen war, aus Moskau, 
von seinem Panslavismus vollkommen geheilt, nach Prag 
zurück und bespöttelte die Russen und den dortigen Ab- 
solutismus. Er schrieb damals in einem Zeitungsartikel : 
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»Voll von nationalem Stolze werde ich in Zukunft sagen : 
ich bin ein Tscheche, aber niemals: ich bin ein Slave.« 

Palacky verschaffte diesem talentirten, aber heiss* 
blutigen und stets unzufriedenen jungen Manne die Stelle 
als Redacteur des tschechischen Theiles der »Prager Zei- 
tung«. Später wurde er Redacteur der »Narodni Nowiny« 
und schloss sich auch der extremen demagogisch-slavischen 
Richtung an. 

Der im ersten Stocke des Bierhauses »zur goldenen 
Waage« untergebrachte Verein »Repeal« war der Ver- 
sammlungsort aller Hauptpersonen der späteren revolutio- 
nären Bewegung. Den Namen »Repeal« führte dieser 
Verein nach dem gleichlautenden Schlagworte des irischen 
Agitators O'Connell, d. h. Widerruf der Vereinigung Ir- 
lands mit England zu einem gemeinsamen Parlamente. 

Das grosse Wort führten dort in erster Reihe Ruppert; 
ein alter Student, von Beruf Wundarzt, fristete dieser seinen 
Unterhalt durch Schreiben von Artikeln für auswärtige 
Blätter und Ertheilung von Privatstunden ; ferner Gauö, ein 
Winkelschreiber und endlich Franz Havliöek, ein Ad- 
vocaturs-Concipient. Allen dreien war es nicht gelungen, 
eine geordnete Existenz zu finden und gehörten dieselben 
wie ihre meisten Anhänger zu der Kategorie der nie zu- 
friedenen Wirthshausbummler. Die Nacht über wanderten 
sie von Wirthshaus zu Wirthshaus, politisirend und 
schreiend; bei Tag übten sie sich im Turnen und Fechten. 
Zu dieser Gesellschaft gehörte auch Sabina, ein Mensch, 
welcher wegen Schwindeleien wiederholt mit den Behörden 
in CoUision gekommen war, aber durch bedeutende Redner- 
gabe bald eine hervorragende Stellung in seiner Partei 
erwarb; später im National- Ausschusse und der Slowanska 
Lipa tonangebend, wurde er zugleich mit Josef Friö der 
Abgott der heissblütigen Jugend, welche ihnen blindlings 
folgte. 

Sabina, 1849 zum Tode verurtheilt, zu Gefängniss 
begnadigt, kehrte 1857 tiach Prag zurück und bemühte 
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sich, dort unter den jüngeren Schriftstellern eine radicale 
Partei zu gründen, die zunächst nur literarisch, später auch 
politisch gegen die ältere Schule arbeitete. Zuletzt wurde 
Sabina Agent provocateur der Polizei. 

Alle diese beschäftigungslosen, meist heruntergekom- 
menen Menschen, welche bei einem gewaltsamen Umsturz 
nichts zu verlieren hatten, bildeten nun im Gegensatze 
zur rein literarischen Partei der alten Gelehrten die Actions- 
partei, deren verhetzende Thätigkeit in der Wirthshaus- 
atmosphäre ihren Beginn nahm und hinter den Bamkaden 
traurig endete. Dieser Partei schlössen sich die Prager 
Studenten und das Proletariat an. 

Die Repealisten und an erster Stelle der Winkel- 
schreiber Gauö, waren die geistigen Urheber der tsche- 
chischen Volksversammlungen, des Wenzelsbad- Ausschusses, 
des Slavencongresses in Prag und der »Slovanska Lipac. 

Die erste Volksversammlung kam am ii. März im 
Wenzelsbade gegen das Verbot der Behörden zusammen 
und nahm auf Antrag des Dr. Trojan, der sich früher mit 
Dr. Brauner besprochen hatte, eine Petition an den Kaiser 
an, in welcher u. a. auch die Erneuerung des staatsrecht- 
lichen Verbandes der Länder der böhmischen Krone ver- 
langt wurde. Die vollzählig . erschienenen Repealisten 
nahmen daselbst, wie Friö sich in seinen Memoiren aus- 
drückt, die Aufgaben des sich nach Bedarf in alle Vor- 
gänge einmischenden antiken Chors auf sich, d. h. rich- 
tiger sie schrieen jede ihnen unangenehme Meinungsäus- 
serung nieder und setzten die Wahl ihrer Candidaten in 
den Wenzelsbad-Ausschuss durch. Aus den Kreisen des 
Adels wurde von der Versammlung Graf Albert Deym 
zum Vorsitzenden, Bouquoi, Baron Villani und Graf Franz 
Thun, welche alle zur ständischen Opposition gehörten, in 
den Ausschuss gewählt. Palacky wurde nicht gewählt und 
bemühte sich, die Leitung der Bewegung den Ständen zu 
erhalten, zu welchem Zwecke er mit dem Ausschuss, 
freilich vergebens, unterhandelte, um diesen zu bewegen, 
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die Wünsche des Volkes durch die Stände an den Kaiser 
zu leiten. Mit Recht fürchtete Palacky den Missbrauch der 
plötzlich entfesselten Volksfreiheit, umsomehr, als Tyl mit 
seinen rohen Podskalaken sich als Beschützer des Aus- 
schusses aufwarf. Die Wühlarbeit der Repealisten trug für 
den Augenblick den Sieg davon und es wurde vom 
Ausschusse, trotzdem der Kaiser durch Ertheilung der 
Constitution den meisten berechtigten Wünschen der 
Völker bereits entsprochen hatte, die Entsendung einer 
Deputation mit den speciellen Forderungen der Tschechen 
beschlossen. Um diese Zeit erschien auch der, schon im 
Jahre 1844 wegen seiner Verbindungen mit Russland mit 
Kerkerhaft bestrafte slavische Agitator Dr. Kampelik in 
Prag und versuchte für seine Umsturzpläne Geld von der 
ständischen Opposition zu erlangen. Die Deputation des 
Wenzelsbad-Ausschusses kam, geführt von dem Gastwirthe 
Fastr und Dr. Trojan, nach Wien und erreichte daselbst 
das Versprechen, dass ihre Wünsche mit Ausnahme der 
Vereinigung Mährens und Böhmens grösstentheils erfüllt 
werden sollten. Bei der Rückkehr nach Prag trug Fastr 
ein theatralisches Gewand, das altnational sein sollte und 
ihm den Spottnamen »Herzog vom Rossmarktc eintrug. 
Am 10. April gelang es Palacky, unterstützt durch 
Dr. Strobach und Karl Hawliöek, in einer plötzlich ein- 
berufenen Volksversammlung im Wenzelsbade durch Ueber- 
rumpelung die Wahl eines Nationalausschusses durchzu- 
setzen, in welchen mit Uebergehung der darüber tief em- 
pörten und gereizten Repealisten gemässigtere Vertreter 
gewählt wurden. 

Am 13. März 1848 ertönte zum ersten Male in Prag 
der laute Ruf nach Gleichstellung der tschechischen und 
deutschen Sprache in Schule und Amt, und schon am 
8. April wurden den Tschechen diesbezüglich von der 
Regierung die weitgehendsten Zusicherungen gemacht. Die 
Schwäche und Rathlosigkeit der Regierung dem tumul- 
tuarisch auftretenden Willen der Massen gegenüber war 
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so gross, dass selbe, unfähig Ordnung und System in ihre 
Concessionen zu bringen, provisorisch alles Mögliche be- 
willigte, um nur Zeit zu gewinnen. Für den Augenblick 
schien es auch, dass die Tschechen und insbesondere die 
Ungarn, deren Sprache am ii. April als einzige diplomatische 
und legislative Sprache Ungarns von der Regierung be- 
stätigt wurde, nach der so erfolgten Anerkennung des 
Nationalitätenprincipes befriedigt, den Frieden halten würden, 
aber nun rührten sich sofort alle kleineren Nationalitäten 
Oesterreichs und verlangten die gleichen Concessionen. 
Zunächst waren es die Slovaken, Serben und Rumänen 
in Ungarn, welche, jeder für sich, als Nation angesehen 
werden wollten und Autonomie verlangten. Dem Rufe 
nach nationaler Gleichberechtigung suchte die Regierung 
in der neuen Constitution durch § 4 entgegenzukommen, 
welcher lautete: »Allen Volksstämmen ist die Unverletz- 
lichkeit ihrer Nationalität und Sprache gewährleistet. « Hie- 
durch wurde den berechtigten Volkes- und Stammeseigen- 
thümlichkeiten eine billige Concession gemacht und damals 
glücklich vermieden, eine Gleichberechtigung zu decretiren, 
welche nicht nur ungerecht, sondern geradezu undurch- 
führbar gewesen wäre, weil den einzelnen Volksstämmen 
die culturelle und historische Gleichwerthigkeit abging. In 
Deutschland wurde während dieser Zeit von den Volks- 
vertretern im Namen des Nationalitätenprincipes eine par- 
lamentarische gemeinsame Repräsentation aller zu Deutsch- 
land gehörenden Gebiete verlangt und als solche auch 
Böhmen und Posen aufgefordert, Abgeordnete zur National- 
versammlung nach Frankfurt zu entsenden. Dagegen er- 
hoben Polen und Tschechen Protest; letztere wählten 
einen Nationalausschuss und beriefen als Gegendemon- 
stration zum Congresse aller Deutschen einen Congress 
aller Slaven nach Prag. Während in Frankfurt thatsächlich 
die Versammelten deutsch verhandelten, zeigte es sich 
später in Prag, dass die zum Congresse erschienenen 
Slaven einander nicht verstanden und im Verkehre zur 
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deutschen Sprache ihre Zuflucht nehmen mussten. Denn, 
wenn Friö meint, sie hätten sich dort mit leuchtenden, 
begeisterten Augen verständigt, so ist dies wohl eine starke 
poetische Licenz. Der Jubel über die freiheitlichen Errun- 
genschaften war in den gebildeten Classen in Prag so 
gross, dass sich selbe aus Freude über die gewonnene 
Freiheit gerne zu Concessionen auf nationalem Gebiete 
an ihre tschechischen Landsleute herbeiliessen. 

Man muss zugeben, dass anfangs bei den Verhandlungen 
über die Regelung des gegenseitigen Verhältnisses der beiden 
nationalen Parteien mehr guter Wille als klares Verständ- 
niss und Kenntniss der Lage vorherrschte. So unterzeich- 
neten die meisten deutschen in Prag ansässigen Schrift- 
steller eine von Palacky verfasste, allgemein gehaltene Er- 
klärung, die folgende Abmachungen enthielt : Die Eintracht 
soll auf vollständiger Gleichberechtigung beruhen; es 
sollen weder die Böhmen vor den Deutschen, noch die 
Deutschen vor den Böhmen einen Vorzug geniessen. Diese 
friedliebenden Worte waren von Ig. Kuranda, Egon Ebert, 
Moriz Hartmann, A. Meissner, Rudolf Glaser u. a. m. unter- 
zeichnet, und geben jedenfalls einen Beweis der versöhn- 
lichen Stimmung dieser Männer. Palacky schrieb am 
19. März 1848 in die Prager Zeitung einen Artikel, in 
welchem er die sprachliche Gleichberechtigung so deutet, 
dass u. a. in allen Schulen von nun an Deutsch und 
Tschechisch nebeneinander gelehrt werden sollte. Doch 
bald kam es in Prag zu nationalen Reibungen zwischen 
den Deutschen und Tschechen, und zugleich zeigte sich, 
was die ans Ruder gelangte nationale Volkspartei unter 
Gleichberechtigung verstand. Karl Hawliöek, welcher vor 
Ausbruch der Revolution die heftigsten politischen Artikel, 
um von selben die Aufmerksamkeit der Censur abzuwenden, 
als Nachrichten aus Irland oder gar aus China hatte er- 
scheinen lassen, verfiel nun in eine leidenschaftlich pan- 
slavistische Stimmung und begnügte sich nicht mehr mit 
dem berüchtigten, von ihm stammenden Ausruf: »Lieber 
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die russische Knute als die deutsche Freiheit«, sondern 
lieferte in dem Leibjournale seiner Partei, den »Narodni 
Nowiny« eine fortgesetzte Reihe hasserfüllter Angriffe auf 
seine deutschen Landsleute. Ein Artikel vom 7. Juni 1848 
zeigt seine Ansicht über nationale Gleichberechtigung, dieser 
lautet folgendermassen : »Die Gleichheit zwischen Tsche- 
chen und Deutschen fassen wir nicht so auf, dass den 
Tschechen und den Deutschen alles zu gleichen Theilen 
gebührt. Hiedurch würde den Tschechen gegenüber ein 
grosses Unrecht begangen werden, denn im Lande gibt 
es drei Viertel Tschechen und ein Viertel Deutsche. Un- 
sere Ansicht hierüber ist folgende: Der Tscheche und der 
Deutsche sollen in Bezug auf ihre Nationalität in Amt 
und Schule jede Bequemlichkeit haben, aber in jeder an- 
deren Beziehung gebührt uns der Vorrang, weil wir in 
Böhmen (Cechy!) leben und die Mehrheit bilden!« Am 
22. November 1848 heisst es in demselben Blatte: »Ver- 
flucht sei jeder Slave, der innerhalb der Grenzen seines 
Gebietes von einem Andern Befehle annimmt, als von 
einem Slaven, verflucht derjenige, welcher von den Be- 
hörden sich andere Schriften zustellen lässt oder ihnen 
andere übermittelt, als slavisch geschriebene, oder der im 
Landtag oder vor Gericht eine andere Sprache spricht, 
als die slavische.« 

Am II. April 1848 richtete Palacky ein seither oft 
citirtes Sendschreiben an das deutsche Parlament in Frank- 
furt, in welchem er sich energisch gegen einen innigeren 
Anschluss Oesterreichs an Deutschland und gegen die 
Vollziehung von Wahlen für das Frankfurter Parlament 
aussprach. Die bemerkenswerthesten Stellen seiner Schrift 
sind folgende: 

»Im Südosten Europas, den Grenzen des russischen 
Reiches entlang, leben Völker, von welchen keines für 
sich allein mächtig genug ist, dem übermächtigen Nachbar 
im Osten in alle Zukunft erfolgreichen Widerstand zu 
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leisten. Dies können sie nur dann, wenn ein festes Band 
sie mit einander vereint, c 

Dies feste Band sieht Palacky richtig im österreichi- 
schen Staate und erklärt demgemäss: »Wahrlich, existirte 
der österreichische Kaiserstaat nicht schon längst, man 
müsste im Interesse Europas, im Interesse der Humanität 
selbst sich beeilen, ihn zu schaffen, c 

Bei dieser Stelle müssen wir bemerken, dass schon 
am 23. März 1848, also einige Wochen ehe Palacky seinen 
Frankfurter Brief schrieb, in der »Wiener Zeitung« ein 
von Perthaler unterzeichneter Artikel erschien, in welchem 
in gleicher Weise wie später von Palacky, die Nothwen- 
digkeit des Bestandes Oesterreichs ausgesprochen wird, 
wodurch Perthaler berechtigt erscheint, auf die Priorität 
dieses Ausspruches Anspruch zu erheben. Der besagte, 
»Oesterreichs Weltstellung« überschriebene Aufsatz lautet: 
»In der Verschiedenheit der Oesterreich bewohnenden 
Völker liegt dessen weltgeschichtliche Bedeutung, in ihr 
der Keim einer grossartigen Zukunft, durch sie steht es 
einzig da und ist ein nothwendiges Glied in der Kette der 
europäischen Gesellschaft, dergestalt, dass es geschaffen 
werden sollte, wenn es nicht da wäre.« 

Palacky schrieb weiters: »Von den Grenzen Oester- 
reichs muss jeder Gedanke an Republik im Vorhinein ent- 
schieden und kräftig zurückgewiesen werden, denn Oester- 
reich, in eine Menge Republiken und Republikchen aufge- 
löst, wäre der willkommene Grundbau zur russischen Uni- 
versalmonarchie. Oesterreich darf aber auch nicht in 
Deutschland aufgehen, beide Staaten müssen sich neben- 
einander constituiren, ihren bisherigen Bund in ein ewiges 
Schutz- und Trutzbündniss verwandeln und allenfalls noch 
eine Zolleinigung unter einander eingehen.« Die aus Pa- 
lacky's Schreiben hier angeführten Sätze enthalten ein 
patriotisches, gesundes politisches Programm und ist es 
zu bedauern, dass er dasselbe widerrief, als sein innerer 
Wunsch, Oesterreich in eine föderalistische Staaten-Union, 
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in welcher den an Kopfzahl vorherrschenden Slaven die 
erste Rolle zugedacht war, nicht in Erfüllung ging. 

Sein föderalistisches Programm, welches nachträglich 
die Billigung der slavischen Abgeordneten auf dem Reichs- 
tage fand, bestand ungefähr in Folgendem: Das Staats- 
gebiet sollte in vier Gruppen getheilt werden, und zwar 
die polnische mit Krakau, Galizien und der Bukowina, 
die böhmische mit Böhmen, Mähren und Schlesien, die 
deutsch-österreichische mit Oesterreich, Salzburg, Tirol, 
Vorarlberg und Steiermark, und endlich die illyrische mit 
Kärnten, Krain, Küstenland und Dalmatien. 

Landesregierungen sollten sich in Wien, Lemberg, 
Brunn, Prag, Linz, Innsbruck, Graz, Laibach, Triest und 
Zara befinden und an der Spitze einer jeden ein Landes- 
minister mit Ministerialräthen für politische Verwaltung, 
Justiz, Unterricht und Cultus, Landescassa und Industrie 
stehen. 

An die Spitze der Verwaltung eines jeden der ehe- 
maligen Königreiche sollte ein Vicekönig gestellt werden 
und dessen Räthe sollten den Ministertitel führen. Die aus 
directer Wahl hervorgegangenen Landtage, zu welchen je 
15.000 Einwohner einen Deputirten entsenden sollten, 
schickten zum Reichstage je einen Abgeordneten auf 
150.000 Bewohner des Landes. Dem Reichstage blieb der 
Staatsvoranschlag und einige formelle Rechte vorbehalten, 
während den Landtagen die Controle über die Landes- 
verwaltung und die gesetzgebende Gewalt im Allgemeinen 
zuerkannt wurde. 

Die tschechische Prager Deputation hatte in Wien 
ähnliche Wünsche geäussert; die ersten, welche dagegen Ein- 
spruch erhoben, waren die mährischen Stände, welche dem 
Kaiser erklärten, »Mähren sei ein von Böhmen unabhängiges, 
dem Gesammtverbande der Monarchie angehöriges Land« 
und wünsche keine innigere Vereinigung mit Böhmen. 

Hierauf verfasste Palacky im Namen des National- 
Ausschusses eine Proclamation an die Mährer, welche die 
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Versicherung enthält, dass die Böhmen nicht an eine Los-^ 
trennung von Oesterreich denken, denn es sei ihnen wohl 
bewusst, dass ihr, mitten im Continente Europas gelegenes 
Land, weder allein, noch im Vereine mit Mähren und 
Schlesien, sich auf die Dauer als unabhängiger Staat bev 
haupten könne; nur einer Verschmelzung mit den übrigen 
österreichischen Ländern, welche ihrer Natur und Ge* 
schichte widerspräche, wollten sie entgegenarbeiten und 
sich daher mit ihren Stammesbrüdern in Mähren eng ver- 
einigen. Der mährische Landtag ward am 31. Mai 1848 
durch den Fürsten Salm in Anwesenheit von 164 Mit- 
gliedern eröffnet, und schon in der II. Sitzung am 5. Juni 
stellte Adalbert Freiherr v. Widmann den Antrag, die durch 
das kaiserliche Patent vom 28. März 1848 in Aussicht ge- 
stellte Aufhebung der Naturalrobot gegen seinerzeitige Ent- 
schädigung mit I. Juli 1848 factisch durchzuführen. 

Am 3. April, noch vor Zusammenkommen des Land- 
tages, hatte sich der Ständeausschuss mit dieser Angelegen- 
heit beschäftigt und am 12. Mai den durch seine Bericht- 
erstatter Widmann, Chlumetzky, Koller und Streit verfassten 
Bericht angenommen. 

Der Landtag anerkannte am 8. Juli die Dringlichkeit 
des Antrages Widmann's ; eine Commission wurde gewählt, 
um über die Ermittelung der ablösbaren Grundlasten und 
die allgemeinen Principien der Ablösung der patentmässigen 
Naturalrobot zu berichten, und deren Bericht schon am 
16. Juli dem Landtage vorgelegt. 

Hans Kudlich hatte- erst am 25. Juli 1848 im Reichs- 
tage den Antrag auf Abschaffung der Robot gestellt, und 
es gebührt nach den vorangeführten Daten dem mährischen 
Landtage das Verdienst, die Abschaffung der die Land- 
bevölkerung so hart bedrückenden Robot als erster be- 
schlossen zu haben. 

Während in Prag die ruhigen Elemente immer mehr 
in den Hintergrund gedrängt wurden, die Demagogen das 
Volk zu Unordnung, Katzenmusiken und zuletzt zu offener 
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Auflehnung verleiteten, arbeitete der mährische Landtag 
ruhig und würdevoll weiter, ohne dass es den wenigen 
dort sitzenden nationalen Agitatoren gelungen wäre, Einr 
fluss auf den Gang der Verhandlungen zu gewinnen. Die 
Zahl der nationalen Chauvinisten war eine verschwindend 
kleine, so dass deutsche und slavische Abgeordnete im 
besten Einvernehmen zusammen an der Regelung und 
Ordnung der neuen Verhältnisse des Landes arbeiteten. 
Am 20. Juni wurde eine 30gliedrige Commission mit der 
Ausarbeitung eines Entwurfes für die neue Landesverfassung 
betraut Ein Antrag, welcher dahin zielte, die unbeschränkte 
Verbreitung von Flugblättern und Pamphleten zu regeln, 
fand besonders an dem Grafen L. Belcredi einen heftigen 
Gegner. Er erklärte, man solle auf Verhandlung dieses 
Antrages gar nicht eingehen, da eine freie Presse, das 
kostbarste Gut der Freiheit, durchaus nicht beschränkt 
werden dürfe und es ihm undenkbar erscheine, wie das 
Heiligthum der Volksvertretung sich zu einer wie immer 
gearteten Censur herabwürdigen sollte. 

Am 12. August beschloss der Landtag über Antrag 
des Referenten der Verfassungscommission, Peter Ritter 
von Chlumetzky, mit überwältigender Stimmenmehrheit die 
Selbstverwaltung Mährens, insoweit diese mit einem starken 
Oesterreich vereinbar ist, und acceptirte als ersten Para- 
graph der neuen Landesverfassung den Grundsatz: »Mähren 
ist ein selbstständiges, nur mit der Krone Oesterreich und 
zwar organisch verbundenes Land.« 

Hierdurch sanctionirte der Landtag den schon früher 
erwähnten Protest der mährischen Stände gegen die Prager 
Vereinigungswünsche. 

In der Debatte über Paragraph i hatte der Abge- 
ordnete Gibulka seine Zustimmung zu demselben durch 
historische Daten, welche für die Selbstständigkeit Mährens 
sprechen, begründet, worauf Graf L. Belcredi das Wort 
ergriff. Durch Citate für und gegen, sagte er, wird der 
eigentliche Zweck verrückt und an Stelle der grossen, 

Skene, Slavisch-nationale Bewegung. n 
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erhabenen Begriffe eines einigen Oesterreichs das Fiick- 
werk einer glücklicherweise vergangenen Zeit gesetzt. Es 
werde aus dem Trödelmarkt vergilbter, durch alte Perga- 
mente kaum zusammengehaltener Kronen , eine einzige 
herrliche Krone, und an Stelle der alten historischen 
Streitigkeiten Einigkeit, Brüderlichkeit und Freiheit ver- 
herrlichend und versöhnend treten. 

Am 14. August gelangte Paragraph 2, »dem slavischen 
und dem deutschen Volksstamme des Landes ist die Un- 
verletzlichkeit seiner Nationalität und die gleiche Berechti- 
gung gewährleistet«, und Paragraph 3, »das Land Mähren 
behält sein bisheriges Wappen: im blauen Felde ein von 
Gold und rother Farbe geschachteter, rechtssehender, ge- 
krönter Adler, als Landeswappen. Die Landesfarben sind 
gold und roth« zur Annahme. 

Herrschten auch zwei Sprachen in Mähren, so waren 
doch die Abgeordneten und die ganze Bevölkerung nur 
von einem Patriotismus beseelt und kam es daher zwischen 
Deutschen und Slaven zu keinen ernsten Streitigkeiten, 
insbesondere deshalb, weil beide dem für jeden Staat mit 
mehrsprachiger Bevölkerung unentbehrlichen Grundsatze 
Anerkennung zollten, dass jede Nationalität ihre nationalen 
Gefühle in gewissem Maasse dem Gesammtzwecke unter- 
ordnen müsse. 



V. 

Während in Mähren, dank der Mässigung aller Be- 
völkerungsclassen , mit vereinten Kräften an der neuen 
Landesverfassung gearbeitet wurde, eilten in Präg die sich 
immer mehr verwickelnden Verhältnisse, trotz aller Be- 
mühungen der deutschen und slavischen gemässigten Ele- 
mente, die Ordnung aufrecht zu erhalten, einer blutigen 
Entscheidung entgegen. Wir haben schon erwähnt, dass 
im National-Ausschusse die gemässigte Partei in Folge der 
Bemühungen Palacky's und seiner Anhänger von neuem 
die Mehrheit erlangt hatte. Ein grosser Theil des wieder 
zu ruhiger Besinnung gekommenen Adels und der Geist- 
lichkeit hatte Palacky hierbei unterstützt. Aber die über 
ihre unerwartete Niederlage grollenden Demagogen dachten 
nicht daran, sich ruhig zu fügen. Friö, der in seinen 
Memoiren genaue Aufzeichnungen über ihre Vorbereitungen 
zum Aufstande gibt und die Thätigkeit jedes seiner Ge- 
sinnungsgenossen genau verzeichnet, liefert den Beweis, 
dass sie nicht nur entschlossen waren, ihre Pläne mit Ge- 
walt durchzusetzen, sondern dass sie keine Gelegenheit 
versäumten, sich im Volke entschiedene Bundesgenossen 
zu werben. Die vom Kaiser bewilligte Volksbewaffnung 
wurde in Prag planlos durchgeführt; es entstanden mehrere 
Corps, in welche sich nach eigenem Belieben einreihen 
konnte, wer wollte. Die Studentenlegion umfasste anfangs 
alle Studenten der Universität und Technik, die deutschen 
Künstler und Schriftsteller bildeten auf Veranlassung des 
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Grafen Franz Thun eine eigene Nationalgarde-Abtheilung 
unter dem Namen Concordia, während die Besucher der 
Wenzelsbad -Versammlungen eine Abtheilung mit tschechi- 
schem Commando unter dem Namen Swornost formirten 
und Baron Villani, einen ehemaligen Officier und Zögling 
der Wiener-Neustädter Militärakademie, zu ihrem Führer 
wählten. Später entstand die bewaffnete Abtheilung der 
Slavia, welcher sich viele tschechische Studenten, aus der 
Legion austretend, anschlössen. Den ersten Anstoss zum 
Ausbruche nationaler Reibungen gaben die schwarz-roth- 
goldenen Abzeichen, welche die Deutschen, um damit ihren 
Wunsch nach einem innigeren Anschluss an Deutschland 
kundzugeben, trugen, wogegen die Tschechen remonstrirten. 
Die Deutschen fügten sich der Ermahnung des National- 
Ausschusses, den Frieden durch Tragen der reichsdeutschen 
Farben nicht zu stören, und legten die Abzeichen ab. Die 
Tschechen aber, welche sich bis dahin mit den Landes- 
farben weiss-roth geziert hatten, fügten nun, um ihren 
Sympathien für das Grossslaventhum Ausdruck zu geben, 
auf ihren Abzeichen noch die blaue Farbe hinzu und be- 
festigten an ihren Mützen kleine versilberte Dreschflegel, 
wohl um anzudeuten, dass sie selbst Dreschflegel-Argu- 
menten nicht abhold seien. 

Um Ostern kam der Slovake Ljudewit btur nach Prag, 
wo er mit dem Führer der Repealisten, dem Wmkelschreiber 
Gauö, einen Plan für die Organisation der nationalen Kräfte 
ausarbeitete, nach welchem durch Gründung von, über das 
Land verbreiteten Vereinen, die den Namen Slowanska 
Lipa erhalten sollten, ein gemeinsames Zusammenwirken 
der Slaven in allen österreichischen Ländern erreicht wer- 
den könnte. 

Am 30. April wurde in einer Volksversammlung im 
Wenzelsbade der Plan Stur's angenommen und als ein 
sicheres Mittel erklärt, durch welches auf demokratischer 
Basis ein Schutzbündniss aller österreichischen Slaven an- 
zustreben sei. 
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Stur und Gaui beredeten Palacky, Rieger, §afafik, die 
Idee des Slavencongresses durchzuführen, und am i. Mai 
erschien der Aufruf mit der Einladung an alle Slaven, sich 
in Prag zu versammeln. 

Denselben unterzeichneten ausser den Vorgenannten 
noch Ritter von Neuberg, die Grafen Hans Kolowrat, Jos. 
Math. Thurn und Albert Deym. 

Karl Hawli^ek wurde nach Krakau gesendet, um die 
Polen darüber zu beruhigen , dass man in Prag nicht 
russenfreundlich gesinnt sei, und sie zur Beschickung des 
Congresses zu vermögen. Dieselben erklärten vorsichtig, 
sie würden kommen, wenn sie sicher wären, dass in Prag 
über die slavischen Angelegenheiten im Allgemeinen und 
über die österreichischen insbesondere verhandelt würde. 

Hawlidek schrieb, die Polen verlangen dies, weil es 
nöthig sei, darüber nachzudenken, was in dem Falle zu 
geschehen hätte, dass die gewaltsame Zerreissung Oester- 
reichs, welche die Tschechen allein auch nicht verhindern 
könnten, einträfe. 

General Dembinski schrieb von Breslau aus, wo die 
polnischen Emigranten sich versammelten, an den Grafen 
Jos. Math. Thurn im Namen der polnischen Emigration, 
man sollte sich auf dem Congresse vor Allem bemühen, 
eine Aussöhnung zwischen den Magyaren und Südslaven 
herbeizuführen, um Europa vor der drohenden Macht Russ- 
lands zu bewahren. 

Zu dieser Anschauung gab auch der russische Flücht- 
ling Michael Bakunin seine Zustimmung, aber der Rath 
konnte in Prag nicht befolgt werden, weil die Ungarn 
bereits Mitte Mai, mit Bewilligung des Palatins Erzherzog 
Stephan, eine Deputation nach Frankfurt gesendet hatten, 
mit dem Anerbieten einer Allianz der Magyaren und 
Deutschen gegen die Slaven. 

Die Ungarn kannten ihre Feinde und hatten die 
Drohung nicht vergessen, welche Ljudewit Gaj, ein Ge- 
sinnungsgenosse des panslavistischen Schwärmers Kollar, 
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auf dem Pressburger Landtage 1840 dem Patrioten Deak, 
der ihre panslavistischen Umtriebe verwarf, zugerufen hatte; 
Gaj sagte damals; »Die Magyaren sind eine Insel im sla- 
vischen Ocean. Ich habe den Ocean nicht geschaffen, 
noch seine Wogen aufgewühlt; Ihr aber seht Euch vor, 
dass sie nicht über Eueren Häuptern zusammenschlagen 
und Euch vertilgen.« Die Ungarn haben sich seither vor- 
gesehen und sind heute ihrem Ideale, in Ungarn eine 
einheitliche Nation heranzubilden, schon sehr nahe gerückt. 

In Präg kam es im Mai zu Arbeiterdemonsti'ationen und 
nahmen die Repealisten, besonders durch Friß und Karl 
Sladköwsky, einem von französisch-modernen, socialistischen 
Ideen erfüllten jungen Menschen, angeeifert, lebhaft für die 
Arbeiter Partei, um die strikenden Kattundrucker und die 
Arbeiterschaft im Allgemeinen für sich zu gewinnen. Der 
literarisch-politische Verein »Slaviac, welcher schon am 
13. Mai die tschechischen Studenten zum Beitritt aufgefor- 
dert und so seine Mitgliederzahl bedeutend vermehrt hatte, 
entwickelte nun unter dem Vorstande des Studenten der 
Medicin, Du§an Lambl, die grösste agitatorische Thätig- 
keit; die Mitglieder wurden bewaffnet und erhielten thea- 
tralische Uniformen; eip internationales Agitations- und 
ein Kriegscomitö wurden gewählt und der damals zwanzig^ 
jährige Friß zum Commandanten der bewaffneten Macht 
der »Slavia« ernannt. Die Aufgabe dieser war, der »Slavia« 
als Schutztruppe zu dienen und als Vertheidiger nicht nur 
der tschechischen, sondern überhaupt der slavischen Politik 
aufzutreten. Die Mitglieder der »Slavia« exercirten fleissig 
und nahnien noch flisissiger an den damals so sehr in 
Mode stehenden Katzenmusiken für politisch ihissliebige 
Personen theil. 

Im Mai entschloss sich die Regierung endlich, den 
schwachen Grafen Stadion abzuberufen und zwei enerr 
gische Vertrieter nach Prag zu senden, und zwar den 
Fürsten Windischgrätz als Commandirenden und den 
Grafen Leo Thun als Statthalter, Dem Vorgänger des 
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Letzteren brachte die »Svomost« bei seiner Abreise, um 
ihr Missfallen über die Ernennung Thun's auszudrücken, 
ein Abschiedsständchen. Nun wurde Fürst Lobkowitz zum 
Commandanten der Nationalgarde ernannt und die Auf- 
lösung des Vereines »Svornost« angeordnet. Die Ordnung 
wäre wohl in Prag aufrecht erhalten worden, wenn nicht 
die in Wien ausgebrochenen anarchischen Zustände am 
17. Mai den Kaiser Ferdinand I. zur Flucht nach Inns- 
bruck genöthigt und die Stellung des Ministeriums er- 
schüttert hätten. Die Actionsfreiheit desselben schien durch 
die Herrschaft der Volkmassen gehemmt und Graf Thun 
sah sich genöthigt, den Wünschen des Nationalausschusses 
theilweise zu entsprechen; zwar widersetzte er sich der 
Aufstellung einer unabhängigen provisorischen böhmischen 
Regierung, welche ihm der Nationalausschuss vorschlug, 
aber er berief Vertrauensmänner unter dem Titel »Na- 
tionalrath« zusammen, und zwar die Grafen Albert Nostiz 
und Wurmbrand, Dr. Strobach, Palacky, Dr, Rieger, 
Dr. Brauner, Borosch und Herzig. Das Ministerium ver- 
weigerte dieser Massnahme die Bestätigung, worauf Graf 
Thun den Dr. Rieger und Grafen Nostiz nach Innsbruck 
zum Kaiser sandte, um die allerhöchste Sanction für sein 
Vorgehen zu erlangen. 

Der neue. Nationalrath kam aber nicht mehr dazu, 
eine erspriessliche Thätigkeit zu entfalten, und löste sich 
auf, noch ehe die Deputation aus Innsbruck zurückkehrte, 
da der Aufstand schon ausgebrochen war. Die Führer des 
tschechischen Proletariats beschleunigten nämlich ihre revo- 
lutionären Schritte, um baldigst die Oberhand in Prag zu 
gewinnen und um womöglich ihr Ziel noch früher zu er- 
reichen, als Fürst Windischgrätz, von dem sie wussten, 
dass er sofort nach seinem Eintreffen in Prag Anordnungen 
erlassen hatte, um Truppen aus der Provinz herbeizuziehen, 
diese Verstärkungen erhalten haben würde. 

Fürst Windischgrätz consignirte die Truppen in den 
Kasernen, führte strenge Disciplin ein, liess Patrouillen 
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durch die Gassen streifen und zeigte durch diese Vorkeh- 
rungen deutlich seine feste Absicht, die Ordnung der Stadt 
nöthigenfalls mit Waffengewalt aufrecht zu erhalten. Die 
deutsche Bevölkerung hatte ihm durch eine Deputation 
versichern lassen, dass sie bereit sei, ihn in diesem Be- 
streben kräftig zu unterstützen. Diese Vorgänge waren 
aber durchaus nicht nach dem Geschmacke der Schwärmer 
für zügellose Freiheit, und Karl Hawlißek fragte in den 
>Narodni Noviny« höhnisch, ob wohl solche Vorbereitungen 
mit der Eröffnung des Landtages in Verbindung zu bringen 
seien? Die Führer der Repealisten hielten eifrig Versamm- 
lungen in ihrem Clublocale im Gasthaus »zur Waage*, 
um Alles in Bereitschaft zu haben, die etwaige Gewalt- 
anwendung von Seite des Militärs ihrerseits mit Gewalt 
zurückweisen zu können. Sie stellten zuerst die Elemente, 
auf deren Unterstützung sie rechnen konnten, zusammen, 
um sich über die Zahl der zur Verfügung stehenden 
Kräfte klar zu. werden. Hierbei wurden die Mitglieder der 
»Slavia«, die Studenten der Technik, die Cohorte der phi- 
losophischen Facultät, ferner ein Theil der Mediciner und 
der »Svornost«, als der Sache der Repealisten unbedingt 
ergeben, verzeichnet. Verlässliche Bundesgenossen schienen 
ihnen der grösste Theil der Arbeiterschaft, voran Tyl mit 
seinen Podskalaken, und endlich hofften sie, dass es dem 
Einflüsse des Winkelschreibers Gauö und des Salzhändlers 
und Demagogen Emanuel Arnold gelingen würde, ihre 
Anhänger unter der Landbevölkerung, sobald es noththäte, 
nach Prag zu bringen. Das letztere wurde besonders für 
die Zeit des bevorstehenden Ländtages geplant, welcher 
durch imposante Massendemonstrationen zu radicalen Be- 
schlüssen und vor Allem zur Aufhebung der Robot, ohne 
Entschädigung an die Grundbesitzer, gezwungen werden 
sollte. Schon früher hatten die Repealisten Detailpläne 
von Prag angeschafft und auf denselben, an den vom Mi- 
litär besetzten Höhen und Befestigungen, jene Stellen genau 
bezeichnet, welche schwach geschützt, leicht zugänglich 
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oder erstürmbar wären. Weiters wurde Geld gesammelt, 
um Munition dafür anzuschaffen, das Local des Repeal 
als Hauptquartier bestimmt und jedem der Führer für den 
Fall des Ausbruches von Unruhen ein eigener Posten an- 
gewiesen, wo er den Befehl über eine Abtheilung zu 
führen hätte. Friß erhielt die Aufgabe, mit der ihm unter- 
stehenden Abtheilung der »Slavia« das Clementinum zu 
besetzen. Zugleich wurde beschlossen, während der Dauer 
des Slavencongresses womöglich einen Zusammenstoss mit 
dem. Militär zu vermeiden. Während sich später gewisse 
Kreise bemühten, die Meinung zu verbreiten, der Aufstand 
in Prag sei durch Agents provocateurs und fremde politische 
Emissäre hervorgerufen worden, erklärt Friö feierlichst, 
dass dies durchaus nicht der Fall gewesen; er und seine 
Gesinnungsgenossen seien von Niemandem aufgehetzt oder 
verleitet worden, weder durch Regierungsagenten noch durch 
Gäste des Slavencongresses, und am allerwenigsten durch 
magyarische, französische oder internationale Emissäre; die 
Studenten, welche von Wien den Pragern am 13. Juni zu 
Hilfe eilen wollten, wurden in Brunn aufgehalten und ent- 
waffnet. Am I. Mai war von Prag aus die Einladung an die 
Slaven aller Länder ergangen, sich in dieser Stadt anfangs 
Juni 1848 einzufinden. Der Antrag der gemässigteren Natio- 
nalen, nur die österreichischen Slaven zusammenzurufen, 
war in der Minderheit geblieben. Am 30. Mai trafen die 
meisten slavischen Gäste in Prag ein und wurden mit 
Jubel empfangen. Die erste Versammlung fand am 
2. Juni statt, Palacky, zum Vorsitzenden gewählt, eröffnete 
den Congress, zu welchem einschliesslich der Einheimi- 
schen, 320 Slaven erschienen waren. Nach ihm sprachen 
Fürst Lubomirsky, als Vicepräsident, Dr. Dwolaöek, als 
Vertreter der Wiener Tschechen, dann Professor Johann 
Koubek, welcher seine Ansicht dahin äusserte, dass die 
Gemeinsamkeit der Slaven, bisher nur auf dem Gebiete 
der Literatur gepflegt, sich im Laufe der Zeit natürlich in 
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eine politische verwandeln müsse. Zum Schlüsse hielt Sa- 
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faKk eine schwungvolle, poetische Rede, mit dem Satze 
endend: *Aus der Sclaverei gibt es ohne Kampf keinen 
Weg zur Freiheit, entweder Sieg und eine freie Nationa- 
lität oder ein ehrenvoller Tod und nach dem Tode Ruhm ! « 
(Slava.) Der Congress theilte sich in mehrere Sectionen 
und es kam schon in der ersten unter dem Vorsitze Sa- 
faKk's abgehaltenen Versammlung der tschecho-slavischen 
Section zu unliebsamen Auftritten, die bewiesen, dass für 
Mässigung und Loyalität dort kein Raum vorhanden sei. 
Palacky stellte in verständiger Weise den Antrag, an 
die Spitze des gemeinsamen Programmes, als hauptsäch- 
lichstes Ziel der Zusammenkunft des Congresses, die Er- 
haltung der österreichischen Monarchie zu setzen. Kaum 
hatte er diesen Antrag verlesen, so wurde er auch schon 
von der Mehrheit der Anwesenden tumultuarisch nieder- 
geschrieen, und Palacky sah sich veranlasst, den Sitzungssaal 
voll Unwillen zu verlassen, worauf bafaKk die weitere Ver- 
handlung für eine geheime erklärte. Am 4. Mai wurde in 
der Versammlung des Congresses das von den Gemässigten 
ausgearbeitete, nur die Ansprüche und Interessen der 
österreichischen Slaven behandelnde Programm durch 
Uebereinkommen der radicalen Tschechen, Polen und 
Südslaven geworfen und entschiedene Revolutionäre, wie 
Libelt, Bakunin, Stur und Lubomirsky, erhielten von der 
Mehrheit den Auftrag, ein neues panslavistisches Programm 
auszuarbeiten. Der Statthalter Graf Thun und Fürst Win- 
dischgrätz waren zweifellos von den Vorgängen auf dem 
Congresse gut unterrichtet, und Letzterer beeilte sich, seine 
militärischen Vorbereitungen so rasch als möglich zu ver- 
vollständigen, insbesondere einige Batterien kampfbereit 
zu machen. In den »Narodni Nowiny« war am 9. Juli, 
als Zeichen, wie sehr die latente Aufregung gestiegen war, 
zu lesen: »Hier herrscht jetzt Stille — aber die Stille vor 
dem Sturme!« Am ii. Juni erhielten die fremden Theil- 
nehmer des Slavencongresses vom Commandanten der 
Nationalgarde, Fürsten Lobkowitz, den Befehl, Prag ohne 
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Aufschub zu verlassen, aber keiner von diesen zeigte Lust 
zn gehorchen. 

Am 15. Juni sollte der böhmische Landtag zusammen- 
treten, am 17, die nach Innsbruck gesendete Deputation 
nach Prag zurückkehren; von dieser verlautete, dass 
sie die Bewilligung vieler, dem Kaiser vorgebrachter 
Wünsche mitbringe, aber schon am 12. Juni Vormittags 
traten die blutigen Ereignisse ein, welche den Zusammen^ 
tritt des böhmischen Landtages verhinderten. Die kaiser- 
iichen Concessionen kamen nicht . mehr zur Putlication. 

Es ist bei Aufständen, Krawallen oder Schlägereien 
stets eine müssige Sache, feststellen zu wollen, wer den 
ersten Schlag geführt, Thatsächlich war die Bevölkerung 
in grosser Aufregung, durch Volksversammlungsredner 
und Journale verhetzt, auch das provocirende Auftreten 
der tschechischen Ultras ist nicht zu leugnen; anderseits 
waren durch fortwährende Katzenmusiken und Tumulte 
die Behörden, und die ruheliebende Bevölkerung in hohem 
Grade erbittert. Von dem Augenblicke an, wo es am 
12. Juni zum Zusammenstosse zwischen dem tschechischen 
Proletariat und dem Militär vor dem Generalcommando 
kam, bis zur gewaltsamen Niederwerfung des Aüfstandes 
haben sowohl Fürst Windischgrätz, als Graf Leo Thün 
ebensoviel Muth als Mässigung bewiesen. An dem Baue 
und der Vertheidigung der Barrikaden . betheiligten sich 
viele Theilnehmer des Slaveneongresses, u. a, Bakunin, 
der früher russischer Artillerie-Officier gewesen war, ferner 
Hurbah,'.Stür, Bloudek und Zach. Ein Versuch, eine Aus- 
söhnung mit dem Militär herbeizuführen,, und die Ordnung, 
nachdem der, von den . Studenten gefangengenommene, 
Statthalter Graf Thun durch Palacky's und Safarik's Ver* 
mittlung freigelassen worden war, ohne weiteres Blutver* 
giessen wiederherzustellen, war dem Gelingen nähe, als 
leider die, zwischen der Stadt und dem Militär getroffenen 
Abmachungen, von den nationalen Ultras und den tsche- 
chischen Studenten in zuchtloser Weise verletzt wurden. Erst 
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hierauf entschloss sich Fürst Windischgrätz Prag zu bom- 
bardiren, wodurch der Aufstand ein rasches Ende fand. 
Von den eigentlichen Anstiftern und Aufwieglern des 
Volkes hatte, obgleich die Phrase, bis zum letzten Bluts- 
tropfen auszuharren, unzählige Male wiederholt wurde, kein 
einziger sein Leben eingebüsst, während Hunderte braver 
Soldaten in Erfüllung ihrer Pflicht gefallen waren, sowie 
auch viele irregeleitete Arbeiter ein blutiges Ende gefunden 
hatten. 

Nachdem in Wien die Revolution durch Fürst Win- 
dischgrätz unterdrückt und der Reichstag nach Kremsier 
verlegt worden war, versuchten die tschechischen Abge- 
ordneten nochmals, das föderalistische Programm Palacky's, 
welches wir schon früher erwähnten, durchzusetzen. Der 
Reichstag wurde aufgelöst und die nationalen, sowie die 
politischen Pläne der Tschechen unter dem wiedererstan- 
denen Regierungsabsolutismus zu einem mehr als zehn- 
jährigen unfreiwilligen Schlummer verurtheilt. 

Und als im Jahre 1860 die constitutionellen Regierungs- 
formen eine freiere politische Meinungsäusserung gestatteten, 
begann abermals der Kampf um Wiederherstellung des böh- 
mischen Staates und wird derselbe bis heute weitergeführt. 
Die Hoffnung der Tschechenführer, dass ihr Volk nochmals 
eine bedeutende selbstständige politische Rolle spielen, oder 
auf den Gang der Ereignisse in Europa eine unmittelbare 
Einwirkung ausüben werde, wie es vor Jahrhunderten zeit- 
weise der Fall war, wird sich wohl nimmer erfüllen, denn 
die Zeiten der Neugründung kleiner unabhängiger Völker- 
staaten in Europa sind vorbei. Damals als die Tschechen 
das grösste Ansehen in Europa hatten, bestanden daselbst 
viele kleine unabhängige Staaten nebeneinander, von denen 
zunächst jeder nur mit seinem Nachbar zu thun hatte, so 
dass Feindseligkeiten unter ihnen nur sehr langsam und 
allmählich das Interesse der entfernter liegenden Staaten 
erregten oder berührten. So konnte auch ein weniger 
volksreicher Staat wie Böhmen, mit mehreren seiner 
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nächsten Nachbarn zugleich kämpfend, freilich nur mit 
grossen Opfern, welche beinahe zum Verbluten der Tsche- 
chen führten, Erfolge erringen und auf die europäischen 
Angelegenheiten einwirken. Die politische Gestaltung 
Europas hat sich seither bedeutend geändert; an Stelle 
der vielen kleinen sind wenige grosse Staaten getreten, 
welche in regstem Verkehre unter einander, aufmerksam 
jede politische Veränderung beachten und, durch das Ge- 
wicht ihrer Völkermassen, stets zum Kampfe bereit, das 
europäische Gleichgewicht zu erhalten bestrebt sind. 

Solchen Anforderungen können aber nur mächtige, 
einheitlich organisirte Staaten entsprechen, in welchen ein 
einheitlicher Wille herrscht, niemals aber eine schwache 
föderative Staatenverbindung, in welcher die Sonderinter- 
essen der einzelnen Staaten stets mit den Interessen des 
Gesainmtstaates coUidirend, eine grosse Machtentfaltung 
des letzteren erschweren. Schliesslich mögen die west- * 

liehen und südlichen Slaven nicht vergessen, dass die Ein- 
führung von Gleichförmigkeit in allen Theilen des Reiches '^^ 
das Hauptprincip der russischen Regierung bildet, und jene 
Schwärmer, welche eine Vereinigung aller Slaven unter 
dem russischen Scepter träumen, die grössten Feinde der 
einzelnen slavischen Sprachen und der individuellen Natio- 
nal-Existenz der 25 Millionen ausserhalb der Grenzen Russ- 
lands lebenden Slavenstämme sind, da eine solche Ver- 
einigung ihre nationale Existenz sicher vernichten würde. 
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VI. 

Blickt man auf alle im Vorstehenden geschilderten 
Ereignisse zurück, so ersieht man, dass es den tschechi- 
schen Patrioten in einem verhältnissmässig kurzen Zeit- 
räume gelang, den slavischen Volksstamm in Böhmen aus 
einem Zustande tiefer nationaler Lethargie zu erwecken, 
die tschechische Sprache durch unermüdliche literarische 
Thätigkeit auf eine hohe Stufe der Ausbildung zu bringen 
und der tschechischen Nationalität eine angesehene Stellung 
unter den Culturvölkern zu gewinnen. 

Das Ideal, welches den Freunden des slavischen Volks- 
thums fünfzig Jahre früher vorschwebte, die geistige Wieder- 
erstehung der Tschechen, hat sich als erreichbar erwiesen, 
ja die Erfolge des nationalen Strebens haben die Erwar- 
tungen und Wünsche der meisten unter ihnen übertroffen. 
Der Tschechismus, in weite Kreise der Bevölkerung ver- 
breitet, bewies grosse Lebensfähigkeit. 

Eine so rasche Entwicklung und Ausbreitung der 
tschechischen Nationalität wäre wohl in keinem anderen 
europäischen Staate als in Oesterreich möglich gewesen. 
Nicht nur, dass die Regierung die nationalen Bestrebungen 
der Slaven eher beförderte, als hemmte, auch die centra- 
listische Regierungsform, wie solche bis zum Jahre 1848 
bestand, bildete für die freie Entwicklung der tschechischen 
Nationalität kein Hinderniss. Die eigenthümliche Zusammen- 
setzung der Bevölkerung Oesterreichs aus vielen national 
verschiedenen Volksstämmen, von denen keiner an Kopf- 
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zahl für sich, den anderen zusammengenommen, überlegen 
ist, schliesst die nationale Majorisirung oder Aufsaugung 
der einzelnen Nationalitäten durch einen einzelnen Volks- 
stamm aus. Die Tschechen hätten alle Ursache damit 
zufrieden zu sein, dass das Schicksal ihnen einen Platz in 
einem Staate angewiesen hat, wo sie, friedlich neben den 
anderen Volksstämmen lebend, wie dies durch deren rasches 
Aufblühen im XIX. Jahrhunderte erwiesen scheint, die 
Ueberzeugung gewonnen haben müssen, dass ihre Natio- 
nalität nicht gefährdet sei, ja sich im Gegentheil gerade 
hier sehr gut entwickeln könnte. 

Hätten geschichtliche Vorgänge zu einer dauernden 
staatlichen Verbindung Böhmens mit Deutschland geführt, 
so wäre die Bevölkerung germanisirt worden, eine Ver- 
einigung mit Polen würde die Polonisirung, die Zugehörig- 
keit zu Russland die Russificirung Böhmens zur Folge 
gehabt haben. Denn die grosse Ueberzahl einer national 
einheitlichen Bevölkerung in diesen Staaten musste bei der 
verhältnissmässig geringen Zahl der Tschechen gerade so 
zu einer nationalen Absorbirung der letzteren führen, wie 
z. B. in der Gegenwart eine Aufsaugung der deutschen 
Stämme an der Ostsee durch Russland stattfindet. Wir 
haben schon anderen Orts erwähnt, dass man es allgemein 
als ein natürliches Recht jedes einzelnen Menschen ansieht, 
seine geistigen und physischen Anlagen unbehindert zu 
entwickeln, insoweit er hierbei seinen Mitmenschen oder 
dem Staate nicht schadet. Das gleiche Recht dürfen ge- 
wiss auch die Nationalitäten für sich in Anspruch nehmen, 
natürlich auch nur mit der Einschränkung, dass die natio- 
nalen Bestrebungen nicht eine Richtung einschlagen, welche 
die Einheit und Machtstellung des Staates gefährdet oder 
das friedliche Zusammenleben mit den Angehörigen der 
anderen Nationalitäten im Staate unmöglich macht. Mit 
bürgerlichen und politischen Rechten in gleichem Masse aus- 
gestattet, machen in der Gegenwart die einzelnen Nationali- 
täten von dem erwähnten, nun auch in der Verfassung gewähr- 
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leisteten Rechte vollen Gebrauch , und entwickeln ihre 
Eigenart auf geistigem Gebiete, in Kunst, Wissenschaft und 
Literatur unbehindert unter dem Schutze des Staates. Gerade 
das unerwartet rasche Aufblühen der tschechischen Natio- 
nalität in der Monarchie zeigt, wie günstig die Verhältnisse 
in derselben für die geistige Entwickelung der Tschechen 
sich gestalteten, und sollte dies, da keine Gefahr vorhanden, 
dass sie die nationalen Errungenschaften wieder verlieren 
könnten, einen Grund bilden, das Änhänglichkeitsgefühl 
an die Monarchie in ihnen zu befestigen. Die nationale 
tschechische Bewegung aber hatte kaum das politische Gebiet 
betreten, als selbe sofort mit Aspirationen auftrat, welche 
die Einheit des Staates gefährdeten; ihre Anhänger ver- 
langten die Erneuerung des böhmischen Staates mit aus- 
gesprochen slavischem Charakter, und vergassen dabei 
erstens, dass dieser Staat in früherer Zeit keine Lebens- 
fähigkeit bewiesen hatte, weil derselbe zu klein war, um 
seine Selbstständigkeit behaupten zu können, und zweitens, 
dass die Millionen deutscher Bevölkerung dieses Staats- 
gebietes niemals zugeben würden, dass man dasselbe als 
ein rein slavisches ansehe, und die Deutschen gewiss ebenso- 
wenig zur Slavisirung gezwungen werden könnten, als zur 
Zeit Kaiser Josefs IL die Tschechen zur Germanisirung. 
Erscheint bei der gegenwärtigen Zusammensetzung der 
Bevölkerung Oesterreichs jedem Volksstamme die Möglich- 
keit, seine Nationalität zu bewahren, gesichert, und bildet 
die Abwesenheit eines Volksstammes, der stark genug wäre, 
die anderen zu absorbiren, die beste Garantie gegen eine 
Verletzung der einzelnen Nationalitäten, so müsste im 
Falle einer Verschiebung dieser Verhältnisse für einzelne 
Volksstämme eine Gefahr eintreten. Palacky's föderalisti- 
sches Staatsproject zielte auf solch eine Verschiebung 
hin. Ihm war es nicht darum zu thun, ob die constitu- 
tionelle Monarchie oder der Staatenbund an und für 
sich die bessere Staatsform sei; seine und die Bestrebungen 
seiner Anhänger gingen dahin, eine Staatsform zu con- 
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struiren, durch welche in dem neuen staatlichen Gebilde den 
Slaven die überwiegende ausschlaggebende Majorität für 
immer gesichert würde. Dies erkannten die Deutschen in 
Oesterreich, und da sie ihre nationale Existenz gefährdet 
sahen, erhoben sie energischen Widerstand gegen Palacky's 
Programm, dessen Durchführung die Tschechen in beinahe 
unveränderter Form noch heute anstreben. 

Merkwürdig in der Entwicklungsgeschichte der natio- 
nalen Bestrebungen ist die Erscheinung, dass viele von 
den nationalen Führern während ihrer politischen Lauf- 
bahn ihren tschechischen Patriotismus verloren und, in 
pansl avistische Schwärmereien verfallend, bereit waren, 
der Erreichung des ihnen vorschwebenden panslavisti^ 
sehen Phantoms die grössten Opfer, selbst das Opfer 
der eigenen Religion, der tschechischen Sprache und 
Schrift zu bringen. 

Zwischen Russen, Croaten und den Tschechen zeigt 
sich ein nationaler Unterschied, der bedeutend grösser ist, 
als jener, welcher zwischen Engländern, Holländern und 
Deutschen besteht. Die letzteren stammen alle von einer 
gleichen Völkergruppe, ihre Sprachen haben untereinander 
grosse Aehnlichkeit, ausserdem besitzen sie gleiche Re- 
ligion und Schrift. Niemals aber fällt es einem Engländer 
oder Holländer ein, sich in Erinnerung der gemeinsamen 
Abstammung in der grauen Vorzeit »Indogermane« zu 
nennen, während die Tschechen, trotzdem die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Slavenvölkern viel bedeutender 
sind, so sehr an dem Namen »Slaven« Gefallen finden, 
dass sie darüber oft den Tschechen vergessen. Der Publicist 
Karl Hawlidek wurde, als er einmal in einem Augenblicke 
ruhiger Ueberlegung die Erklärung abgegeben hatte, dass 
er sich als Tscheche fühle, nicht aber als Slave, von seinen 
Freunden auf das heftigste angegriffen, und das gleiche 
begegnete manchem anderen Patrioten, welcher dieselbe 
Ansicht aussprach. Palacky bewahrte seinen tschechischen 
Standpunkt lange Zeit, aber auch er verkündete in seinem 
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politischen Vermächtnisse seine Bekehrung zum Pansla^ 
vismus, obgleich die Verschmelzung der vielen Slaven- 
stämme zu einem Volke gewiss nur mit dem Aufgebote 
äusserster Gewalt durchzuführen wäre, und er selbst im 
Jahre 1848 erklärt hatte, dass er eine russische Universal- 
monarchie als das grösste Unglück und die schrecklichste 
Gefahr für die Civilisation Europas ansehe. 

Im Jahre 1871 schrieb Palacky, er sei vollkommen 
überzeugt, dass die grosse Mehrzahl der Deutschen selbst 
in Böhmen mit den Tschechen in Frieden leben wolle 
und den Umtrieben der fanatisirten Minderzahl fremd 
gegenüberstehe; auch könne er nicht glauben, dass jener 
humane Sinn, der alle Menschen ohne Unterschied der 
Abstammung und Sprache mit Wohlwollen umfasst, bei 
den Deutschen bereits erloschen sei. 

Trotz dieser für die Deutschen günstigen, die Mög- 
lichkeit einer Verständigung gewiss nicht absprechenden 
Meinung und obgleich er auch schon früher die hohe 
Culturstufe derselben, ihren geschichtlichen Vorsprung und 
Vorrang in Civilisation, Gesittung und Bildung anerkannt 
hatte, rieth er im Jahre 1872 in seinem politischen Ver- 
mächtnisse seinen Landsleuten nicht zur Aussöhnung mit 
den Deutschen, sondern zum Anschlüsse an das minder 
civilisirte ferner stehende Russland. 

Nur die tiefe Verbitterung und die lange, quälende 
Krankheit des greisen Gelehrten lassen die in seinem po- 
litischen Vermächtnisse hinterlassenen, mit seinem ganzen 
politischen Wirken im Widerspruche stehenden Aufzeich- 
nungen erklären. In diesem Schriftstücke sagt er u. a. 
Folgendes: Es sei sein Hauptfehler gewesen, dass er zu 
dem Verstände und Rechtssinne des deutschen Volkes zu 
viel Vertrauen gehabt habe. Die Deutschen erheben die 
Rechte des Ein:?elnen in den Himmel, aber die Rechte 
der Nationen treten sie mit den Füssen. Er selbst lasse 
nun leider auch die Hoffnung auf eine dauernde Erhaltung 
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des österreichischen Staates fahren, denn durch das Ver- 
schulden der Deutschen und Magyaren ist das Reich auf 
der schiefen Ebene, die zum Abgrunde fuhrt, bereits zu 
weit vorgegangen. Palacky schätzt es sich als nicht ge- 
ringen Gewinn, dass er bereits keinen Grund mehr finde, 
sich vor irgend einer zukünftigen russischen Universal- 
monarchie zu fürchten. Sichergestellt sei, dass in Russ- 
land der ehemalige Widerwille gegen die slavischc Idee 
immer mehr und mehr schwindet, und dass die öffent"^ 
Kche Meinung dort überzeugt sei, die Union von sechzig 
Millionen Slaven werde seinerzeit zu einer Weltmacht 
heranwachsen. 

Was die Russen betreffe, sagt Palacky weiter, so werden 
diese als natürliche Blutsverwandte, Freunde und Helfer der 
Tschechen an diesen nicht Unterthanen, sondern Verbündete 
und nach Bedarf auch eine Avantgarde in Europa finden. 
Man bemühe sich, die Slaven zu schwächen, damit sie in Zu- 
kunft, bis der unvermeidliche Wettkampf des Germanen- 
thums mit dem Slaventhum herangebrochen sein wird, sich 
nicht an die Seite ihrer natürlichen Verwandten und Be- 
schützer zu stellen vermögen. Die Divergenzen der Kirche 
und Schrift stören die Verwandtschaft und Zuneigung der 
Russen und Böhmen nicht, die Ergebenheit der Böhmen 
dem römischen Stuhle gegenüber sei nicht unüberwindlich, 
und wenn die Russen wünschen, dass die Tschechen die 
lateinische Schrift fahren lassen und dafür die Gra2danka 
annehmen, so findet Palacky darin einen Beweis ihrer 
Zuneigung zu den Tschechen. Die Nichterfüllung seiner 
politischen Hoffnungen, die vielen Kränkungen, welche er 
erfahren, konnten den kranken verbitterten Greis dazu 
bringen, solche Gedanken niederzuschreiben und muss 
eine Entschuldigung hiefür darin gefunden werden, dass 
damals seine einst so glänzenden Geisteskräfte bereits ge- 
schwächt und im Abnehmen begriffen waren. Dass An- 
sichten, wie oben ausgesprochene, unter den Tschechen und 
Mährern, einige exaltirte Schwärmer oder Hetzer, wie 
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solche ja unter jedem Volke zu treflfen sind, ausgenommen, 
nicht nur keinen Anklang finden, sondern, dass auch die 
Propagirung solcher Ideen auf heftigen Widerstand stossen 
würde, weiss Jeder, welcher diese an ihre Nationalität an- 
hängliche, aber durch und durch loyale Bevölkerung 
kennt. 

Im Jahre 1873 rieth Professor Makuschew in War- 
schau, früher k. russischer Consulats-Secretär in Ragusa, 
in einer gegen OesteiTeich gerichteten Schrift, den West- 
slaven, sich durch Annahme der russischen Sprache und 
Schrift zu russificiren. Dem gegenüber erklärte Palacky, der 
sich noch einmal, wie zu Beginn seiner politischen Lauf- 
bahn, mehr Tscheche als Slave fühlte: »Wenn wir einmal 
aufhören müssten Tschechen zu sein, so kann es uns 
dann ziemlich gleichgiltig lassen, ob wir Deutsche, Wälsche, 
Magyaren oder Russen werden.« 

Durch diese Erklärung erscheinen seine in dem »po- 
litischen Vermächtnisse« ausgedrückten russischen Sym- 
pathien bedeutend abgeschwächt. 

Sobald die nationalen Bestrebungen auf das Gebiet der 
inneren Politik verpflanzt wurden, kam das Verlangen nach 
Gleichberechtigung der Nationalitäten untereinander und 
die Forderung, der Staat möge durch Errichtung natio- 
naler Schulen den Angehörigen aller Nationalitäten die 
Gelegenheit geben, ihre Sprache und Eigenart auszubilden, 
auf die Tagesordnung. Diese beiden berechtigten Wünsche 
wurden in weitestem Maasse erfüllt und nun hätte der 
nationale Friede in Böhmen und Mähren seinen Einzug 
halten können, wenn nicht die Führer der Tschechen auf 
parlamentarischem Boden einen erbitterten theoretischen 
Kampf für die Wiederherstellung eines selbstständigen 
böhmischen Staates, mit dominirender Stellung der Slaven 
in demselben, begonnen und deren Anhänger, in Anhoffnung 
dieses Ideales, den Streit ins private Leben übertragen und 
dort, wo sie sich in Majorität befanden, mit Versuchen, 
die Deutschen zu verdrängen, den Anfang gemacht hätten. 
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Bei der seit fünfzig Jahren so rasch gewachsenen Zahl 
der Tschechen kann wohl von Germanisirungsfortschritten 
nicht die Rede sein. Täglich liest man in tschechischen 
Zeitungen Artikel, aus welchen man die oben angeführten 
Bestrebungen nachweisen kann; so wird z. B. laut zur 
Verdrängung der Deutschen aus den mährischen Städten 
aufgefordert und der berüchtigte Ruf »svuj k sv^mu«, d. h, 
kauft nicht bei deutschen Kaufleuten und Gewerbetreiben- 
den, ertönt in jeder tschechischen Volksversammlung. Durch 
diesen Druck sollen die deutschen Kaufleute und Gewerbe- 
treibenden gezwungen werden, dort wo sie in der Mino- 
rität sind, entweder fortzuziehen oder sich zu slavisiren. 
Dass solche Bestrebungen, welche gewiss nichts mit 
geistigen Idealen zu schaffen haben, sondern nur auf dem 
egoistischen Motive beruhen, sich auf Kosten der deutschen 
Nationalität auszubreiten, ist wohl ebenso klar, wie der 
durch ein solches Vorgehen hervorgerufene Widerstand und 
die ausgeübten Repressalien der Deutschen berechtigt er- 
scheinen. 

Die österreichische Regierung hat die Pflicht, den 
nationalen Frieden im Lande aufrecht zu erhalten und die 
Existenz, sowie den territorialen Besitzstand der einzelnen 
Nationalitäten in der Monarchie gegen Vergewaltigung zu 
schützen. Der nationale Hader nimmt nicht nur einen 
grossen Theil der besten geistigen Kräfte des Volkes, 
welche auf anderem Felde besser verwerthet würden, für 
sich in Anspruch, er verhindert auch, indem er die Thä- 
tigkeit des Reichsrathes und der Landtage hemmt, zum 
Schaden des Staates eine gleichmässig fortschrittliche Ent- 
wicklung der national-ökonomischen und politischen Ver- 
hältnisse. 

Die Regierung darf daher nationale Verhetzungen 
nicht dulden, und unterliegt es keinem Zweifel, dass die 
Versuche nationaler Verdrängung mit dem Augenblicke 
aufhören werden, wo die Veranstalter derselben durch die 
energischen Massnahmen der Regierung zur Ueberzeugung 
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kommen, dass ihr Treiben fernerhin nicht geduldet wird. 
Nur wenn die Besorgniss um den nationalen Besitzstand, 
welche jetzt so viel Aufregung verursacht, entschwunden 
ist, wird ein friedliches Nebeneinanderleben der Tschechen 
und Deutschen wieder möglich sein« Auch sollte die Re* 
gierung durch ihre Organe und insbesondere in den 
Schulen dahin wirken, dass das Wesen der Nationalität 
und der Unterschied zwischen derselben und der Rasse 
oder Stammesgleichheit überall der Bevölkerung klar ge- 
macht werde. 

Die Nationalität ist, wie dies Dr. Gumplowicz in 
seinem Buche »Das Recht der Nationalitäten und Sprachen 
in Oesterreich-Ungamc deutlich zeigt, ein Gefühl der Zu- 
sammengehörigkeit, hervorgebracht durch ein gemeinsames 
Staatswesen und gefördert durch Cultur- und Interessen- 
gemeinschaft. Dieses Gefühl äussert sich als ein reges, 
nationales Bewusstsein und wird durchaus nicht durch 
Gemeinsamkeit der Sprache oder Abstammung bedingt. 
Die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Rasse kann nur 
durch Ererbung erlangt werden, dagegen kann jeder Ein- 
zelne nach Belieben die Nationalität wählen, zu der er 
sich zählen will. Eine Reinheit der Rasse ist in einem 
Staate, wo Jahrhunderte lang verschiedene Völker zu- 
sammenwohnen und zahlreiche Wechselheiraten vor- 
kommen, undenkbar. Daher werden z. B. in Böhmen und 
Mähren wohl nur sehr wenige Tschechen von heute den 
Beweis erbringen können, dass sie wirklich reine Slaven 
sind. Die Zusammensetzung der nationalen Parteien in 
vorerwähnten Ländern zeigt uns deutlich, dass die Natio- 
nalität von der Rasse vollkommen unabhängig ist. 

Daselbst bekennen sich viele Nachkommen deutscher 
Familien, so z. B. ein grosser Theil des aus deutschem 
Blute entsprossenen böhmischen Adels, zur tschechischen 
Nationalität, ohne hiedurch in der Lage zu sein, ihre Zu- 
gehörigkeit zur slavischen Rasse behaupten zu können, 
während anderseits manches Kind slavischer Eltern, mit 
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echt tschechischem Namen sich zur deutschen Nationa- 
lität rechnet. So reducirt sich die Nationalitätenfrage, weil 
die sonst oft schwer auszusöhnenden Charakterverschieden- 
heiten der einzelnen Rassen bei Mischvölkern nicht so 
ausgesprochen hervortreten, und auch alle Bewohner der 
vorerwähnten Länder einer und derselben Culturgemein- 
schaft angehören, zu einer Sprachenfrage ; diese kann und 
muss im Wege der Gesetzgebung gelöst und geordnet 
werden. 

Der thatsächliche Einfluss der Rassenmischung auf den 
Charakter der Bevölkerung zeigt sich deutlich in der Ver- 
schiedenheit des Typus und des Temperamentes der Böhmen 
und Mährer. Bei den letzteren, in welchen .ungarisches, 
süddeutsches und slavisches Blut vorkommt, herrscht das 
sanguinische Temperament mit leichtlebiger Heiterkeit vor, 
während in Böhmen der norddeutsche Einfluss ein cho- 
lerisches Temperament hervorgebracht hat, welches sich 
leicht zu anhaltender leidenschaftlicher Erregung hin- 
reissen lässt. 

Was die Aufgabe der staatlichen Organe, d. i. der 
Staatsbeamten anbelangt, nämlich die Pflicht derselben, 
den nationalen Uebei-griffen entgegenzutreten und klare 
Ansichten über die Grenzen der Berechtigung nationaler 
Tendenzen zu verbreiten, so ist die Lage derselben gerade 
in dieser Hinsicht in Oesterreich eine höchst * schwierige, 
da ein einheitliches, zielbewusstes Vorgehen der Beamten- 
schaft, welches auf diesem Felde gewiss den günstigsten 
Einfluss haben müsste, heutzutage kaum möglich ist. 
Nicht nur, dass Oesterreich keine festen staatlichen 
Traditionen, wie Preussen solche besitzt, aufzuweisen hat, 
nach welchen der Beamte sein Vorgehen regelt, auch 
der bedauerliche Mangel an einem concreten Regierungs- 
programme für die innere Politik, und das mystische 
Dunkel, mit welchem die Regierung seit Jahren die eigenen 
Ansichten über die nationalen Angelegenheiten umhüllt, 
machen es den Beamten schwer, nach einem bestimmten 
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System einheitlich und energisch in diesen Dingen vor- 
zugehen. 

Da es hier für den Beamten an einer Richtschnur 
mangelt, sieht sich derselbe jeden Augenblick in die Ge- 
fahr versetzt, seine amtlichen Entscheidungen in natio- 
nalen Sachen von der vorgesetzten Behörde desavouirt 
zu sehen; dies tritt um so öfter ein, als auch bei den 
höheren Instanzen selbst, in Folge des oftmaligen 
Wechsels der Ansicht über das Maass der zu gestatten- 
den nationalen Forderungen im Schosse der Regierung 
— Unklarheit darüber herrscht, wie etwaige Recurse 
gegen Anordnungen der ersten Instanz zu entscheiden 
seien. Dies macht natürlich das Auftreten der Beamten 
unsicher und schädigt ihr Ansehen ; dadurch wurde schon 
manchem eifrigen, pflichttreuen Manne die Lust am Staats* 
dienste verleidet. 

Die Sprachenfrage betreffend, ist es wohl in zwei- 
sprachigen Ländern eine unabweisbare Nothwendigkeit 
und Pflicht der Klugheit, dass die gebildeten Classen 
beide Landessprachen beherrschen, denn nur hierdurch 
wird das, Antipathie erregende, Misstrauen, welches über- 
all dort auftritt, wo ein Meinungsaustausch zwischen Ge- 
bildeten und Volk, wegen Unkenntniss der Volkssprache 
auf Seite der ersteren, unmöglich ist, behoben werden und 
können diese ihrer Aufgabe, belehrend und aufklärend auf 
weitere Kreise der Bevölkerung zu wirken, nur bei Kennt- 
niss der Volkssprache erfüllen. 

Die politische Erziehung des Volkes schreitet stets 
nur langsam vorwärts, und ist es nicht leicht, dieselbe in 
richtige Bahnen zu lenken. Insbesondere auf einem Gebiete, 
wo der Phantasie und den Leidenschaften des Einzelnen, 
Mangels jeder gesetzlichen Einschränkung, der weiteste 
Spielraum geboten erscheint, wäre es eine dringende Auf- 
gabe der Regierung und des Reichsrathes, jene Grenzen 
durch Gesetze zu fixiren, über welche hinaus nationale 
Aspirationen in Oesterreich nicht gestattet werden können. 
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Mit dem Wunsche, dass endlich an diese Aufgabe 
geschritten werde, und überzeugt, dass in der Lösung der- 
selben das beste Mittel zu finden sei, den nationalen Agi- 
tatoren den günstigen Boden für ihre Thätigkeit zu ent- 
ziehen, sowie ein einträchtiges Zusammenleben der ver- 
schiedenen Völker Oesterreichs zu ermöglichen, schliessen 
wir diese Schrift. 
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